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»KEinE EntlassungEn  
in dEr KrisE«

Interview mit IG Metall-Bezirksleiter Jörg Hofmann

Ein rückblick über vier Jahre ist ein langer Zeitraum. insbe-
sondere wenn es derart ereignisreiche vier Jahre sind. Was 
war die bestimmende Entwicklung dieser Zeit?
Jörg Hofmann: Das war sicherlich die Finanz- und Wirt-
schaftskrise, die uns Ende 2008 ähnlich wie ein Tsu-
nami überrollt hat. Die Auswirkungen dieses Bebens 
sind ja bis heute in Form der Spekulationskrise gegen 
Euro-Staaten zu spüren. Als es losging, waren wir im 
Herbst 2008 in der heißen Phase der Tarifrunde. Wir ha-
ben gesagt, 8 Prozent mehr Geld für die Beschäftigten 
sind fair. Doch dann ist die Immobilienblase in den USA 
geplatzt und hat die Weltwirtschaft in ihrem Sog mit in 
die Tiefe gerissen. Was wir in der Folge erlebten, war 
der tiefste und schwerste wirtschaftliche Einbruch der 
letzten Jahrzehnte. Bezogen auf Deutschland war es 

auf jeden Fall der heftigste wirtschaftliche Wirbelsturm 
seit Gründung der Bundesrepublik. Für den Verlauf der 
Tarifrunde bedeutete das, mit Vollgas in die Scheune zu 
fahren. Aus heutiger Sicht ist uns unter diesen Umstän-
den ein exzellenter Tarifabschluss geglückt, die Ent-
gelte stiegen um 4,2 Prozent. Das hatten die Beschäf-
tigten verdient und die Unternehmen konnten es sich 
trotz der damals längst erkennbaren Vorboten der Krise 
leisten, da sie 2007 ein absolutes Rekordjahr hinter 
sich hatten und sich auch 2008 in den ersten beiden 
Quartalen dieser Erfolg fortgesetzt hatten.

aber deutschland ist am Ende doch insgesamt besser 
durch das tal der Krise gekommen als alle anderen länder. 
Woran lag das?
An unserer klaren Orientierung: Keine Entlassungen in 
der Krise. Alle haben an einem Strang gezogen. Gewerk-

Editorial
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IG Metall-Bezirksleiter Jörg Hofmann
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schaften, Arbeitgeber und Politik in Deutschland sind 
nicht den üblichen Reflexen erlegen, sondern haben mit 
gemeinsamen Anstrengungen Maßnahmen ergriffen, um 
Beschäftigung zu sichern.

Was ist daran so neu?
Wenn wir uns frühere Krisen, die weit weniger massive 
Einbrüche der Wirtschaftsleistung mit sich brachten, 
anschauen, ist schnell zu erkennen, dass am Ende je-
des dieser Krisenzyklen 
deutlich weniger Beschäfti-
gung stand. Bei jedem Wirt-
schaftseinbruch haben die 
Arbeitgeber einen Teil ihrer 
Beschäftigten einfach vor 
die Türe gesetzt, um die Kos-
ten zu senken. Während der 
Krise Mitte der 90er Jahre hat 
die Metall- und Elektroindus-
trie in Baden-Württemberg 
etwa ein Viertel ihrer Arbeits-
plätze abgebaut: von knapp 
über einer Million auf etwa 750.000. Zwar sind die Be-
schäftigtenzahlen später auf über 800.000 gestiegen, 
doch das Vorkrisenniveau wurde nie wieder erreicht. Es 
war unser Anspruch als IG Metall, diesmal alles zu tun, 
um es gar nicht erst soweit kommen zu lassen. Und wir 
hatten Erfolg.

Woran lässt sich das festmachen?
An dem von aller Welt bewunderten »German Beschäfti-
gungswunder«. Das so benannte Modell hat sich als Zu-
gewinnmodell erwiesen. Grundlage waren die maßgeb-

lich von der IG Metall eingebrachten und von der Politik 
bereitwillig aufgegriffenen Vorschläge zur Kurzarbeit und 
Umweltprämie. 
Mit der intensiven Nutzung der Kurzarbeit wurde dann 
eine Zunahme der Arbeitslosigkeit verhindert und die 
Kaufkraft einigermaßen gesichert. Die dadurch entstan-
denen gesamtwirtschaftlichen Kosten haben sich längst 
ausgezahlt: Die Sozialkassen wurden nicht in dem Maße 
belastet, wie das bei gestiegener Arbeitslosigkeit der 

Fall gewesen wäre und die 
Steuerausgaben sind längst 
durch zusätzliche Einnah-
men egalisiert worden. All 
die Milliarden für Kurzarbeit 
und Umweltprämie kamen 
also im Endeffekt der Ge-
sellschaft zugute, die damit 
in der Lage war, eine nicht 
von der Realwirtschaft ver-
ursachte Krise derart gut 
zu bewältigen. Die private 
Nachfrage ist nicht eingebro-

chen, Handel und Handwerk haben profitiert. Und nicht 
zu vergessen: Ohne den beschrittenen Weg durch die 
Krise wären die Unternehmen nicht ansatzweise in der 
Lage gewesen, den anhaltenden Aufschwung derart zu 
bewältigen. Wir wären nie so schnell von 0 auf 100 ge-
kommen.

und die tarifverträge haben keine rolle bei der Krisen-
bewältigung gespielt?
Doch, natürlich. Ohne unsere Tarifverträge wäre unser 
Anspruch, mit allen Stammbeschäftigten durch die Krise 
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zu kommen, nicht zu erfüllen gewesen. Die Metall- und 
Elektroindustrie ist – gestützt durch die tarifvertraglich 
verankerten Möglichkeiten – auch weit besser als ande-
re Branchen durch die Krise gekommen, obwohl einzel-
ne Zweige extrem gebeutelt wurden, zum Beispiel der 
Maschinenbau.

Was ist damit konkret gemeint?
Arbeitszeitkonten haben uns die notwendige Zeit ver-
schafft, um auf die Situation reagieren zu können. Zu 
Beginn der Krise waren die Konten voll. Der Abbau der 
Stundenkonten hat uns Luft verschafft, die anderen Maß-
nahmen auf den Weg zu bringen. Dann haben wir die ge-
setzliche Kurzarbeit um die tarifliche Kurzarbeit ergänzt 
und Möglichkeiten geschaffen, sich während Kurzarbeit 
zu qualifizieren. Und mit dem Beschäftigungssicherungs-

tarifvertrag hatten wir ein weiteres wirksames Instru-
ment, dessen Wirkung sich in der aktiven Sicherung von 
Arbeitsplätzen entfaltet hat: Die Arbeitszeit kann nach 
dem Tarifvertrag um bis zu fünf Stunden pro Woche ab-
gesenkt werden. 

und die Beschäftigten sind den Weg einfach mitgegan-
gen? das hat doch die geldbeutel massiv angegriffen?
Sicher, es war für viele Beschäftigte ein schmerzhafter 
Weg, der auch Einschnitte zur Folge hatte: in zahlreichen 
Fällen von mehreren hundert Euro pro Monat. Und doch 
haben unsere Kolleginnen und Kollegen schnell erkannt: 
Jetzt ist Solidarität wichtig. Den eigenen Arbeitsplatz zu 
behalten war ihnen ein solches Opfer wert. Und ich kann 
nur noch einmal festhalten: Am Ende hat es sich für alle 
Beteiligten ausgezahlt.
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Wie schätzt du die aktuelle wirtschaftliche situation ein? 
ist die Krise ausgestanden?
Ja und nein. Deutschland ist aus der Krise heraus. Euro-
pa sicher noch nicht. Noch längst sind nicht alle Risiken 
beseitigt, denn die Politik hat nicht entschlossen genug 
gehandelt. Die Verursacher der Krise sind im Kern unge-
schoren davon gekommen. Niemand hat sie zur Verant-
wortung gezogen und sie wurden auch nicht zur Kasse 
gebeten, um die Krisenlasten zu bewältigen. Hier be-
steht noch immer dringender Handlungsbedarf.

Warum?
Weil sich längst neue Spekulationsblasen aufbauen, die 
irgendwann einmal platzen werden. Und weil das vor 
allem von der Bundeskanzlerin mit eiserner Hand ver-
hängte Spardiktat zur Bewältigung der Euro-Krise uns 
immer weiter in eine Sackgasse hineintreibt. Griechen-
land, Spanien, überall droht der Kollaps und der rigide 
Sparkurs verschärft die Situation und vergrößert die Not 
der Menschen.

aber die Bundeskanzlerin reklamiert für sich, mit ihrer 
Politik schlimmeres verhindert zu haben.
Das kann ich höchstens zum Teil unterschreiben. Bis 
zum Regierungswechsel 2009 trifft das zu. Wir hatten 
eine große Koalition aus CDU/CSU und SPD und mit Olaf 
Scholz einen Arbeitsminister, der die Mechanismen des 
Arbeitsmarktes verstanden hatte und rasch die Sinnhaf-
tigkeit der erweiterten Kurzarbeit erkannt hat. Seit die 
Union zusammen mit der FDP am Ruder ist, wurden Teile 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik wieder über Bord gewor-
fen und es wird wieder mehr an den Folgen der Krise he-
rumlaviert. Wir treten auf der Stelle. Das ist bedauerlich.

und wie sieht es mit der neuen grün-roten landesregie-
rung in Baden-Württemberg aus?
Ein Wechsel war überfällig. Natürlich ist auch hier nicht 
alles Gold, was glänzt. Aber man spürt deutlich einen 
frischen, einen anderen Wind, der durch die Gänge der 
Ministerien weht.

Woran ist das festzumachen?
Zunächst am Zugang. Wir haben in der neuen Landes-
regierung einen Gesprächspartner mit offenen Ohren 
für unsere Themen. Das war bei früheren Landesregie-
rungen nicht immer der Fall. Kurz nach dem Regierungs-
wechsel haben wir zum Beispiel unser landespolitisches 
Memorandum vorgelegt, aus dem viele Ideen aufgegrif-
fen und angepackt wurden.

Wo liegen die Herausforderungen der kommenden Zeit?
Es sind die Kernfragen, die uns schon die letzten Jah-
re bewegten: Wie gestalten wir eine Ökonomie die den 
Menschen dient, in der das Primat der Politik sich durch-
setzt und nicht der Rückzug der Politik vor einem unge-
hemmten Markt. Konkret etwa die Frage, ob endlich eine 
wirksame Regulierung der Finanzmärkte in Angriff ge-
nommen wird oder wieder die Allgemeinheit, wie aktuell 
in Europa, die Folgekosten des angerichteten Desasters 
zu tragen hat. Etwa durch massive Eingriffe in soziale 
und demokratische Rechte.
Sozialstaat und Demokratie – beides ist unmittelbar mit 
einer funktionierenden Tarifautonomie sowie mit star-
ken und handlungsfähigen Gewerkschaften verbunden. 
Daher bleibt ein wesentlicher Schlüssel, um Arbeitneh-
merinteressen Gehör zu verschaffen, unsere Mitglieder-
stärke. Die Fortführung der positiven Trendwende in der 
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Wir tschafts- und Arbeitsminister Nils Schmid 
auf der Bezirkskonferenz 2011

Ministerpräsident Winfried Kretschmann zu 
Gast auf der Bezirkskonferenz 2011

Der damalige Bundesarbeitsminister Olaf 
Scholz debattier t am 27. Juli  2009 mit der 

Ver trauenskörperleitung Daimler Sindelfingen

Eva Strobel , die Chefin der Landesagentur 
für Arbeit auf der Beschäftig ung spolitischen 

Konferenz der IG Metall  im Juli  2009
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Mitgliederentwicklung stärkt uns in allen Handlungsebe-
nen: im Betrieb, in der Tarifpolitik, in der Gesellschaft. 
Die Umsetzung des Projektes IG Metall 2009 und die 
nun zahlreich startenden Projekte, um auch außerhalb 
der immer noch stark gewerblich geprägten Mitglied-
schaft unseren Einfluss zu erhöhen, ist zwingend. 
Dies gilt auch für die Präsenz in den »Randzonen« der 
Betriebe: Sei es ausgelagerte IT, Logistik oder Werkver-
tragsvergabe in Produktion und Dienstleistung. Hier ist 
auch eine Weiterentwicklung der Mitbestimmung not-
wendig. Wir müssen uns der Herausforderung stellen, 
wie wir dieser Erosion des Betriebs begegnen, damit 
auch in Zukunft gilt: ein Betrieb – ein Betriebsrat – ein 
Tarifvertrag.

da hat sich die ig Metall aber viel vorgenommen.
Aber das ist notwendig, denn die Themen sind auch 
Basis dafür, erfolgreich auf eine Arbeitswelt Einfluss zu 
nehmen, die sich in den nächsten Jahren beschleunigt 
verändern wird: Seien es technologische Umbrüche und 
daraus resultierende neue Qualifikationsanforderun-
gen. Energiewende, nachhaltige Mobilität, Ressourcen-
knappheit sind Treiber eines solchen strukturellen Wan-
dels. 
Oder seien es die Folgen des demografischen Wandels 
und die daraus erwachsenden Anforderungen an mehr 
alternsgerechtes Arbeiten, eine bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, mehr Weiterbildung sowie flexib-
le Übergänge in die Rente. 
Oder seien es die sich andeutenden Veränderungen in 
der konkreten Arbeitswelt in der sich die klassischen 
Konflikte um Lohn und Leistung, ausufernde Arbeitszei-
ten und steigende Belastungen immer wieder an neuen 

Rationalisierungskonzepten auftun. Immer ist unsere 
gewerkschaftliche Handlungsmacht, und das heißt Mit-
gliederstärke, gefragt, sollen Beschäftigteninteressen 
nicht unter die Räder kommen.
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60. Bezirkskonferenz der IG Metall  Baden-
Wür ttemberg : viel Prominenz aus Politik und 

Wir tschaft zu Gast

Große Funktionärskonferenz am 22. September 
2010 im Glaspalast in Sindelfingen
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BeISPIeLe DeR KRISeNBeWäLtIGuNG

daimler sindelfi ngen: starke identifi kation mit der ig 
Metall bringt einmalige Vereinbarung

Am Morgen des 2. Dezember 2009, auf dem Weg zur 
Sitzung des Gesamtbetriebsrats, las Ergun Lümali am 
Ticker des Stuttgarter Flughafens die 
Nachricht, die einschlug wie eine 
Bombe: Am Vorabend hatte der Daim-
ler-Vorstand beschlossen, die Monta-
ge der C-Klasse aus Sindelfi ngen nach 
Bremen zu verlagern. 

»Per E-Mail und Pressemitteilung kam 
die Information«, sagt der stellvertre-
tende Betriebsratsvorsitzende in Sindelfi ngen, obwohl 
es die Spatzen schon monatelang von den Dächern pfi f-
fen, der Betriebsrat davor gewarnt und es noch am 1. De-
zember Protestkundgebungen gegeben hatte. 

Als die Meister dann den Beschäftigten in der Produk-
tion die Nachricht mündlich überbrachten, legten diese 
spontan die Arbeit nieder. Da gingen sie los, die hei-
ßen Tage im Dezember. Bis zum 10. Dezember, als mit 
der Vereinbarung »Sindelfi ngen 2020« die Beschäfti-

gungssicherung am Standort erreicht 
werden konnte, wechselten sich In-
formationsveranstaltungen mit Pro-
testmärschen und Kundgebungen 
ab. Die ganze Region stand hinter 
dem Werk, Zehntausende waren auf 
der Straße, die Produktion stand fast 
still. 

Ergun Lümali: »Es war Ausnahmezustand. Der kleinste 
Funken hätte zur Explosion gereicht.« Keiner habe ge-
wusst, was die nächsten Minuten bringen. Jeden Schritt 
der folgenden Verhandlungen stimmte der Betriebs-

Editorial

BeISPIeLe DeR KRISeNBeWäLtIGuNG

Erich Klemm
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rat mit der Belegschaft ab. Das »unglaubliche Engage-
ment«, die »beispiellose Solidarität« und die »starke 
Identifi kation mit der IG Metall, das hat am Ende zu der 
einmaligen Vereinbarung geführt«, so Lümali. 

Die bisher »schlimmste Krise dieses Unternehmens«, so 
sagte es Betriebs- und Gesamtbetriebsratsvorsitzender 
Erich Klemm, wurde als Chance genutzt: Die C-Klasse 
läuft zwar aus, aber das Werk wird als Kompetenz- und 
Innovationszentrum gestärkt (für die Oberklasse, Leicht-
bau, Entwicklung). Das und Weiteres kommt zur Beschäf-
tigungssicherung auf zehn Jahre hinzu. Ausführlich be-

schrieben sind die Eckpunkte von »Sindelfi ngen 2020« 
und die Chronik des Kampfes im »Brennpunkt Brisant«, 
Dez. 2009:

h t t p : / / w w w . d a i m l e r. i g m . d e / b e t r i e b s z e i t u n g e n / z e i t u n g .

h t m l ? i d = 3 5 2 3 6
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Bosch: Ein Beispiel gelebter solidarität

Trotz starker Umsatzeinbrüche – Bosch 
kam ohne betriebsbedingte Kündigungen 
durch die Krisenjahre von 2008 bis 2010. 
»Das ist ein gutes Beispiel gelebter Soli-
darität«, sagt Gesamt- und Konzernbe-
triebsratsvorsitzender Alfred Löckle. Früh 
legte der Gesamtbetriebsrat drei Grund-
sätze fest, nach denen mit dem Unterneh-
men Lösungen gefunden werden sollten:
> Wir wollten mit der ganzen Stammmannschaft durch 
die Krise, egal wie lange sie dauert, also Beschäftigung 
in der Krise sichern.
> Wir wollten, dass die Lasten der Krise fair zwischen Un-
ternehmen und Belegschaft geteilt werden.
> Wir wollten, dass die Lasten, die die Beschäftigten zu 
tragen haben, auf alle Beschäftigtengruppen fair und so-

lidarisch verteilt werden, von der untersten 
Entgeltgruppe bis zum Geschäftsfü hrer.
So wurden ab 2008 Schritt für Schritt im-
mer wieder modifi zierte Vereinbarungen 
zur Krisenbewältigung abgeschlossen, die 
2010 in die Gesamtbetriebsvereinbarung 
zur Krisenbewältigung mündeten. Sie gilt 
modifi ziert bis Mitte 2012 – die rasche 
Konjunkturbesserung ab der zweiten Hälf-
te 2010 war beim Abschluss noch nicht 
abzusehen. 

die wichtigsten Eckpunkte daraus:
> Krisenfolgen und strukturelle Probleme werden mit 
sozialverträglichen Lösungen bewältigt: Vorruhestand 
plus, Austritt rentennaher Jahrgänge, Altersteilzeit, Teil-
zeit, Sabbatjahre, freiwillige Aufhebungsverträge mit 
Abfi ndungen.

Alfred Löckle
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> Bosch verpflichtet sich, die (damals gültige) gesetzli-
che Kurzarbeit voll zu nutzen.
> Alle Beschäftigten inklusive der leitenden Angestell-
ten kompensieren einen Teil der tatsächlichen Fixkosten 
der Kurzarbeit über eine solidarische Umlage. Bei den 
Tarifbeschäftigten wurde dafür das Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld gekürzt.

Weitere Instrumente in dieser Betriebsvereinbarung 
sind zum Beispiel das tarifliche Kurzarbeitergeld, eine 
auf bis zu 31,5 Wochenstunden abgesenkte Arbeitszeit, 
die Förderung der Weiterbildung oder weniger Fremdver-
gaben. 2009, mit dem Tarifvertrag »Kurzarbeit, Qualifi-
zierung und Beschäftigung (KQB)« wurde die Gesamtbe-

triebsvereinbarung auf dieser Basis angepasst. Damit 
galt erstmals bundesweit für alle Bosch-Standorte eine 
einheitliche Tarifnorm.

Auch wenn die Krise überstanden ist – Alfred Löckle ist 
froh über die weiter gültigen Vereinbarungen: »Nach wie 
vor gibt es starke Verlagerungstendenzen an sogenannte 
Niedriglohnstandorte.« Die strukturellen Probleme vie-
ler Standorte und damit verbundene Personalüber hänge 
seien keineswegs erledigt. Auch bei Forschung und Ent-
wicklung, in Verwaltung, Einkauf und Vertrieb stünden 
die Kosten weiter auf dem Prüfstand. Alfred Löckle: »Au-
ßerdem wollen wir die erprobten Instrumente auch bei 
künftigen konjunkturellen Schwankungen nutzen.«
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Maschinenbau: das rückgrat der industrie steckt in sei-
ner tiefsten Krise

2009 drohte die Wirtschaftskrise den mittelständischen 
Maschinenbau in der Region Stuttgart zu zerstören. Auf-
tragseinbrüche und horrende Kreditbedingungen der 
Banken brachten immer mehr Betriebe in Not. Allein bei 
der Traub-Index-Gruppe in Esslingen und Reichenbach 
standen 780 Arbeitsplätze auf dem Spiel, mehr als ein 
Drittel der damals 2200 in der Gruppe. 
Die Belegschaften gingen auf die Straße und protestier-
ten in einer spektakulären Aktionswoche im Oktober 
2009 vier Tage lang rund um die Uhr vor der LBBW-Zent-
rale in Stuttgart. Neben Index und Traub demonstrierten 
auch Beschäftigte von KBA MetalPrint Stuttgart, Heller 
Nürtingen und weiteren Betrieben, zum Beispiel All-
gaier Uhingen oder Heidelberger Druck Amstetten und 
Ludwigsburg. »Die Maschinenbauer sind das Rückgrat 
der Industrie und trotzdem werden wir alleine gelas-
sen«, sagte damals Giovanni Conforti, Betriebsratsvor-
sitzender bei Index. Gefordert wurde eine andere Kre-

ditpolitik der Banken und die Unterstützung der CDU/
FDP-Landesregierung für die Unternehmen. »Das waren 
sehr belastende Jahre für die Beschäftigten wie für uns 
Betriebsräte«, sagt heute im Rückblick Mario Taccogna, 
stellvertretender Betriebsratsvorsitzender bei Index. 
Im November 2009 konnten die IG Metall Esslingen und 
die Betriebsräte eine Beschäftigungssicherung für Index 
und Traub aushandeln, die bis Ende 2010 teils Kurzarbeit 
null bedeutete. Als sich Anfang 2011 noch keine Besse-
rung abzeichnete, mussten Arbeitsplätze abgebaut und 
die Betroff enen zur Transfergesellschaft wechseln. 
Aber »überraschend und erfreulicherweise«, so Taccog-
na, ging‘s 2011 dann rasant aufwärts, »sodass wir am 
Ende glimpfl ich durchgekommen sind«. Vor der Krisen-
zeit hatte Index in Esslingen 1580 Beschäftigte, jetzt 
2012 sind es 1460. 
Der Aufschwung sorgte auch dafür, dass viele Entlasse-
ne aus der Beschäftigungsgesellschaft schnell wieder 
vermittelt werden konnten. »Fachkräfte sind knapp«, 
sagt Mario Taccogna und bilanziert: »In den schwieri-
gen Jahren haben wir zusammen mit der IG Metall das 
Bestmögliche herauszuholen versucht.« Für die Zukunft 
wünscht er sich, dass die früheren gesetzlichen Grundla-
gen zur Kurzarbeit wieder hergestellt werden: »Noch ein 
paar Monate Kurzarbeit hätten wir gebraucht, dann wäre 
es ohne Kündigungen gegangen.«

h t t p : / / w w w . b w . i g m . d e / n e w s / m e l d u n g . h t m l ? i d = 3 3 7 3 2

Giovanni Confor ti
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Einsatz für alle - das Kriseninterventionsprogramm der 
ig Metall gaggenau

»Wir wollten nicht nur Feuerwehr sein, sondern Gestal-
ter«, sagt Roman Zitzelsberger, Erster Bevollmächtigter 
der IG Metall Gaggenau, »im Sinn eines ganzheitlichen 
Krisenmanagements«. Deshalb startete die Verwal-
tungsstelle gleich zu Beginn der Krisenentwicklung im 
November 2008 unter dem Motto »Einsatz für Alle« ein 
massives Unterstützungsprogramm für Betroff ene, eine 
»Erste Hilfe für Beschäftigung«, so Zitzelsberger. 

Es war absehbar, dass die 
Arbeitgeber zuerst Leihar-
beiter und Befristete auf die 
Straße setzen würden. Des-
halb rückten diese Gruppen 
zuerst in den Fokus. Mit 
dieser Initiative setzte die 
IG Metall Gaggenau auch 
bundesweit Akzente: Kurz-
fristig wurde den IG Metall-
Mitgliedern eine Beratung 
zu allen Fragen des Sozial- 
und Arbeitsrechts angeboten. 
Arbeitszeugnisse standen ebenso auf dem Programm 
wie die Unterstü tzung beim Dialog mit der »Agentur fü r 
Arbeit«. Als besonders effi  zient stellten sich die mittel-
fristig greifenden Maßnahmen heraus: gemeinsames Er-
arbeiten eines Qualifi kationsprofi ls, spezielles Training 
für Online-Bewerbungen oder die Vorbereitung von Be-
werbungsgesprächen.
Die Gaggenauer suchten den direkten Kontakt zu den 

Betroff enen. »Wir warteten nicht darauf, dass sie sich 
vielleicht zu spät meldeten, sondern haben alle gleich 
angerufen«, sagt Roman Zitzelsberger. Bis heute profi -
tiert die Verwaltungsstelle davon: »Die Leiharbeiter sind 
bei der IG Metall geblieben.« Jetzt, im Jahr 2012, liegt ihr 
Organisationsgrad in den Gaggenauer Betrieben bei 72 
Prozent.

Auch bei den Stammbeschäftigten reagierte die Verwal-
tungsstelle »proaktiv«, wie Zitzelsberger sagt: »Qualifi -
zierung in der Kurzarbeit war das zentrale Thema, weil 

das neben der Sicherung 
von Arbeitsplätzen eine 
perspektivische Ausrich-
tung hat.« Dabei konnten 
die Gewerkschafter auf die 
passenden tarifl ichen Rege-
lungen zurückgreifen. Allein 
bei Mercedes-Benz Gagge-
nau hat rund ein Fü nftel der 
Belegschaft an Weiterbil-
dungen teilgenommen.

Mit der »Rastatter Erklä-
rung« vom Februar 2009 mobilisierten die Bevollmäch-
tigten Roman Zitzelsberger und Claudia Peter zudem 
Arbeitgeber, Kommunalpolitiker und Bankenvertreter für 
das gemeinsame Ziel: keine Entlassungen in der Krise. 
Für rund 15.000 Beschäftigte wurden In den Betriebsver-
einbarungen zur Beschäftigungssicherung Kü ndigungen 
ausgeschlossen. »Ohne diese Impulse hätte die Region 
die Krise sicher mit größeren Befü rchtungen des Arbeits-
platzabbaus erlebt«, sagt Roman Zitzelsberger.

Roman Zitzelsberger
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Heidelberg: Was tun, wenn der größte arbeitgeber 
schwächelt?

Das Jahr 2008 war ein Jahr der Extreme – jedenfalls in 
der Druckmaschinenindustrie. Die Heidelberger Druck-
maschinen hatte im Juni 2008 noch einen Auftragsein-
gang von über einer Milliarde Euro verzeichnet. Kurz da-
rauf brachen als Folge der Krise die Aufträge um mehr 
als die Hälfte ein. Der Vorstand kündigte den Zukunfts-
sicherungs-Tarifvertrag, der bis Mitte 2009 Kündigungen 
ausschloss: Weltweit sollten 5.000 Beschäftigte gehen, 
davon 2500 in Deutschland.
»Im November 2008 begann die Kurzarbeit«, so be-
richten Gesamtbetriebsratsvorsitzender Rainer Wagner 

und Heidelbergs Erster Bevollmächtigter Mirko Geiger: 
»Anfang 2009 zeichnete sich ab, dass Umsatzentwick-
lung und Auftragseingänge weit hinter den Erwartungen 
zurückbleiben würden. Die Gesamtlage des Konzerns 
war besorgniserregend.« Die Krise beschleunigte einen 
verschleppten Strukturwandel. Die Druckmaschinen 
sind immer produktiver geworden; der Markt wuchs 
nicht im gleichen Maß. »Zu viele Anbieter bekämpften 
sich gnadenlos mit Dumpingpreisen«, so Mirko Geiger. 

»Die Strategie von Betriebsrat und IG Metall hatte den Er-
halt möglichst vieler Arbeitsplätze zum Ziel – ohne Kon-
frontationen, die den Erhalt des Unternehmens gefähr-
det hätten«, sagt Rainer Wagner: »Unser Hauptanliegen 
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war zunächst der Zeitgewinn und 
die Nutzung der Möglichkeiten von 
Kurzarbeit und Qualifizierung.« Da-
bei halfen die erweiterten Regelun-
gen zur tariflichen Kurzarbeit. Den-
noch – trotz der Proteste von 6.000 
Beschäftigten – führte an einem 
Jobabbau kein Weg vorbei. »Das 
war schnell deutlich«, sagt Mirko 

Geiger. Die »zweitbeste Lösung« war die Transfergesell-
schaft Weitblick. 1170 Beschäftigte mussten schließlich 
gehen, 1054 von ihnen wurden im März 2010 von Weit-
blick zu 90 Prozent des bisherigen Nettoverdienstes auf-
genommen. Weitblick hat nach Meinung von Rainer Wag-

ner und Mirko Geiger ihre 
Aufgabe bis 2012 sehr 
gut erfüllt: »Die Vermitt-
lungsquote in neue Jobs 
lag bei etwa 80 Prozent.«
Auch jetzt ist die Struk-
turkrise noch immer nicht 
überwunden. Im Früh-
jahr 2012 sollten wieder 
1200 Beschäftigte gehen. Dies verhinderten Betriebsrat 
und IG Metall, die Alternativen zu Entlassungen aushan-
deln konnten. Wichtigstes Mittel dabei ist eine auf 31,5 
Wochenstunden verkürzte Arbeitszeit mit Teillohnaus-
gleich.
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Zf friedrichshafen: Betriebsrätepreis für 
Beschäftigungssicherung

Bei ZF in Friedrichshafen konnte der Betriebsrat über 
die Krise hinweg Kündigungen verhindern und mehr als 
500 befristet Beschäftigte an Bord behalten. Als es bei 
der ZF wieder boomte, erhielten 369 von ihnen im Fe-
bruar 2011 einen unbefristeten Arbeitsvertrag. Möglich 
gemacht hatte das ein solidarisches Maßnahmenpaket, 
das die Betriebsräte 
mit ihren Vorsitzenden, 
Hans Kirchgässner und 
Achim Dietrich-Stephan, 
an der Spitze 2009 aus-
gehandelt hatten. 

Dafür gab‘s im gleichen 
Jahr übrigens den Deut-
schen Betriebsrätepreis 
in Silber. Die meisten 
der Befristeten hatten 
einmal als Leiharbeiter 
bei der ZF angefangen.
Das Maßnahmenpaket sah vor: Befristete Verträge wur-
den (zunächst) bis Juli 2010, dann bis Januar 2011 ver-
längert. Azubis und Studenten der Berufsakademie wur-
den 2009 übernommen. Die Azubis waren von der 
Kurzarbeit ausgenommen, die damals 2500 der 8500 
ZF-Beschäftigten betraf. Beschäftigten in Kurzarbeit 
wurde ein ausgleichender Zuschuss gezahlt. Für renten-
nahe Jahrgänge wurde ein Abfi ndungsprogramm aufge-
legt, Qualifi zierungsprogramme und Stipendien ergänz-
ten das Paket.

Ein Beschäftigungssicherungsfonds fi nanzierte diese 
Maßnahmen. ZF zahlte dort knapp sechs Millionen Euro 
ein. Führungskräfte verzichteten auf eine Erhöhung ihrer 
Bezüge. 

Die Beschäftigten spendeten jeweils 15  Stunden aus 
ihren Zeitkonten, viele gaben freiwillig mehr. Die Mittel 
aus der verschobenen Tariferhöhung 2010 fl ossen 

ebenfalls in den Fonds. 
Arbeitgeber und Be-
triebsrat entschieden 
paritätisch über die Ver-
wendung der Mittel. 
»Das Geld geht an die 
Mitarbeiter und nicht 
in die Taschen des Ar-
beitgebers«, sagte da-
mals Dietrich-Stephan, 
der stellvertretende Be-
triebsratsvorsitzende. 
»Das, was hier mit der 
Übernahme von 369 Be-

fristeten erreicht wurde, ist das gemeinsame Werk einer 
starken IG Metall und durchsetzungsfähigen Betriebsrä-
ten«, so Lilo Rademacher, Zweite Bevollmächtigte der IG 
Metall Friedrichshafen-Oberschwaben. 

Nach der Krise ist womöglich vor der Krise, sagte sich 
der ZF-Betriebsrat: Der Fonds soll deshalb bestehen 
bleiben, »um in einer schwierigen Lage schnell handeln 
zu können«, sagte Hans Kirchgässner, der auch ZF-Ge-
samtbetriebsratsvorsitzender ist.

Hans Kirchgässner
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Lilo Rademacher

Achim Dietrich-Stephan



26
Altersteilzeit  ........................................................  28 - 29

Tarifrunde 2008  ................................................  30 - 33

Tarifrunde M + E 2010  ...................................  34 - 37

Tarifrunde 2012  ................................................  38 - 43

Metallhandwerk  ................................................  44 - 47

Edelmetallindustrie  ........................................  48 - 49

Holz und Kunststoff  ........................................  50 - 51

Textil und Bekleidung .....................................  52 - 53

tarifPolitiK



27



28

tarifPolitiK

Trotz einer Riesenwelle an Warnstreiks – mehr als 
210.000 waren es in Baden-Württemberg, 360.000 
bundesweit: Die Arbeitgeber ließen im Juni 2008 die  
Verhandlungen um eine neue Altersteilzeit platzen – in 
der siebten Verhandlungsrunde. 
Die Belegschaft von Stihl in Waiblingen 
hatte sich ganz besonders für die Fort-
setzung der Altersteilzeit eingesetzt, 
nachdem das Gesetz geändert worden 
war und die finanzielle Förderung durch 
die Arbeitsagentur wegfiel. »Keiner sägt 
uns an der Altersteilzeit«, so lautete ihr 
Motto. »Bei uns gab es eine fast hun-
dertprozentige Wiederbesetzungsket-
te«, sagt der Betriebsratsvorsitzende 
Luigi Colosi: Die Älteren konnten plan-
mäßig in Rente gehen, dafür wurden die Jungen über-
nommen. »Diese Beschäftigungsbrücke war ein richtiges 

Erfolgsmodell und es wäre tragisch gewesen, wenn wir 
das nicht hätten fortsetzen können.« Seit dem Jahr 2000 
konnten fast 300 Arbeitsplätze wiederbesetzt werden.
Mit Erleichterung ist es deshalb aufgenommen worden, 
dass im September 2008 doch noch die »Neue Alters-

teilzeit« erreicht werden konnte. »Das 
Ergebnis ist eine beachtliche Leistung«, 
so damals Bruno Heilmann von Illig 
in Heilbronn. Und Roman Zitzelsber-
ger von der IG Metall Gaggenau bilan-
ziert: »Wenn ich unsere Ausgangslage 
betrachte, haben wir alle Hürden, die 
uns Gesamtmetall und Südwestmetall 
in den Weg gestellt haben, übersprun-
gen.« Auch die Jugend zeigte sich zu-
frieden. »Wir können den Auslernern 

jetzt sagen: Der Tarifvertrag schafft euch neue Chancen 
und den Älteren können wir viel Spaß in der Freistel-

ALteRSteILZeIt
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lungsphase wünschen. Was will man mehr«, urteilt Tina 
Otromke von Bosch in Reutlingen. »Ohne diesen Tarif-
vertrag hätten wir heute beim Stihl keine Altersteilzeit 
mehr«, sagt Colosi. Bei rund 3.000 Beschäftigten gibt es 
derzeit 2012 ein befristet erhöhtes jährliches Altersteil-
zeitkontingent von 43 Plätzen. Weil die Plätze begehrt 
sind, die Arbeitsbelastung und der Anteil der über Sech-
zigjährigen im Betrieb weiter steigen werden, »kämpfen 
wir um eine weitere Verlängerung«, so Colosi – nicht nur 
im Interesse der sechzig Azubis pro Jahrgang: »Wir brau-
chen diese Ausstiegsmöglichkeiten. Die Leute möchten 
gehen, wenn sie es sich leisten können«, sagt Luigi Co-
losi. 

2010 trat der »Tarifvertrag zum fl exiblen Übergang in 
die Rente« in Kraft. Er sichert die Altersteilzeit per Be-
triebsvereinbarung bis Ende 2016 zu. Wo es keine Be-
triebsvereinbarung gibt, haben bis zu vier Prozent der 
Beschäftigten Anspruch auf einen Altersteilzeitvertrag. 
Eine detaillierte Beschreibung aller Regelungen zur Neu-
en Altersteilzeit gibt’s hier:

w w w . b w . i g m . d e / e x t r a / t a r i f i n f o / 2 0 0 8 / a l t e r s t e i l z e i t . h t m l
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»Es geht um mehr. Vor al-
lem um mehr Geld für die 
Beschäftigten«, so brach-
te IG Metall-Bezirksleiter 
Jörg Hofmann die Themen 
der Tarifrunde 2008 auf 
einen gemeinsamen Nen-
ner. Und mit diesem Mot-
to ist die IG Metall in die 
Tarifrunde 2008 gezogen. 
Anfang September disku-
tierte die Tarifkommission der Metall- und Elektroindust-
rie eine Bandbreite der Entgeltforderung zwischen 7 und 
8 Prozent. Am 22. September beschloss das Gremium 
einstimmig die Forderung und fortan kämpfte die IG Me-
tall im Südwesten »konsequent für 8 Prozent«.
»Es ist der richtige Weg, die Konjunktur über mehr Nach-
frage zu stärken. Die 8 Prozent sind richtig«, sagte da-

mals Marianne Thieme 
von der ZF in Friedrichs-
hafen. Der damalige 
Betriebsratschef von 
Daimler Untertürkheim, 
Helmut Lense sah in der 
Forderung sogar eine not-
wendige Reaktion auf die 
heraufziehende Finanz-
marktkrise. »Die Beschäf-
tigten lassen sich nicht 

zweimal für eine Krise zur Kasse bitten, die sie nicht 
verursacht haben – einmal über Steuern und das zweite 
Mal über Lohnzurückhaltung. Das Geld ist weg, weil es 
verzockt worden ist; nicht weil die IG Metall 8 Prozent 
fordert«, so Lense Ende Oktober 2008.
Um Druck zu machen, waren am 28. Oktober  5.200 
Funktionäre zu einer Konferenz nach Karlsruhe gekom-

tARIFRuNDe 2008
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men. Bezirksleiter Hofmann hatte dort den Arbeitgebern 
vorgworfen, »jeden Maßstab verloren und sich an den 
steigenden Profi ten berauscht zu haben.«
Was folgte, war eine wochenlange Hängepartie. Zwar 
legten die Arbeitgeber bereits beim dritten Treff en ein 
Angebot auf den Tisch. Doch was der IG Metall einen Tag 
vor dem Ende der Friedenspfl icht als Angebot verkauft 
werden sollte, war eine Provokation für die Beschäftig-
ten: 0,8 Prozent Einmalzahlung für November und De-
zember 2008 und für 2009 eine Entgeltsteigerung von 
2,1 Prozent. Die Antwort der Beschäftigten ließ demnach 
nicht lange auf sich warten. Und sie war massiv. Pünkt-

lich am 1. November starteten die Warnstreiks im Be-
zirk. Den Auftakt machten um 4.15 Uhr 1.000 Beschäf-
tigte der Nachtschicht bei Audi in Neckarsulm. 172.500 
Warnstreikende aus hunderten Betrieben wurden bis 
zur vierten und entscheidenden Tarifverhandlung am 
11. November in Baden-Württemberg gezählt, rund 
600.000 waren es bundesweit. Und die Zeichen standen 
auf Streik. Parallel zu den Vorbereitungen des nächsten 
Aufeinandertreff ens der Verhandlungskommissionen 
von IG Metall und Südwestmetall wurden mit Hochdruck 
die Weichen für einen drohenden Arbeitskampf gestellt. 
Sollte es in der vierten Runde kein Ergebnis geben, ruft 

Ber thold Huber, 1.  Vorsitzender der IG Metall
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die IG Metall die Beschäftigten zum Arbeitskampf auf, so 
die Drohung. Die Urabstimmungszettel rotierten bereits 
auf der Druckmaschine und wurden in die Lkws der Spe-
dition verladen, als der Knoten doch noch platzte: 
In den Morgenstunden des 12. November gelang dann 
in Sindelfingen nach fast 24-stündigen Verhandlungen 
der Durchbruch: 510 Euro Einmalzahlung für November 
und Dezember 2008 sowie Januar 2009. 2,1 Prozent Vor-
weganhebung der Tabellen von Februar bis April 2009. 
Ab Mai 2009 galt dann die volle tabellenwirksame Ent-
gelterhöhung von 4,2 Prozent. Zusätzlich gab es für die 

Monate Mai bis Dezember 2009 eine weitere Einmalzah-
lung von 122 Euro, die mit dem Entgelt im September 
ausgezahlt wurde. 
Die Große Tarifkommission hat das Tarifergebnis am 20. 
November mit 11 Gegenstimmen aus dem 220-köpfigen 
Gremium angenommen. Porsche-Betriebsratschef Uwe 
Hück sagte damals: »Die Verhandlungskommission hat 
gut verhandelt. Ihr habt das Beste aus der Situation ge-
macht.« Und Heinz Eyer von Audi in Neckarsulm meinte: 

»Am Anfang gab es auch negative Stimmen. Aber inzwi-
schen kann ich für die Audi sagen: Wir stehen hinter 
dem Ergebnis.«
»Wir sind mit Vollgas in die Scheune gefahren«, kons-
tatierte auch Verhandlungsführer Hofmann nach dem 
Tarifabschluss. Doch angesichts der sich rasant verän-
dernden wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sei der 
Abschluss im Ergebnis absolut vertretbar gewesen. In 
der Kritik standen dagegen die Arbeitgeber. Sie hatten 
wiederholt während der Verhandlung gemachte Zusagen 
später wieder vom Tisch genommen und so eine Lösung 
auf dem Verhandlungsweg unnötig erschwert. Am Ende 
titelten viele Tageszeitungen zum Tarifabschluss »Ein 
Sieg der Vernunft«. Das hat für das Ergebnis bis heute 
Gültigkeit, nicht aber für das damalige Verhalten der Ar-
beitgeber.
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»Jobpaket südwest« hat arbeitsplätze und Einkommen 
gesichert >

Die Tarifrunde 2010 fand im Schatten der schwersten Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise der Nachkriegszeit statt. Das 
Gebot der Stunde lautete, die Arbeitsplätze und Einkom-
men der Beschäftigten zu erhalten. 

Zwei Jahre danach fällt die Bilanz positiv aus. Das von 
der IG Metall Baden-Württemberg und Südwestmetall im 
Februar 2010 geschnürte »Jobpaket Südwest« hat nicht 
nur die Einkommen der Beschäftigten gesichert, vor al-
lem bot der Tarifvertrag »Kurzarbeit, Qualifizierung und 
Beschäftigung« (TV KQB) die richtigen Instrumente, sie 
in den Betrieben zu halten.

Beschäftigung >

In den Tarifverhandlungen der Metall- und Elektroindus-
trie von 2010 wurde zunächst vereinbart, dass gesetzli-
che Kurzarbeit immer dann, wenn sie möglich war, auch 
durchgeführt werden musste. Betriebsräte konnten ge-
setzliche Kurzarbeit durchsetzen, wenn sich ein Arbeit-
geber weigerte. Der Tarifvertrag sicherte den Beschäftig-
ten eine Aufzahlung auf das Kurzarbeitergeld.
Völlig neu war das Element der tariflichen Kurzarbeit: 
Wenn gesetzliche Kurzarbeit nicht ausreichte, um die 
Durststrecke eines Unternehmens zu überbrücken, setz-
te sie ein, bis wieder gesetzliche Kurzarbeit möglich war. 
So konnte eine Phase tariflicher Kurzarbeit bis zu sechs 
Monate dauern.

tARIFRuNDe  
MetALL- uND eLeKtROINDuStRIe 2010
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tarifvertrag Kurzarbeit und Beschäftigung >

Der Beitrag der Beschäftigten zum Überstehen der Krise
war erheblich: Weihnachts- und Urlaubsgeld konnten in
fest definierten Fällen gekürzt werden und Arbeitszeit-
konten dienten als Puffer. Doch den eigenen Arbeits-
platz zu erhalten, war wichtiger. Einen fairen Rahmen 
dafür bot der Tarifabschluss von 2010. 

Qualifizierung >

In Erweiterung bestehender Regelungen können sich 
Beschäftigte nun bis zu fünf Jahren für weiterführen-
de Schule und Studium freistellen lassen. Dies gilt mit 
Rückkehrrecht auch für Auszubildende unmittelbar nach 
der Ausbildung. Viele Beschäftigte, gerade auch Auszu-
bildende, nutzten diese Möglichkeit während der Krise 
und trugen so produktiv dazu bei, die Beschäftigungs-
probleme zu verkleinern. 
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Eingeführt wurde auch ein Anspruch auf eine »Qualifi-
zierungsteilzeit«. Beschäftigte können bis zu vier Jahren 
in Teilzeit gehen, zunächst aber Vollzeit weiterarbeiten. 
Das angesparte Arbeitszeitvolumen kann auch im Block 
für eine Freistellung genutzt werden. Die Vergütung läuft 
auch in diesem Zeitraum weiter.
Und nicht zuletzt wurde der Tarifvertrag dafür geöffnet, 
während Kurzarbeit Qualifikationsmaßnahmen durchzu-
führen. »Weiterbilden statt Brachlegen« – dieses Motto 
griffen viele Betriebsräte auf und es trug dazu bei, nicht 
nur die Krise zu überstehen, sondern mit noch besser 
qualifizierten Mannschaften aus der Krise zu starten.

Entgelt >

Zum Jobpaket gehörte auch mehr Geld. Einmalzahlun-
gen von 320 Euro für die Beschäftigten und 120 Euro für 

die Auszubildenden sowie ein tabellenwirksames Plus 
von 2,7 Prozent ab April 2011 haben die Realeinkom-
men in der Branche stabilisiert. Die Erhöhung konnte 
um zwei Monate vorgezogen oder verschoben werden. 
In Baden-Württemberg haben etwa 30 Prozent der Be-
triebe die Erhöhung aufgrund der wirtschaftlich guten 
Lage vorgezogen. 

altersteilzeit >

Auch die tarifliche Altersteilzeit ist ein Baustein des Job-
pakets. Die Finanzierung des Tarifvertrags zum flexiblen 
Übergang in die Rente (TV FlexÜ) bis März 2012 hat es 
älteren Beschäftigten ermöglicht, weiterhin vorzeitig zu 
fairen Bedingungen aus dem Erwerbsleben auszuschei-
den. Das erleichtert jungen Menschen den Weg in die 
Betriebe. Die Kosten dafür tragen Arbeitnehmer und Ar-



37

beitgeber zu gleichen Teilen mit jeweils 0,4 Prozent aus 
dem Volumen der Entgelterhöhung. 

A u s f ü h r l i c h e  I n f o r m a t i o n e n  z u m  Ta r i f a b s c h l u s s  2 0 1 0  g i b t  d i e 

B r o s c h ü r e  » E i n  Ta r i f v e r t r a g ,  d e r  d e n  M e n s c h e n  S i c h e r h e i t 
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»Die Stammbelegschaften der Metall- 
und Elektroindustrie verlangen in dieser 
Tarifrunde ihren Anteil am wirtschaftli-
chen Erfolg der Unternehmen«, so be-
schrieb Erich Klemm, Gesamtbetriebs-
ratsvorsitzender der Daimler AG, Mitte 
Mai eines der Ziele der Tarifrunde 2012. 
Mit einmaligen Sonderzahlungen, die oh-
nehin nur wenige Belegschaften bekom-
men würden, sei es nicht getan. »Was wir 
brauchen ist eine dauerhafte Erhöhung der Entgelte. In 
dieser Tarifrunde geht es uns aber auch um faire Chan-
cen für die Jugend und die Tausenden von Leiharbeitern 
in den Betrieben, die noch auf einen festen Platz in der 
Mitte unserer Belegschaften hoffen.« 
Nach langer und intensiver Debatte beschloss die Große 
Tarifkommission Ende Februar 2012 ein Paket mit drei 
gleichwertigen Forderungen: 

> 6,5 Prozent mehr Geld für 12 Monate, 
> mehr Mitbestimmung der Betriebsräte 
beim einsatz von Leiharbeit im Betrieb und
> die unbefristete Übernahme der Ausge-
bildeten und Verbesserungen des Ausbil-
dungszugangs für benachteiligte Jugend-
liche.
Die Entgeltforderung wurde – erwar-
tungsgemäß – von den Arbeitgebern 
als »völlig überzogen« zurückgewiesen. 

Dabei hatten die allermeisten Unternehmen Rekordge-
winne eingefahren, die allenfalls 2007 noch höher aus-
gefallen waren. Die durchschnittliche Umsatzrendite lag 
bei stattlichen 4,2 Prozent, dem zweitbesten Wert seit 
der Wiedervereinigung. Doch das Teilen mit den Men-
schen, die den Betrieben solch gigantische Umsätze 
und Erträge erst möglich machen, fällt den Arbeitgebern 
bekanntlich besonders schwer. Viel lieber stopfen sie 

tARIFRuNDe 2012
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die Gewinne in die eigenen Taschen. Nur ein Beispiel: 
Eine Entgelterhöhung von 6,5 Prozent für die 800.000 
Beschäftigten der Metall- und Elektroindustrie im Süd-
westen macht etwa ein Volumen von 2,1 Milliarden Euro 
aus. Alleine der Automobilbauer Daimler hat in diesem 
Jahr 2,3 Milliarden Euro als Dividende an seine Aktionä-
re ausgeschüttet.

Ähnlich auch der Umgang mit den qualitativen Themen 
dieser Tarifrunde. Die Arbeitgeber verweigerten lange 
Zeit schlicht konstruktive Verhandlungen und beharrten 
auf der bisherigen Praxis bei Übernahme von Azubis und 
dem Einsatz von Leiharbeit. »Das ist ein Herr-im-Hause-
Standpunkt, der in einer modernen Arbeitswelt des 21. 

Jahrhunderts nichts verloren hat«, so IG Metall-Bezirks-
leiter Jörg Hofmann. 
Dabei waren die Forderungen nach Übernahme der Aus-
gebildeten und Mitbestimmung bei Leiharbeit keines-
wegs überraschend gekommen. Seit Sommer 2011 hatte 
die IG Metall in Gesprächen mit Südwestmetall um Ant-
worten und Lösungen zu diesen beiden Themen gerun-
gen. Erklärtes Ziel war es, beides aus den Anfang 2012 
anstehenden Entgelttarifverhandlungen herauszuhal-
ten. »Die Gespräche waren zäh wie Kaugummi«, meint 
Frank Iwer und so mussten die beiden qualitativen The-
men zusammen mit der Entgeltforderung zu einer Ge-
samtforderung verwoben werden. Doch auch in den ers-
ten vier Verhandlungsrunden zwischen März und Anfang 
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Mai bewegte sich so gut wie nichts am Verhandlungs-
tisch. Mit einem mehr als dürftigen Angebot von 2,57 
Prozent auf 12 Monate sowie Gegenforderungen befeu-
erte Südwestmetall den Unmut der Kolleginnen und Kol-
legen in den Betrieben. Diese gaben die einzig richtige 
Antwort, indem sie sich massiv an den Warnstreiks be-
teiligten. Unmittelbar nach Ende der Friedenspflicht am 
28. April begannen erste Aktionen vor den Werkstoren. 
Bis 15. Mai hatten sich 236.700 Beschäftigte aus 990 
Betrieben beteiligt.
Doch es brauchte noch 37 Stunden intensivster Ver-
handlungen, mit einem Tag Unterbrechung dazwischen, 
ehe die Unterschriften unter die neuen Tarifverträge ge-
setzt werden konnten. Doch am Ende konnte sich die IG 
Metall mit ihren wesentlichen Forderungen durchsetzen:

>  Die Beschäftigten bekommen ab Mai 2012 4,3 Pro-
zent mehr geld, 

>  ausgebildete werden in der Regel un-
befristet übernommen und

> Betriebsräte können bei leiharbeit 
mehr mitbestimmen.

Christian Schwaab von Daimler Gagge-
nau und Mitglied der Verhandlungskom-
mission bezeichnete den Abschluss 
als »gutes Ergebnis in allen drei Punk-
ten. Aus Sicht der Jugend ist es aber richtig gut.« Eine  
Meinung, die viele teilen. Auch Hannes Hofmann,  
Jugendvertreter von Hirschmann und ebenfalls mit am 
Verhandlungstisch: »Ein Superabschluss für die Jugend. 
Wir haben in Sachen unbefristeter Übernahme erreicht, 
was wir wollten.« Auch Herbert Kasparek von Liebherr 
in Ulm meinte im Anschluss an die Gespräche: »Unterm 

Strich können wir sehr zufrieden sein.« Rainer Wietstock 
von John Deere in Mannheim sieht die materiellen Er-
wartungen der Beschäftigten durch das Ergebnis erfüllt. 
»Und bei der Leiharbeit bekommen Betriebsräte ein 
wichtiges Werkzeug an die Hand.«

das Ergebnis im Überblick > 

Entgelt
Rückwirkend zum 1. Mai 2012 steigen die Entgelte in 
der Branche um 4,3 Prozent. Der Tarifvertrag hat eine 
Laufzeit von 13 Monaten bis Ende April 2013. »Damit 
ist es gelungen, die Belegschaften am wirtschaftlichen 
Aufschwung zu beteiligen und ihnen reale Entgeltzu-
wächse zu sichern«, erklärte IG Metall-Bezirksleiter Jörg 
Hofmann nach den Verhandlungen.

Übernahme
Die IG Metall hat die unbefristete Über-
nahme der Ausgebildeten als Grund-
satz durchgesetzt. Ihr stehen höchstens 
personenbedingte Gründe sowie akute 
Beschäftigungsprobleme entgegen. Der 
genaue Bedarf an Ausbildungsplätzen 
wird von den Betriebsparteien ermittelt 
und festgelegt. Vereinbaren sie vor Be-

ginn der Ausbildung den Bedarf, besteht der Anspruch 
auf unbefristete Übernahme für die Zahl der nach Bedarf 
Ausgebildeten. Soweit es keine Vereinbarung zum Aus-
bildungsbedarf gibt, müssen Betriebsrat und Arbeitge-
ber spätestens sechs Monate vor Ende der Ausbildung 
den absehbaren Bedarf beraten. Den nach Bedarf Aus-
gebildeten ist ein unbefristetes Arbeitsverhältnis anzu-
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bieten. Aber auch die über den Bedarf Ausgebildeten 
muss der Arbeitgeber für mindestens 12 Monate über-
nehmen. Drei Monate vor Auslaufen der Befristung ist 
die Möglichkeit der Weiterbeschäftigung zu prüfen. Der 
Tarifvertrag gilt für Auszubildende, die ab 2013 ihren 
Abschluss machen.

leiharbeit
Erstmals beschreibt ein Tarifvertrag die Rahmenbedin-
gungen, unter denen Leiharbeit im Betrieb zum Einsatz 
kommen kann. Das darf künftig nur dann sein, wenn die 
Entgelt- und Arbeitsbedingungen oder die Arbeitsplätze 
im Entleihbetrieb dadurch nicht gefährdet werden. Stellt 
der Betriebsrat eine Gefährdung fest, kann er seine Zu-

stimmung begründet verweigern. Leiharbeit ist nicht 
zulässig, wenn sie nicht zeitlich begrenzt ist oder kein 
Sachgrund vorliegt. In einer freiwilligen Betriebsverein-
barung können zudem Einsatzzwecke und -bereiche 
sowie Volumen von Leiharbeit im Betrieb geregelt wer-
den. Dort können außerdem die Höhe der Vergütung 
sowie die Höchstdauer des Einsatzes und Übernahme-
regeln für Leiharbeiter geregelt werden. Im Gegenzug 
kann eine Ausweitung der Quote der Beschäftigten mit 
40-Stunden-Verträgen um bis zu 12 Prozent vereinbart 
werden. In gleichem Maße muss der Arbeitgeber dann 
aber 30-Stunden-Vollzeitarbeitsverträge anbieten. Ohne 
Betriebsvereinbarung muss der Entleihbetrieb nach spä-
testens 18 Monaten prüfen, ob er dem Leiharbeiter ein 
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Arbeitsverhältnis anbieten kann. Spätestens nach 24 
Monaten muss er ein Angebot machen.
Ab 1. November können sich die Leiharbeitnehmer in der 
Metall- und Elektroindustrie zudem über deutlich mehr 
Geld freuen. Ab dann greifen die zwischen IG Metall und 
den Verleihverbänden IGZ und BAP vereinbarten Bran-
chenzuschläge. Im Laufe eines Einsatzes steigt der Zu-
schlag in allen Entgeltgruppen stufenweise von 15 auf 50 
Prozent.

ausbildungsqualifizierung
Mit ihrer Vereinbarung »Vom Einstieg zum Aufstieg« 
bauen die Tarifparteien Jugendlichen mit Lerndefiziten 
eine Brücke in ein reguläres Ausbildungsverhältnis, 
indem sie ihnen helfen, die für den Einstieg in das Be-
rufsleben benötigten Kompetenzen auszubauen. Dazu 
absolvieren sie ein Förderjahr, in dem sie zur Ausbil-
dungsreife für einen Beruf in der Metall- und Elektroin-
dustrie geführt werden. Dabei werden praktische Erfah-
rungen im Betrieb mit Modulen in der Berufsschule und 
Seminaren kombiniert.

»Im Kern haben wir unsere Forderungen durchgesetzt«, 
bilanziert Bezirksleiter Hofmann. »Wir haben die Blocka-
dehaltung der Arbeitgeber bei den qualitativen Themen 
aufgebrochen. Die unbefristete Übernahme kommt. Und 
auch wenn die Leiharbeit für uns nicht abschließend ge-
regelt ist, haben wir endlich den Fuß in der Tür.«

h t t p : / / w w w . b w . i g m . d e / n e w s / m e l d u n g . h t m l ? i d = 5 2 1 4 7
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Kfz-Handwerk >

Im Kfz-Handwerk war die aktuelle Tarifrunde 2012 bei 
Redaktionsschluss dieses Geschäftsberichts noch nicht 
beendet. Erste Warnstreiks gab es schon – parallel zur 
Metall- und Elektroindustrie – und »die Beschäftigten 
haben sich ein großes Stück vom Kuchen erwartet«, wie 
Thomas Frahm sagt, Mitglied der Verhandlungskommis-
sion und Gesamtbetriebsratschef bei den S&G-Autohäu-
sern. Der vorherige Abschluss aus dem Jahr 2010 stand 
im Zeichen der Krise. Die Arbeitgeber wollten keinerlei 
Unruhe in Kauf nehmen – und so, sagt Frahm, »konnten 
wir tatsächlich am grünen Tisch in der ersten Verhand-
lung ein Ergebnis erreichen«. Das habe er noch nie er-
lebt, aber es kam ein »ordentliches Ergebnis« heraus: 
insgesamt 4,1 Prozent mehr Entgelt verteilt auf vier Stu-
fen, die letzte im Januar 2012. »Damit konnten die Kolle-
ginnen und Kollegen gut leben.« 

»Dann aber brummte die Konjunktur unerwartet gut – im
Vergleich der letzten zehn Jahre waren 2010 und 2011
die besten«, so Sabine Zach, die für das Kfz-Handwerk 
zuständige Sekretärin bei der IG Metall-Bezirksleitung 
Baden-Württemberg. »Die Arbeitgeber haben richtig 
gut verdient und deshalb halten die Beschäftigten 6,5 
Prozent für die richtige Forderung in der Runde 2012.«  
Ebenso auf der Forderungsliste standen die Azubi-Über-
nahme und mehr Mitbestimmung bei der Leiharbeit. 
»Auch im Kfz-Handwerk gibt es schon Beispiele für den 
Einsatz von Leiharbeit«, sagt Zach, »deshalb sagen wir 
hier: Wehret den Anfängen!« Eine Azubi-Übernahme – 
bei S&G liegt die Ausbildungsquote je nach Standort 
zwischen 17 und sagenhaften 33 Prozent – würde mit-
helfen, die Attraktivität des Handwerks gegenüber bes-
seren Tarifbedingungen in der Industrie zu wahren: »Der 
Fachkräftemangel wird uns ganz sicher erwischen – spä-

MetALLHANDWeRK
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testens in ein paar Jahren.« Eine offene Baustelle bleibt 
trotz einer Verhandlungsverpflichtung das Thema Era-
Tarifvertrag. »Da liegt noch ein steiniger Weg vor uns«, 
sagt Sabine Zach.

Kurz vor Redaktionsschluss des Geschäftsberichtes 
konnte die aktuelle Tarifrunde im KfZ-Handwerk erfolg-
reich beendet werden. Nach drei Verhandlungen und 
massiven Warnstreiks von 6.000 Beschäftigten gelang 
ein Tarifabschluss: Demnach gibt es ab 1. Juni 2012 
vier Prozent mehr Geld für die 54.000 Beschäftigten der 
Branche im Südwesten. Außerdem wurde eine 12-mona-
tige Übernahme der Ausgebildeten vereinbart.

Elektro-Handwerk >

»Im Elektro-Handwerk war die Krise weit weniger ein 
Thema«, sagt Manfred Krüger, Betriebsratsvorsitzender 

bei GA Energieanlagen Süd und ebenfalls Mitglied der 
Verhandlungskommission. »Das ist relativ spurlos an 
uns vorbeigegangen – im Netzbau ist so gut wie Voll-
beschäftigung. 2009 war das noch nicht so genau ab-
zusehen und deshalb waren die Elektro-Handwerker 
mit dem damaligen Abschluss eigentlich zufrieden«, so 
Krüger. Immerhin wurden 4,15 Prozent mehr Entgelt in 
zwei Stufen und 250 Euro Einmalzahlung vereinbart – in 
schwierigem Umfeld und nicht vorhersehbarer Entwick-
lung. Weil aber das Elektro-Handwerk so gut über die 
Krisenjahre gekommen ist, »war die Erwartungshaltung 
der Beschäftigten in der Tarifrunde 2012 hoch«, sagt 
Manfred Krüger. 
Das kann auch Sabine Zach von der IG Metall-Bezirks-
leitung bestätigen: »Die Beschäftigten wollten ihren An-
teil.« Mit dem Abschluss von vier Prozent, dazu die über-
proportionale Anhebung der Azubi-Vergütungen und 
die zwölfmonatige Übernahme der Jahrgänge 2012 und 
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2013 »konnten sie einen kräftigen Schluck nehmen«. 
Maßgeblich beigetragen hat dazu die Warnstreikkundge-
bung bei der entscheidenden Tarifverhandlung am 20. 
März 2012 in Sindelfingen mit über 500 Teilnehmern. 
»Selbst wir in der Tarifkommission waren über rascht, 
wie viele gekommen sind«, sagt Krüger. Die Arbeit geber 
hatten vorher eine Streichliste vorgelegt, die von Kürzun-
gen bei der Auslöse über Samstagsarbeit ohne Zuschlä-
ge bis zu einer neuen Billiglohngruppe reichte. »Die Be-
schäftigten haben gezeigt, dass sie sich das nicht bieten 
lassen«, lautet das Fazit von Sabine Zach.

Metallbau und feinwerktechnik > 
technische gebäudeausstattung >

Voll von der Krise erwischt wurden die Branchen Metall-
bau und Feinwerktechnik sowie die Branche Heizung-
Klima-Sanitär, die jetzt Technische Gebäudeausstattung 

(TGA) heißt. Bei Metallbau und Feinwerktechnik wurde 
2009 ein Beschäftigungsschutzabkommen vereinbart, 
mit dem gefährdeten Betrieben das Überleben erleich-
tert wurde. Dazu gehörte auch eine Verlängerung der 
Azubi-Übernahme auf zwölf Monate statt vorher sechs. 
Trotz allem gab es ab Oktober 2009 eine Entgelterhö-
hung von 1,5 Prozent, im Oktober 2010 weitere 2 Pro-
zent. Als die Lage sich wieder gebessert hatte, konnte 
eine deutliche Entgeltsteigerung um 3,2 Prozent ab No-
vember 2011 durchgesetzt werden. Vom Aufschwung 
der vorherigen Monate profitierten also auch die Metall-
bau-Beschäftigten.
2009 konnten bei TGA 3 Prozent mehr Entgelt in zwei 
Stufen erreicht werden, dazu 510 Euro Einmalzahlung. 
Für 2011 und 2012 gab es erneut Entgeltsteigerungen, 
diesmal zusammen 5,3 Prozent in zwei Stufen und 380 
Euro Einmalzahlung. Die Ausbildungsvergütungen wur-
den mit Festbeträgen überdurchschnittlich angehoben.
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Die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise ist auch an 
der Edelmetallindustrie nicht spurlos vorübergezogen. 
Die Branche stürzte infolge der wirtschaftlichen Turbu-
lenzen in eine schwierige Situation. 

Waren die Entgelte 2008 noch um 1,7 Prozent und 2009 
um 4,2 Prozent geklettert, gab es 2010 keine tabel-
lenwirksamen Entgelterhöhungen. Dafür bekamen die 
10.000 Beschäftigten der Branche einen Einmalbetrag 
von 320 Euro, der in zwei Raten ausbezahlt wurde. Dem 
Ergebnis waren zahlreiche Warnstreiks vorausgegangen.

Zum 1. Juli 2011 erhöhten sich dann die Entgelttabellen 
um 2,7 Prozent. Der Tarifvertrag läuft bis 30. Juni 2012, 
sodass die nächste Tarifrunde der Edelmetallindustrie 
erst nach dem Redaktionsschluss des Geschäftsbereich-
tes startet. 

Um die Folgen der Krise für die Beschäftigten abzufe-
dern, haben die Tarifparteien vereinbart, befristet die ta-
rifliche Kurzarbeit in den Betrieben einführen zu können. 
Außerdem konnte der Tarifvertrag zum flexiblen Über-
gang (FlexÜ, Alterteilzeit) seit 1. August 2010 genutzt 
werden. Ebenfalls vereinbart wurde ein Tarifvertrag zur 
Förderung der persönlichen beruflichen Weiterbildung. 

eDeLMetALLINDuStRIe
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Auch bei Holz und Kunststoff war 2009 eine schwierige 
Zeit. Das Tarifergebnis für Baden-Württemberg konnte 
erst nach Warnstreiks und einer Schlichtung in Nieder-
sachsen erreicht werden. »Ein annehmbarer Kompro-
miss, der für zwei Jahre Tarifsicherheit gibt«, so wurde 
dieser Abschluss in der Tarifkommission beurteilt. 3,2 
Prozent mehr Entgelt gab es insgesamt, verteilt auf zwei 
Stufen, dazu zwei Einmalzahlungen von je 200 Euro.

2011 hatte sich die Lage in den Betrieben deutlich ver-
bessert und die Erwartungen der Beschäftigten waren 
hoch: »Es war klar, dass die Kolleginnen und Kollegen 
nicht nur mehr wollen, sondern vor allem mehr brau-
chen«, sagt Petra Ruckgaber, Betriebsratsvorsitzende 
von Rolf Benz in Nagold. Weil Benz von der Belegschaft 
gleichzeitig unbezahlte Arbeitszeit verlangte, war die 
Stimmung gereizt. Petra Ruckgaber: »Bei unserer Mit-
gliederversammlung platzte das Sportheim aus allen 

Nähten.« Die Botschaft der Beschäftigten war eindeutig: 
»Wir geben nichts mehr her.« In dieser Mitgliederver-
sammlung wurde beschlossen, dass beim Tarifergebnis 
2011 eine Vier vor dem Komma stehen solle. »Weil die 
Leute so gut zusammengestanden sind, hat das auch 
gut hingehauen«, sagt Petra Ruckgaber, die Mitglied der 
IG Metall-Verhandlungskommission ist. 

Um vier Prozent stiegen ab November 2011 die Entgel-
te; als Ausgleich für die Verschiebung der Tabellener-
höhung gab‘s 360 Euro Einmalzahlung. Trotz der guten 
Lage hatten die Arbeitgeber auch 2011 einen zügigen 
Verhandlungsverlauf verweigert. Sabine Zach, die Ver-
handlungsführerin der IG Metall, sagt: »Einsatz und 
Kampfbereitschaft sind wichtig; das kommt bei unseren 
Beschäftigten immer mehr an, auch bei den Angestell-
ten.« Ohne das sei »kein Cent mehr zu bekommen«.
Nachbemerkung: Die unbezahlte Arbeitszeit hat Benz 

HOLZ uND KuNStStOFF
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übrigens nicht bekommen. Das neue Produkt konnte 
trotzdem eingeführt werden und die wirtschaftliche Lage 
ist bis 2012 immer noch gut geblieben.

In den Holzhandwerksbranchen der Schreiner und Gla-
ser wurden ebenfalls Tariferhöhungen für die Jahre 2008 
bis 2012 durchgesetzt: bei den Schreinern insgesamt 
eine Steigerung um 7,6 Prozent in den Entgelttabellen 
und bei den Glasern 9 Prozent. 
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textil und Bekleidung >

2009 gab es in der Textil- und Bekleidungsindustrie 
West Warnstreiks und Aktionen mit bundesweit mehr 
als 10.000 Teilnehmern. »Es war ein schwieriges Jahr, 
mit Kurzarbeit und Angst um die Jobs«, sagt Wolfgang 
Schwarz, Betriebsratschef bei Hartmann in Heidenheim. 
Als Mitglied der bundesweiten Verhandlungskommissi-
on hat er miterlebt, wie die Arbeitgeber Entgelterhöhun-
gen für geradezu undenkbar hielten. Dabei waren 5,5 
Prozent gefordert, dazu eine Verhandlungsverpflichtung 
zur Altersteilzeit und die unbefristete Übernahme der 
Azubis. Die hohe Beteiligung an den Warnstreiks gab 
schließlich das Signal: Die Beschäftigten wollten und 
brauchten mehr in ihren Geldbeutel. An der Heidenhei-
mer Kundgebung mit Steiff, Ziegler und anderen Betrie-
ben beteiligten sich rund 1200 Beschäftigte. 
Erreicht wurden schließlich eine Festbetragserhöhung 

von 40 Euro für alle Entgeltgruppen, 20 Euro für Azubis 
und 1,5 Prozent mehr ab Januar 2010. Für 2009 gab es 
monatliche Einmalzahlungen von 42,50 Euro, im Januar 
und Februar 2011 nochmals 99 Euro; Azubis erhielten 
die Hälfte. In einigen Betrieben konnte durch freiwillige 
Betriebsvereinbarung eine Verdopplung der Einmalzah-
lungen und eine Erfolgsprämie für die Beschäftigten er-
reicht werden. 
2011 konnte bei verbesserter Wirtschaftslage schon in 
der zweiten Verhandlungsrunde ein Ergebnis erreicht 
werden. Fünfmal 50 Euro monatliche Einmalbeträge gab 
es von Mai bis September 2011, ab Oktober dann 3,6 
Prozent mehr. Laufzeit bis 31. Oktober 2012. Das Ur-
laubsgeld wurde 2012 um 3,6 Prozent erhöht. Erneut 
konnten in einigen Betrieben die Einmalbeträge auf 100 
Euro pro Monat verdoppelt oder die Erhöhung vorgezo-
gen werden. Offen geblieben sind trotz aller Anstrengun-
gen die Fragen von Azubi-Übernahme und Altersteilzeit. 

textIL uND BeKLeIDuNG



53

»Das ist sehr ärgerlich«, sagt Monika Lersmacher, die 
zuständige Tarifsekretärin. »Wir haben inzwischen ers-
te Firmentarifverträge zur Altersteilzeit abgeschlossen. 
Viele der Schichtarbeiter sind gesundheitlich so ange-
schlagen, dass wir eine tarifl iche Ausstiegslösungen an-
bieten müssen.« Eine Arbeitsgruppe soll Vorschläge zur 
Gestaltung des demografi schen Wandels und zur Azubi-
Übernahme ausarbeiten.

B e i  d e n  Te x t i l e n  D i e n s t l e i s t u n g e n  u n d  i n  d e r  B e t t w a r e n i n -

d u s t r i e  l a u f e n  d i e  a k t u e l l e n  Ta r i f v e r t r ä g e  b i s  z u m  F r ü h j a h r 

2 0 1 3 .  I n f o s  z u  a l l e n  Ta r i f v e r t r ä g e n  g i b t ’ s  a u f  d e r  W e b s e i t e 

d e r  I G  M e t a l l  B a d e n - W ü r t t e m b e r g :
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Wohin entwickelt sich der Industriestandort Baden-
Württemberg? Welche Arbeitsplätze gibt es hier in der 
Zukunft? Die IG Metall engagiert sich auf vielen ebenen 
für die Sicherung des Produktionsstandortes – sie treibt 
Diskussionen unter Fachleuten, in politischen Gremien 
und der gesamten Gesellschaft voran. 

In Zeiten von Globalisierung und Strukturwandel, Finanz- 
und Schuldenkrise, Energiewende und Klimaschutz 
brachte die IG Metall im Juni 2010 ihr Arbeitspapier 
»Strategie Zukunft« in die öffentliche Diskussion und 
fixierte damit ihre zentrale Forderungen: nachhaltiges 
Wachstum und mehr Verteilungsgerechtigkeit. 
Zur Landtagswahl 2011 formulierte die IG Metall-Bezirks-
leitung »Bausteine einer ökologisch und sozial nachhal-
tigen Zukunft«. Vollbeschäftigung soll demnach durch 
industrielle Bestandssicherung und die Erschließung 
neuer Zukunftsfelder erreicht werden. Zum Selbstver-

ständnis als industriepolitischer Motor gehört es auch, 
wichtige technologische Innovationen voranzutreiben. 
Im Rahmen der nationalen Plattform E-Mobilität (NPE), 
in der die IG Metall vertreten ist, fördert der Bund mit 
180 Millionen Euro mehrere regionale Elektromobilitäts-
Schaufenster. Das baden-württembergische Schaufens-
ter konzentriert sich mit 120 Partnern auf die Region 
Stuttgart und die Stadt Karlsruhe. Bis Ende 2015 sollen 
dort mehr als 3.100 Elektrofahrzeuge fahren. Die IG Me-
tall Baden-Württemberg ist im Beirat der Landesagentur 
für Elektromobilität und Brennstoffzellentechnologie (e-
mobil BW) vertreten. Zudem fördert die IG Metall zusam-
men mit der Hans-Böckler-Stiftung und der Daimler AG 
das Projekt ELAB, das sich mit der Wirkung von E-Mobi-
lität auf Beschäftigung auseinandersetzt. Den Blick auf 
die Arbeitsplätze der Zukunft richtet die IG Metall auch 
beim Thema Leichtbau im Maschinenbau. Im steten Aus-
tausch mit den Pionieren solcher Innovationsbereiche 

INDuStRIePOLItIScHe OFFeNSIVe
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sorgen Gewerkschafter dafür, dass neben technischer 
Faszination auch die gesellschaftlichen Auswirkungen 
neuer Trends mitgedacht werden.
Für die Metallerinnen und Metaller reicht das Thema 
Industriepolitik weit in die Gesellschaft hinein: So ist 
beispielsweise das Bildungssystem mit verantwortlich 
dafür, mit welchen Qualifikationen junge Menschen ins 
Arbeitsleben kommen. 
Daher fordert die IG Metall in der Bildungspolitik Chan-
cengleichheit – unabhängig von sozialer Herkunft – indi-
viduelle Förderung und längeres gemeinsames Lernen, 
ein Gesetz zur bezahlten Bildungsfreistellung und die 
Öffnung der Hochschulen auch für Praktiker ohne Abi-

tur. Diskussionen über die weitere Zukunft anzustoßen, 
ist der IG Metall in Baden-Württemberg allerdings nicht 
genug.  
Darum schloss sie in den vergangenen Jahren auch  
diverse Bündnisse mit Akteuren aus Politik, Wirtschaft 
und Arbeitsagentur: 7.600 Ausbildungsplätze sollen 
jährlich durch die Stärkung der beruflichen Ausbildung 
und des Fachkräftenachwuchses entstehen, hat sich ein 
solches Bündnis für die Jahre 2010 bis 2014 zum Ziel 
gesetzt. Damit es genügend Fachkräfte für die anstehen-
den Arbeiten gibt, setzt die IG Metall sich auch intensiv 
für die Qualifikation von Beschäftigten ein – und für die 
Anerkennung von informell erworbenen Kompetenzen.



58

HandlungsfEldEr

Der Maschinenbau gilt zu Recht als eines der Herzstü-
cke der deutschen Industrie. Im Durchschnitt des Jahres 
2011 arbeiteten 285.000 Menschen in Baden-Württem-
berg alleine in dieser Branche. Das entspricht rund ei-
nem Viertel aller Industriebeschäftigten im Südwesten.

Gut zwei Jahre, nachdem in der Branche die Produktion 
durch die Finanz- und Wirtschaftskrise um mehr als ein 
Viertel eingebrochen ist und einige Betriebe nur einen 
kleinen Schritt vor dem Aus standen, steht der Maschi-
nen- und Anlagenbau im Land wieder erstaunlich gut da. 
»Dass die Branche die Krise und den Aufschwung so er-
folgreich bewältigen konnte, ist auch ein Verdienst der 
IG Metall«, sagt Christa Lang von der Bezirksleitung der 
IG Metall Baden-Württemberg. Unter dem Motto »Stun-
den abbauen statt Menschen« hat sich die Gewerkschaft 
schon sehr früh für den Erhalt der Arbeitsplätze in dieser 
krisengebeutelten Branche eingesetzt, Betriebsräte und 

Beschäftigte wurden mit dem Krisenmanagement nicht 
alleine gelassen. Lang: »Arbeitszeitkonten wurden stra-
tegisch geleert und somit Überstunden abgebaut. Mit 
tariflichen und betrieblichen Vereinbarungen sowie dem 
Drängen, intensiv Kurzarbeit zu nutzen, konnten wir Mas-
senentlassungen verhindern«, bilanziert Lang. 
Auch Lothar Bindert, Betriebsratsvorsitzender bei Traub 
in Reichenbach meint: »Kurzarbeit hat uns geholfen, Ent-
lassungen zu verhindern«. Mit Blick in den Rückspiegel 
erwies sich dieses anfangs nicht kritikfreie Vorgehen für 
die Unternehmen als Glücksfall: Sie konnten so ihre qua-
lifizierten Belegschaften halten. Und nur so war es den 
Firmen möglich, nach dem Abflauen der Krise, gleich wie-
der Vollgas zu geben, als die Auftragseingänge wieder 
stiegen. »Anders hätten die Auftragseingänge überhaupt 
nicht in einer adäquaten Zeitspanne abgearbeitet werde 
können«, so Lang. Dieser Blick zurück zeigt aber auch 
vor allem eines: Das größte Kapital der Unternehmen in 

BRANcHeNPOLItIK: MAScHINeNBAu
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dieser hochtechnologiebranche Maschinenbau sind die 
Beschäftigten. Lang: »Die qualifizierten Mitarbeiter und 
die enge Verzahnung von Wissenschaft und Wirtschaft 
sind der Garant des Erfolges.« Damit der Branche die 
Fachkräfte nicht ausgehen, braucht es eine nachhaltige 
Personalentwicklung. Denn die wertvollen Kompetenzen 
der Beschäftigten werden dringend gebraucht, damit die 
Branche die sozial-ökologischen Herausforderungen ak-
tiv gestalten kann. Dass die Betriebsräte hier tatkräftig 
mitwirken, hat nicht zuletzt der von der IG Metall Baden-
Württemberg organisierte Branchentag im Sommer 2010 
in Böblingen gezeigt. »Unsere Betriebsräte sehen sich 
als Innovationstreiber. Und damit verstehen sie sich 
auch als Widersacher gegenüber Unternehmen, die im 
harten globalen Wettbewerb vor allem auf Billiger-Strate-
gien bauen«, so Lang. Dieser Weg führt zu Innovations-

hemmnissen, durch die der deutsche Maschinenbau sei-
ne Wettbewerbsvorteile verspielen würde.
Da weite Teile des Maschinenbaus auch eng mit dem 
im Südwesten traditionell sehr starken Automobilbau 
verwoben sind, liegt eine große Herausforderung darin, 
den Wandel zu alternativen Antrieben zu gestalten. »Der 
Maschinenbau muss das Thema Elektromobilität ernst 
nehmen«, mein Jürgen Dispan vom IMU Institut in Stutt-
gart. Wie bei allen Innovationen müsse sich die IG Me-
tall mit ihren Betriebsräten aktiv in die Debatten um den 
Wandel einmischen, um die Interessen der Beschäftigten 
zu wahren. »Denn hier lauern auch Risiken, was die Ar-
beitsplätze betrifft«, meint Dispan. »Prozesse und Ferti-
gungstechniken werden sich verändern. Deshalb sollten 
Betriebsräte möglichst genau hinterfragen, wie sich Zu-
kunftstechnologien auf den Maschinenbau auswirken.«



60

HandlungsfEldEr

Der Fahrzeugbau gehört in Deutschland und insbe-
sondere in Baden-Württemberg zu den bedeutends-
ten Branchen. eine große Zahl unternehmen anderer 
Wirtschaftszweige, allen voran der Maschinenbau, und 
Dienstleister hängen von der Automobilherstellung ab. 
Die Beschäftigung reagiert daher sensibel auf umsatz-
entwicklungen und strukturelle Veränderungen bei der 
Fahrzeugherstellung. 

Und derzeit ist die Automobilindustrie im Aufbruch: Im 
vergangenen Jahr verkauften deutsche Hersteller mehr 
Fahrzeuge als je zuvor. Die 400.000 bei baden-württem-
bergischen Herstellern und Zulieferern beschäftigten 
Menschen profitierten unter anderem von Zuschlägen 
am Ende des Jahres. Gleichzeitig zeichnen sich deutli-
che technologische Umbrüche im Bereich der Fahrzeug-
konzepte ab. Das hat gravierende Folgewirkungen für die 
Produktions- und Arbeitsorganisation bei der Herstel-

lung. Denn einerseits fragen die Kunden angesichts der 
extrem gestiegenen Kraftstoffpreise nach Fahrzeugen 
mit geringerem Verbrauch, andererseits drohen gesetzli-
che Vorgaben: Die Fahrzeugflotte der Hersteller muss bis 
2020 unter 95 g/km Kohlendioxidausstoß liegen. Die 
Forschungs- und Entwicklungsabteilungen beschäftigen 
sich deshalb vor allem mit zwei Themen: E-Mobilität und 
Gewichtsreduzierung. 

Doch gerade weil der elektrische Antrieb von der Produk-
tion bis zur Reparatur grundlegende Veränderungen be-
deutet, erwartet Frank Iwer von der Bezirksleitung der IG 
Metall eher positive Effekte, denn traditioneller Antrieb, 
Hybrid und E-Autos werden über lange Zeit parallel pro-
duziert und kontinuierlich verbessert werden. Entspre-
chend werden sich die Qualifikationen der Mitarbeiter 
ändern müssen. Schon heute werden immer mehr Elek-
tronikkomponenten in Autos eingebaut, unterschiedli-

e-MOBILItät
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che Technologien werden stärker miteinander verwoben 
und alle Beteiligten werden sich mit Starkstrom ausein-
andersetzen müssen. So wird im ELAB-Projekt erforscht, 
wie sich E-Mobilität auf Qualifi zierung und Beschäfti-
gung auswirkt. Denn bestimmte Teile werden entfallen, 
neue Technologien dafür hinzu kommen. Spezialisierte 
Zulieferer des Verbrennungsmotors werden sich deshalb 
extrem umstellen müssen. Und Betriebsräte werden von 
der Sorge umgetrieben, dass viele Arbeitsplätze der Pro-
duktionskette entfallen könnten. Erste Antworten auf 
diese Frage sind Anfang Juli 2012 zu erwarten, wenn in 
Stuttgart die sogenannte ELAB-Studie unter Beteiligung 
von IG Metall und der Hans-Böckler-Stiftung vorgestellt 
wird. 

Elektromobilität 

Wirkungen auf 

regionale Wertschöpfungsketten und auf die 
Beschäftigung in Baden-Württemberg

Jürgen Dispan

Heinz-Rudolf Meißner
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»Leichtbau ist schwer«, sagen die Skeptiker. »Mit 
Leichtbau geht die Zukunft leicht«, sind dagegen viele 
Forscher und Praktiker überzeugt. Die grundlegende er-
kenntnis ist ebenso schlicht wie unwiderlegbar: Je leich-
ter Fahrzeuge sind, umso weniger energie verbraucht 
man, um sie zu bewegen. Je leichter ein Maschinenteil, 
umso präziser kann es bewegt werden. Wer die Arbeits-
platzfrage nicht auf die leichte Schulter nimmt, kommt 
um den Leichtbau nicht herum.

Die IG Metall ist es gewohnt, umfassend und branchen-
übergreifend zu denken. Am »Karlsruher Institut für 
Technologie« (KIT) gehen die Fachleute davon aus, dass 
die verschiedensten Bereiche der Metall- und Elektroin-
dustrie riesige Zuwächse im Bereich von Leichtbaupro-
dukten haben werden: Innerhalb weniger Jahre können 
sich Zukunftsmärkte an dieser Frage entscheiden; kön-
nen Unternehmen sich am Weltmarkt nur behaupten, 

wenn sie technisch auf neuestem Stand sind – also die 
Vorteile des Leichtbaus nutzen.
»Wer in Zukunftsmärkten wie Brasilien, Indien, China 
oder Russland seine Produkte verkaufen will, kann nur 
durch Technologievorsprung bestehen«, gibt das KIT der 
heimischen Industrie mit auf den Weg. 

»Durch Leichtbau kann der Umsatz und kann die Mit-
arbeiterzahl gesteigert werden«, schrieb das KIT im 
Sommer 2011. Allein im Maschinen- und Anlagenbau 
könnten mit Blick auf die Märkte in Asien und Osteuro-
pa für die folgenden zehn Jahre etwa 180.000 zusätzli-
che Menschen in Deutschland Arbeit finden, wenn sie 
Leichtbau-Produkte mit qualifizierten Beschäftigten pro-
duziert würden. 

Konsequent richtet die IG Metall in Baden-Württemberg 
den Blick in zwei Richtungen. Zum einen die Entwick-

LeIcHtBAu
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lung von Materialien und Methoden für den 
Zukunftsmarkt: Wer beispielsweise in der Lage 
ist, Bauteile aus Leichtmetall und solche aus Faserver-
bundwerkstoff en optimal schneiden oder auch unterein-
ander zu verbinden, könnte den Schlüssel zu einer Posi-
tion als Marktführer besitzen. 

Zum anderen müssen aber auch die Menschen quali-
fi ziert sein, die von der Entwicklung bis zur Produktion 
mit den neuen Materialien oder Materialkombinationen 
umgehen. Bisher gibt es noch keine Ausbildungsberu-
fe für diese neuen Abläufe. »Wir kümmern uns um die 
Anpassung der Qualifi kation«, formulierte die IG Metall 
Baden-Württemberg daher 2011 bei ihrer Präsentation 
auf dem Gewerkschaftstag in Karlsruhe. »Wir achten auf 
Arbeits- und Gesundheitsschutz. Wir vernetzen die Be-
triebsräte. Wir unterstützen die Einrichtung eines Leicht-
bau-Zentrums in Baden-Württemberg.«

Den Gewerkschaftstag nutzte der IG Metall-Bezirk Ba-
den-Württemberg, um das Thema in der Öff entlichkeit 
und bei den Mitgliedern noch stärker zu verankern. Bei 
den täglichen Talkrunden am Mittag waren auch Leicht-
bauexperten Gäste – unter anderem mit der Botschaft, 
dass man im deutschen Südwesten der Konkurrenz fast 
fünf Jahre voraus sei. Damit stünden die Chancen gut, 
umweltgerechter zu produzieren und dauerhaft Standor-
te und Arbeitsplätze zu sichern.

lung von Materialien und Methoden für den Den Gewerkschaftstag nutzte der IG Metall-Bezirk Ba-
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unter der Überschrift »Bausteine für eine ökologisch 
und sozial nachhaltige Zukunft Baden-Württembergs« 
hat die IG Metall im Mai 2011 ihre Anforderungen an die 
neue grün-rote Landesregierung formuliert. 

»Wir fordern von der Landespolitik mutige Schritte für 
einen dynamischen Kurswechsel zu einem ökologisch 
und sozial nachhaltigen Wachstum«, sagte dazu IG 
Metall-Bezirksleiter Jörg Hofmann. Wachstum sei und 
bleibe wesentliche Voraussetzung für die Sicherung von 
Beschäftigung, das Ziel der Vollbeschäftigung die zen-
trale Herausforderung und der Maßstab für politisches 
Handeln.
»Es gilt jetzt alles zu tun, um den industriellen Bestand 
zu sichern und gleichzeitig die Tore zur Erschließung 
neuer Zukunftsfelder zu öffnen.« Das Land verfüge über 
reichlich Innovationspotenzial. Vor allem die Wachs-
tumsfelder nachhaltige Mobilität, Energie- und Ressour-

ceneffizienz, erneuerbare Energien sowie Gesundheit 
und Informationstechnologie seien geeignet, Beschäfti-
gung zu schaffen. »Voraussetzung dafür ist, dass Baden-
Württemberg nicht nur Ideenschmiede ist, sondern auch 
die industrielle Umsetzung hier stattfindet.« 

Hierzu hat die IG Metall zahlreiche Vorschläge entwi-
ckelt: Konzentration auf Wachstumsfelder, Bündelung 
der Agenturen zur Wirtschaftsförderung, stärkere Be-
rücksichtigung der Beschäftigungswirkung im Land bei 
der Forschungs- und Projektfinanzierung, Einrichtung 
von Technologiezentren. Außerdem müsse die Beteili-
gung und aktive Mitbestimmung von Gewerkschaften, 
Betriebsräten und Arbeitnehmern eine zentrale Rolle 
spielen. Und die Bereitstellung einer zukunftsfähigen 
Infrastruktur könne nicht den Märkten überlassen wer-
den. Das Land müsse nachhaltige Mobilitätskonzepte 
und eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur fördern.

BAuSteINe FÜR eINe ÖKOLOGIScHe 
uND SOZIAL NAcHHALtIGe ZuKuNFt
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Das Bild Baden-Württembergs wird und muss sich än-
dern. Wenn wir auch in Zukunft sichere Beschäftigung 
wollen, müssen wir den Strukturwandel aktiv gestalten.

Die IG Metall geht die Herausforderungen der Gesell-
schaft und einer Arbeitswelt in Zeiten der Globalisierung 
konstruktiv an. Und die sind vielfältig: Sie reichen vom 
Fachkräftemangel über Vereinbarkeit von Beruf, Familie 
und Pflege bis hin zu jenen in Bildung und Ausbildung 
benachteiligten Jugendlichen sowie Schulabbrecher.
Studien zeigen etwa, dass allein in Baden-Württemberg 
jedes Jahr Zehntausende Jugendliche nicht den direk-
ten Übergang von der Schule in die duale Ausbildung 
schaffen. Grund genug für IG Metall-Bezirksleiter Jörg 
Hofmann im September 2010 die »Initiative Bildung und 
Beschäftigung« ins Leben zu rufen.
»Wirtschaft und Gesellschaft befinden sich im Umbruch. 
Unsichere Weltmärkte, der strukturelle Wandel hin zu 

einer ökologisch nachhaltigen Wirtschaft und ein abseh-
barer Fachkräftemangel stellen unser Land vor neue He-
rausforderungen. Dieser Wandel lässt sich nicht aufhal-
ten. Aber wir können ihn gestalten. Und damit wollen wir 
jetzt beginnen«, so Hofmann. Mit dieser Initiative will 
die IG Metall quer durchs Land informieren, alle gesell-
schaftlich Beteiligten an den Tisch holen und zu einem 
Diskurs anregen. Die bisherigen Tagungen, etwa an der 
Universität Stuttgart-Hohenheim, in Ulm und Mannheim, 
verliefen sehr erfolgreich und verzeichneten zusammen 
mehrere hundert Teilnehmer. 
Die Initiative hat ängst auch prominente Unterstützer 
aus verschiedenen Bereichen, darunter Professor Harald 
Hagemann von der Universität Stuttgart-Hohenheim, 
Werner Schretzmeier, Intendant des Theaterhauses 
Stuttgart, Manfred Spitzer, Ärztlicher Direktor der Psych-
iatrischen Universitätsklinik in Ulm sowie den ehemali-
gen Präsidenten des VfB Stuttgart Erwin Staudt.

INItIAtIVe BILDuNG uND BeScHäFtIGuNG
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»Demografischer Wandel und Fachkräftenachwuchs 
zählen zu den großen Herausforderungen unserer Zeit«, 
so Martin Sambeth von der IG Metall-Bezirksleitung 
Baden-Württemberg. »Aus diesem Grund haben wir uns 
mit den themen beschäftigt und sind auch aktiv gewor-
den«. 

Zur Zeit der Finanz- und Wirtschaftskrise stand die Fra-
ge, wie die ausfallende Arbeitszeit durch Kurzarbeit 
möglichst sinnvoll genutzt werden kann, im Fokus der 
Überlegungen. Es galt also die dafür notwendigen Vor-
aussetzungen, Anreize und Möglichkeiten zu schaffen.
»Das haben wir mit dem Tarifvertrag Kurzarbeit, Quali-
fizierung und Beschäftigung getan«, so Sambeth. Darin 
wurde vereinbart, die durch Kurzarbeit ausfallende Ar-
beitszeit für Qualifizierung nutzen zu können. In Kom-
bination mit den Maßnahmen der Agentur für Arbeit, 
Zuschüsse für Qualifizierungen, WeGebAu und derglei-

chen mehr, wurden die besten Vorraussetzungen dafür 
geschaffen, die Zeit gewinnbringend zu nutzen und ei-
gene Qualifikationen auszubauen. Zusätzliche wurde 
die Beschäftigungssituation noch dadurch entspannt, 
dass sich Beschäftigte persönlich weiterbilden können. 
So wurde die Zeit für persönliche Weiterbildungen auf 
fünf Jahre erhöht und Auszubildende konnte im direkten 
Anschluss an die Ausbildung eine Weiterqualifizierung 
beginnen. Die geltenden Übernahmeregelungen gelten 
jedoch weiter. Die Qualifizierungsregelungen aus der 
Krise sollen auch jetzt weiter geregelt werden. 

Die IG Metall und Südwestmetall haben im Nachgang zur 
Tarifrunde 2010 vereinbart, gemeinsam Anstrengungen 
zur Fachkräftesicherung in der Metall- und Elektroin-
dustrie Baden-Württembergs zu unternehmen. Eine ge-
meinsame Erklärung unter dem Titel »Fachkräftebedarf 
in der Metall- und Elektroindustrie Baden-Württemberg 

BILDuNG uND WeIteRBILDuNG – 
FAcHKRäFteBeDARF SIcHeRN



69

sichern« befasst sich mit den Themen: Potenziale er-
schließen, Grundlagen in der Erstausbildung legen, 
Berufsorientierung in Schulen verankern, Perspektiven 
für junge Fachkräfte er-
öff nen, Anerkennung 
ausländischer Qualifi ka-
tionen verbessern sowie 
Qualifi zierungsprogram-
me für an- und ungelern-
te und ältere Arbeitneh-
mer verstetigen. 
Auch in der Tarifrunde 
2012 hat man mit der 
Sozialpartnervereinba-
rung »Vom Einstieg zum 
Aufstieg« und dem Ta-
rifvertrag »Förderjahr« 
qualitative Regelungen 
zur Fachkräftesicherung 
vereinbaren können.
Gemeinsam mit dem 
IMU Institut und dem 
A r b e i t g e b e r v e r b a n d 
Süd westtextil wird das 
Projekt »Fahrplan Qua-
lifi zierung« gestartet. 
Dabei wird mit einer 
Ist-Analyse der Weiter-
bildungs- und Qualifi -
zierungsbedarf in der 
Textil- und Bekleidungsindustrie erfasst. Die Ergebnisse 
fl ießen dann in einen »Fahrplan Qualifi zierung«, welcher 
der gesamten Branche zur Verfügung gestellt wird. Das 

Vorhaben wird im Rahmen der Bundesinitiative »weiter 
bilden« gefördert.
Da der zukünftige Fachkräftebedarf jedoch nicht nur Auf-

gabe der Sozialpartner 
ist, beteiligt sich die IG 
Metall als aktiver, kriti-
scher Partner am »Bünd-
nis zur Stärkung der 
berufl ichen Ausbildung 
und des Fachkräftenach-
wuchses in Baden-Würt-
temberg 2010 -2014« 
und bei der »Fachkräfte-
allianz Baden-Württem-
berg«. 
Auch bei den Zukunfts-
themen Elektromobili-
tät und Leichtbau spielt 
Qualifi zierung eine wich-
tige Rolle. Darum sind 
wir auch hier von Anfang 
an dabei: Sei es in der 
Arbeitsgruppe Aus- und 
Weiterbildung im Leicht-
bau, bei der Ausgestal-
tung eine Transfer- und 
Technologiezentrums 
Leichtbau für Baden-
Württemberg oder als 
aktiver Partner im Schau-

fensterprojekt »LivingLab BWe mobil«. Sambeth: »Wir 
sind also auf verschiedenen Spielfeldern aktiv, um die 
Zukunft der Fachkräfte zu sichern und zu gestalten.«
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Im Sommer 2010, als die Finanz und Wirtschaftskrise 
langsam abzuebben begann, schickte die schwarz-gelbe 
Bundesregierung ein Paket an die Bürgerinnen und Bür-
ger. Doch die Annahme wurde verweigert. Stattdessen 
forderte die IG Metall Baden-Württemberg eine gerechte 
Verteilung der Krisenlasten. 
»Dafür müssen die Verursacher und die Profiteure der 
Krise auch zur Bewältigung der dadurch entstandenen 
Lasten herangezogen werden«, heißt es in einer im Juli 
2010 von den 150 Delegierten der Bezirkskonferenz ver-
abschieden Resolution.

Mit dem Sparpaket wollte die Bundesregierung ihren 
Haushalt in Ordnung bringen. Zur Ader gelassen wer-
den sollten hierfür vor allem die Schwächsten der Ge-
sellschaft: Arbeitslose und Hartz-IV-Empfänger. Auch 
bei Familien sollte gespart werden. Dagegen wollte 
man Besserverdienende und Vermögende verschonen, 

während die Krisenverursacher – Bankmanager und Fi-
nanzspekulanten – munter weiter machen können. Die 
IG Metall forderte dagegen einen Kurswechsel für mehr 
Gerechtigkeit. Mit einer Aktionskonferenz im Glaspalast 
in Sindelfingen machten im September 2010 über 2.500 
Teilnehmer deutlich: »Gerechtigkeit geht anders, Frau 
Merkel!«. 
Am 11. November folgte eine Großkundgebung auf 
dem Schlossplatz in Stuttgart, zu der über 45.000 Men-
schen kamen. Hauptredner war der 1. Vorsitzende der 
IG Metall, Berthold Huber. Von dort wurden über 600 
Sparpakete mit über 150.000 Unterschriften gegen das 
Sparpaket der Bundesregierung auf den Weg nach Ber-
lin geschickt, wo sie vor dem Bundeskanzleramt unter 
gewaltigem Medieninteresse abgeladen wurden. Kolle-
ginnen und Kollegen von IVECO in Ulm haben mit einem 
vollbesetzten Bus den in kampagnenoptik gestalteten 
LKW mit den Sparpaketen nach Berlin begleitet.

AKtIONeN GeGeN DAS SPARPAKet  
DeR BuNDeSReGIeRuNG
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HandlungsfEldEr

In Böblingen feierte die IG Metall im Mai 2010 im Rah-
men der Bezirkskonferenz ihren 60. Geburtstag. »Der 
Bezirk hat in den vergangenen sechs Jahrzehnten aktiv 
die Zukunft des Landes mitgestaltet«, sagte IG Metall 
Bezirksleiter Jörg Hofmann vor über 400 teilnehmern 
eines Festaktes. 

»Wir haben für die Beteiligung der Arbeitnehmer am 
wachsenden Wohlstand gekämpft und für die Öffnung 
der Gesellschaft, damit abhängig Beschäftigte mehr 
Chancen bekommen. Wir haben für eine humane Ar-
beitswelt gestritten und für den Schutz der Beschäftig-
ten gegen Rationalisierung und wir haben Beschäftigung 
in Phasen des strukturellen Umbruchs und in Krisenzei-
ten gesichert«, so Hofmann.
Dabei seien allerdings die »Strategie Zukunft«, so auch 
der Titel der Konferenz, zunächst die Beseitigung des 
Hungers und der Kampf gegen die Restauration der al-

ten Machtverhältnisse in der jungen Nachkriegsrepublik 
die ersten Herausforderungen der Gewerkschafter gewe-
sen. 
Kennzeichnend für die Gewerkschaft in Baden-Württem-
berg sei die bis heute anhaltende starke Verankerung in 
den Betrieben und somit die Präsenz in der Fläche. »Der 
Betrieb ist der zentrale Ort gewerkschaftlichen Lebens.«
Geprägt ist die Geschichte des Bezirks vor allem auch 
durch seine tarifliche Handlungsstärke. Bereits 1954 
fand die erste Urabstimmung statt – allerdings kam ein 
Ergebnis noch am Beginn des Arbeitskampfes zustande. 
Neun Jahre später kam es dann unter der Führung von 
Willi Bleicher zum ersten und bis heute umfangreichsten 
Streik der IG Metall Baden-Württemberg. 1973 führte der 
damalige Bezirksleiter Franz Steinkühler einen Arbeits-
kampf um den Mantel- und einen neuen Lohnrahmen-
tarifvertrag. 1978 folgte der Kampf um den Abgruppie-
rungsschutz. Elf Jahre später führte Bezirksleiter Ernst 

60 JAHRe IG MetALL BADeN-WÜRtteMBeRG
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Eisenmann mit einem sieben Wochen dauernden Ar-
beitskampf den Einstieg in die 35-Stunden-Woche. Der 
letzte Streik im Bezirk fand in der Tarifrunde 2002 statt. 
Weitere wegweisende Tarifregelungen wie die zur Quali-
fi zierung und zu Arbeitszeitkonten sowie der Entgeltrah-
mentarifvertrag und der sogenannte Pforzheim-Vertrag 
wurden in Baden-Württemberg auf den Weg gebracht 
und hatten vielfach Pilotcharakter. 
Aus gegebenem Anlass erschien 2010 auch eine Chro-
nik des Bezirkes, seiner Geschichte und der handelnden 
Personen.

h t t p : / / w w w . b w . i g m . d e / e x t r a / i g m e t a l l / 6 0 J a h r e . h t m l
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HandlungsfEldEr

Prekäre Beschäftigung ist wei-
ter ungebremst auf dem Vor-
marsch. Die Zahl der Leihar-
beiter hat sich seit 2003 mehr 
als verdreifacht: auf rund eine 
Million Menschen. Neben Leih-
arbeit setzen immer mehr Un-
ternehmen auf den Einsatz von 
Werkverträgen. 73 Prozent der 
Betriebe im Land nutzen diese 
Möglichkeit, sich oft billige Ar-
beitskräfte ins Haus zu holen, ohne selbst Personalver-
antwortung übernehmen zu müssen. Und wenn ein Un-
ternehmen direkt einstellt, dann nur befristet. So werden 
Belegschaften gespalten und Lohndumping gefördert.
In der Krise wurden in der baden-württembergischen 
Metall- und Elektroindustrie rund 70.000 Arbeitsplätze 
abgebaut. Obwohl die Aufträge das Niveau vor der Krise 

erreicht hat, sind längst nicht 
so viele Arbeitsplätze neu ent-
standen, wie verloren gegan-
gen sind – und mindestens die 
Hälfte davon befristet. 
IG Metall-Bezirksleiter Jörg 
Hofmann: »Wir haben die gro-
teske Situation, dass der Auf-
schwung ein Mehr an Unsicher-
heit in der Lebensplanung von 
tausenden von Beschäftigten 

bedeutet, die in prekäre Beschäftigung abgedrängt 
werden. Das ist völlig untragbar.« 
Prekäre Beschäftigung wird immer mehr zur Personal-
strategie. Belegschaften werden gespalten, Tarifverträ-
ge unterlaufen, Arbeitnehmerrechte ausgehebelt. Das 
erhöht den Arbeits- und Leistungsdruck und treibt die 
Lohnspirale nach unten. Diesen Kreislauf müssen wir 

PReKäRe BeScHäFtIGuNG – NeIN DANKe!
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stoppen. Mit einem Aktionstag gegen prekäre Beschäf-
tigung hat die IG Metall Baden-Württemberg am 24. Fe-
bruar 2011 ein Zeichen gegen diese Entwicklung gesetzt 
und gefordert: »Arbeit – sicher und fair!«

Mehr als sieben Millionen Menschen arbeiten inzwi-
schen im Niedriglohnsektor. Davon etwa eine Million 
Leiharbeiter, davon fast 100.000 allein in Baden-Würt-
temberg. Niedriglohn bedeutet: trotz Arbeit ein Lohn, 
der nicht zum Leben reicht. Der Staat, also wir Steuer-
zahler, stocken diese Löhne zum Teil durch Hartz-IV-Leis-
tungen auf. Die Arbeitgeber sparen und profitieren, die 
Beschäftigten zahlen.
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Im Herbst 2011 
startete die IG Me-
tall Baden-Würt-
temberg die Ak-
tion »Bausteine 
gegen prekäre Be-
schäftigung«. 

Zwischen Novem-
ber 2011 und Fe-
bruar 2012 wur-
den insgesamt 
über 250 Rege-
lungen zu den 
Themen Leiharbeit 
oder Übernahme 
der Auszubildenden gesammelt. Der Antrieb dahinter: 
Jede betriebliche Regelung mit der die Bedingungen von 

Leiharbeit verbes-
sert oder diese 
ganz verhindert 
werden kann oder 
in denen die Über-
nahme der Azubis 
geregelt ist, stärkt 
der IG Metall den 
Rücken, um tarif-
liche Regelungen 
durchzusetzen. 
Und vor Ort mach-
ten die Betriebs-
räte und Vertrau-
ensleute mit den 
Aktionen Druck. 

Unterstützt wurde die Kampagne durch eine eigene In-
ternetseite und Aktivitäten bei den sozialen Netzwerken 

BAuSteINe GeGeN 
PReKäRe BeScHäFtIGuNG
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im Internet. Einen weiteren positiven Eff ekt brachten die 
Bausteine mit: Sie konnten vor der zweiten Tarifverhand-
lung in Ludwigsburg als wirksamer Sichtschutz gegen 
Werbefahrzeuge eingesetzt werden. Denn dort hatte Ge-
samtmetall zur Verbreitung der Arbeitgeberpropaganda 
Kleinlaster mit Plakatmotiven vor dem Verhandlungslo-
kal aufgefahren.

h t t p : / / w w w . b a u s t e i n e . i g m . d e
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ProJEKtarBEit

Das 2008 gestartete Projekt engineering kann inzwi-
schen auf eine Reihe von guten betrieblichen Beispielen 
verweisen, sowohl in der Forschung und entwicklung – 
etwa bei Bosch – als auch in Betrieben der It-Branche 
wie SAP und HP.

Da ist zum Beispiel der Ingenieurs-Tarifvertrag für die 
Forschungs- und Entwicklungsstandorte von Bosch mit 
rund 11.000 Ingenieuren und hochqualifizierten Be-
schäftigten: »Fünf Stunden mehr Freiheit« – so wirbt 
der Bosch-Gesamtbetriebsrat für den Ergänzungsta-
rifvertrag, der zusammen mit der IG Metall Baden-
Württemberg ausgehandelt wurde. Ermöglicht wird die 
Wahl zwischen drei verschiedenen Arbeitszeitmodellen: 
35, 38 oder 40 Wochenstunden. Die über die tarifliche 
35-Stunden-Woche hinaus geleistete Arbeitszeit fließt in 
ein Langzeitkonto oder kann ausgezahlt werden. Ein  
Anspruch auf Freistellung besteht zum Beispiel bei per-

sönlicher Weiterbildung, bei Elternzeit und Pflege oder 
bei vorgezogenem Ruhestand ab 55. Der Tarifvertrag er-
setzt die Quotenregelung für 40-Stünder. Der Bosch-Ge-
samtbetriebsratsvorsitzende Alfred Löckle sagt: »Erst-
mals gibt es für hochqualifizierte Arbeitnehmer einen 
Anspruch auf flexible Arbeitszeit.«

Um einen Tarifvertrag für gerechtes Entgelt und gute Ar-
beitsbedingungen geht es bei MBtech, bis Ende 2011 
die Ingenieurstochter von Daimler, 2012 verkauft an die 
französische Akka: »MBtech goes Tarif – das Beste oder 
nichts«, so lautet die Forderung der Metallerinnen und 
Metaller für die rund 2.300 Beschäftigten. Die Verhand-
lungen mit Daimler waren 2011 auf einem guten Weg. 
Die Mitgliederzahlen stiegen und im Juli konnte ein Eck-
punktepapier erreicht werden. Im November wurden die 
Verhandlungen zur Überraschung der Beteiligten vom 
Arbeitgeber abgebrochen. Der Grund, der Verkauf, sorg-

eNGINeeRING
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te für große Unruhe in der Belegschaft. Auf Druck der 
Beschäftigten und der IG Metall sagte der französische 
Akka-Konzern zu, die Verhandlungen nach der erfolgrei-
chen kartellrechtlichen Überprüfung des Verkaufs wieder 
aufzunehmen. Das sollte im Mai und Juni 2012 gesche-
hen, so plante es die IG Metall. »Unsere Anforderungen 
an ein tarifl iches Entgeltsystem bei der MBtech bleibt 
unverändert«, sagt Verhandlungsführer Uwe Meinhardt, 
Erster Bevollmächtigter der IG Metall Stuttgart.

In der Böblinger Zentrale von Hewlett Packard konnte 
die IG Metall-Liste bei den Betriebsratswahlen 2010 die 
meisten Stimmen erreichen. Dies war die Basis dafür, 
dass es nun erstmals eine gewerkschaftliche Mehrheit 
im HP-Gesamtbetriebsrat gibt – mit dem IG Metall-Kol-
legen Günter Hornung aus Böblingen als dem Vorsitzen-
den. 

Seit Ende 2010 baut die IG Metall eine neue 
Betreuungsstruktur für HP auf – bundesweit an allen 
Standorten. »Mit vielen Gesprächen, dem Kennenlernen 
des Unternehmens, dem Erarbeiten von Glaubwürdig-
keit und dem Abbau von Vorurteilen ging es los«, sagte 
Johannes Katzan von der IG Metall Baden-Württemberg, 
seit April 2012 Unternehmensbeauftragter der IG Metall 
für HP. Er kandidierte auch bei der Aufsichtsratswahl 
im Juni – nach Redaktionsschluss dieses Geschäftsbe-
richts, aber mit einem Eff ekt vorneweg: »Der Vertreter 
des CGM hat wegen Chancenlosigkeit gleich auf seine 
Kandidatur verzichtet«, so Katzan.
Im Herbst 2011 startete die Kampagne »zukunft@hp« – 
mit einer Zeitung gleichen Namens und Gesprächsange-
boten an die Beschäftigten. Diskutiert wurde vor allem, 
welche gemeinsamen Schritte auf dem Weg zu guten Ar-
beitsbedingungen unternommen werden können. 
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Im Frühjahr 2012 konnte in Böblingen ein IG Metall-Ver-
trauenskörper gewählt werden. Der neue VK-Leiter Tho-
mas Windgassen sagt: »Die Arbeitsbedingungen – das 
brennt uns am meisten auf den Nägeln.« Die ausufern-
den Arbeitszeiten, die Entgrenzung zwischen Arbeit und 
Privatleben, ständig steigende Belastungen – all das 
fördere unter den Beschäftigten Krankheitsausfälle und 
Burn-Out. »Wir wollen nicht zuschauen, wie die Leute 
immer weiter kaputt gehen«, sagt Windgassen. Das IG 
Metall-Projekt sei deshalb auf dem richtigen Weg: »Das 
stärkt uns den Rücken.« Für wichtig hält es Windgassen, 
die Berührungsängste zwischen den HP-Beschäftigten 
und der IG Metall weiter abzubauen: »Wir wollen errei-
chen, dass die IG Metall als die für die IT-Branche zu-
ständige Gewerkschaft identifiziert wird.« Die IG Metall 
soll nichts Abstraktes mehr sein und ihr Gesicht bei HP 
in Böblingen sind die neuen Vertrauensleute.

»Bei SAP bohren die Metallerinnen und Metaller ‚dicke 
Bretter‘«, so sagte es Eberhard Schick, einer der vier IG 
Metall-Betriebsräte in Walldorf. Seit der legendären Be-
triebsratswahl 2006 hat die Initiatorengruppe »Pro Mit-
bestimmung« einiges erreicht. Der Gruppe gehören Mit-
glieder der IG Metall und anderer DGB-Gewerkschaften 
an, aber auch SAP-Beschäftigte ohne Gewerkschaftszu-
gehörigkeit.

Im Mai 2012 gelang ein besonderer Erfolg: Mit Mario 
Rosa-Bian wurde erstmals ein Vertreter der gemeinsa-
men Liste der DGB-Gewerkschaften in den Aufsichtsrat 
gewählt. »Das ist symbolisch wichtig, um zu zeigen, 
dass wir im Unternehmen angekommen sind«, so Eber-
hard Schick. Aber im Betriebsrat sehen sich die gewerk-

schaftlich Aktiven auch nach der Wahl 2010 weiter in der 
Oppositionsrolle.

Weil SAP eine Umstellung des Gehaltssystems plante, 
stand beim Engineering-Projekt der IG Metall für SAP 
dieses Thema ganz oben auf der Liste. Im Fokus bleiben 
wie bei HP die Arbeitsbedingungen. »Burn-Out ist in die-
ser Branche gang und gäbe«, sagt Ulrike Zenke, von der 
IG Metall als Projektsekretärin für die Betreuung von SAP 
zuständig. Erst im Mai 2012 wurde auf der von der Hei-
delberger IG Metall betriebenen Webseite www.sapler.
igm.de festgestellt: »Die Ergebnisse von Befragungen zu 
Arbeitsbelastungen bei SAP fallen jedes Mal schlechter 
aus ... Eine Analyse folgt der nächsten Analyse. Hand-
lungsanweisungen von Experten lagern zwischendurch 
‚in der Schublade‘. Die Ursachen miserabler Arbeits-
bedingungen für die Menschen werden ignoriert. Die 
Ursache einer maßlosen Renditeerwartung, die haupt-
sächlich den Vorstandsmitgliedern und Kapitalgebern 
bzw. Aktionären dient, wird wissentlich ignoriert und mit 
vorgeschobenen Argumenten gerechtfertigt.« Alle zwei 
Wochen trifft sich der aktive Kreis um die IG Metall-Be-
triebsräte. Die Gruppe arbeitet offen und beteiligungs-
orientiert: Wer mitmachen will, ist willkommen und darf 
mitreden. 

Insgesamt 15 gute Beispiele aus der Arbeit mit Beschäf-
tigten in der IT-Branche, in Forschung und Entwicklung 
und hoch qualifizierten Angestellten sind in der im Sep-
tember 2011 erschienenen Broschüre zum Projekt Engi-
neering Baden-Württemberg beschrieben. 
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D a s  E n g i n e e r i n g  P r o j e k t  i m  I n t e r n e t :

h t t p : / / w w w . e n g i n e e r i n g - b w . d e
Bezirk
Baden-Württemberg

Das Projekt,

das Ingenieurinnen
und Ingenieure
stark macht. 

Erfolg 
durch gemeinsames 
Engagement
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ProJEKtarBEit

Betriebsräte stehen vor neuen 
und vielfältigen Herausforderun-
gen. Im Mittelpunkt steht oft die 
betriebliche Innovationsfähig-
keit um Standorte und Beschäf-
tigung zu sichern. Das bringt au-
tomatisch neue Anforderungen 
an die Qualifi kation der betrieb-
lichen Interessenvertreter mit 
sich. Das Projekt »kompetenz & 
innovation« begleitet Betriebs-
räte auf dem Weg Innovations-
treiber zu werden.

»Die künftig immer notwendi-
ger werdende Kombination aus 
Tagesgeschäft und Strategieori-
entierung ist allerdings ein an-

spruchsvolles Ansinnen«, meint 
Projektleiter Hermann Novak. »Es 
konfrontiert die Interessenver-
tretungen damit, sich mit ihrer 
bisherigen Arbeit und den kom-
menden Aufgaben intensiv aus-
einanderzusetzen und ihre Be-
triebsratsarbeit inhaltlich daran 
auszurichten.«
Gemeint ist damit der Wandel 
der Kernaufgaben. Haben sich 
betriebliche Interessenvertretun-
gen lange Zeit auf Schutz- und 
Abwehrfunktionen beschränkt, 
kam in den 70er-Jahren auch eine 
Gestaltungsfunktion hinzu. Heute 
sind die Handlungsfelder: Schutz, 
Abwehr und präventive Gestal-

KOMPeteNZ uND INNOVAtION

Die IG Metall
Die IG Metall

Erfolgreich in Baden-Württemberg

Bezirk
Baden-Württemberg

Ausgangslage und Fragestellungen
Es besteht ein breiter gesellschaftlicher 

Konsens, dass Innovationen bedeutsam 

sind für Standort und Beschäftigungssi-

cherung. Von Innovationen wird die Lösung 

vieler Probleme erhofft.

Im Mittelpunkt des Projekts „kompe-

tenz & innovation.bawü“ stehen zentrale 

Fragestellungen und Problembereiche im 

Kontext von „Arbeit-Bildung-Innovation“. 

Mit der Befragung sollten Zusammenhän-

ge, Abhängigkeiten und Wirkungen be-

trieblicher Innovationsprozesse aufgespürt 

und Ansätze für eine aktive und präventive 

Gestaltung der Betriebsratspolitik gefun-

den werden. Die Erhebung konzentrierte 

sich im Wesentlichen auf folgende Frage-

stellungen:

 Anhand welcher Merkmale lassen sich 

innovative von nicht-innovativen Betrie-

ben unterscheiden?

 Welche Zusammenhänge, Abhängig-

keiten und Wirkungen in betrieblichen 

Innovationsprozessen bestehen?

 Welche Rolle spielt die Beteiligung der Be-

schäftigten und die „Unternehmenskultur“ 

bei der Entstehung von Innovationen?

 Wie sehen die Betriebsräte ihre Rolle im 

betrieblichen Innovationsprozess?

 Von welcher Bedeutung ist das unmittel-

bare regionale Umfeld?

 Welche Maßnahmen werden im Bereich 

Aus- und Weiterbildung unternommen, 

um Innovationsfähigkeit nachhaltig zu 

stützen?

 Existiert ein Bewusstsein hinsichtlich 

des Themas „Alterung der Erwerbsbe-

völkerung“ und werden Anstrengungen 

unternommen, um „alternsgerechtes 

Arbeiten“ zu berücksichtigen?

 Welche Themen beschäftigen die Be-

triebsräte im Kontext „Arbeit-Bildung-

Innovation“?

Empirische Basis der Befragung
In den drei Projektregionen „Bodensee“, 

„Mittlerer Oberrhein“ und „Ostwürttemberg“ 

Ausgangslage und Fragestellungen um Innovationsfähigkeit nachhaltig zu 

Zusammenhänge, Abhängigkeiten und 
Wirkungen in betrieblichen Innovationsprozessen
Ergebnisse der Befragung von Betriebsräten 
in drei Regionen Baden-Württembergs

kompetenz &
innovation.bawü

wurden Betriebsräte in 215 Betrieben posta-

lisch und online befragt. Die Rücklaufquote 

von 30,7 Prozent (N = 66) entspricht den Er-

fahrungswerten ähnlicher Erhebungen. Etwa 

Zwei Drittel der Stichprobe besteht aus 

kleinen und mittelgroßen Betrieben (0-499 

Beschäftigte), das übrige Drittel setzt sich 

aus Großbetrieben ab 500 Beschäftigte zu-

sammen (siehe Abb. 1).

Die Betriebe umfassen die Branchen 

des Organisationsbereichs der IG Metall, 

schwerpunktmäßig jedoch die Metall- und 

Elektroindustrie. 9 Prozent der befragten 

Betriebe sind dem Bereich unternehmens-

naher Dienstleistungen zuzurechnen. 

Info-Nr. 2

kompetenz & innovation.bawü
ist ein Projekt der IG Metall Bezirksleitung Baden-Württemberg, gefördert aus Mitteln des                            und des Europäischen Sozialfonds 

19,70%

15,15%

13,64%

25,76%

25,76%

1-99 Beschäftigte

100-249 Beschäftigte

250-499 Beschäftigte

500-999 Beschäftigte

ab 1.000 Beschäftigte

Abb. 1: Stichprobenstruktur nach Betriebsgrößenklassen (N=66)

#_20080702_Flyer_K&I(auflage2)_druckfassung.indd   1 05.10.2008   20:33:27
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tung von Arbeits- und Leistungsbedingungen sowie 
Standort- und Beschäftigungssicherung. 
Genau dieses Feld bearbeitete das Projekt 
kompetenz&innovation.bawü seit 2007. Mit Befragun-
gen, Innovationstagungen und Workshops wurden im 
Spannungsfeld Betrieb und Wissenschaft Themen be-
arbeitet und Handlungshilfen angeboten. So wurde der 
Frage von »Wirkungen des Technologiewandels (Elektro-
mobilität) auf die Automobilindustrie in Baden-Württem-
berg« nachgegangen oder der Gestaltung von »Arbeit – 
Bildung – Innovationen im Rahmen einer Innovationen 
und damit Beschäftigung sichernden Standortstrategie« 
oder den drängenden Fragen von »Personalplanung und 
Demografi e«. Ein weiterer Schwerpunkt lag auf den Fra-
gen der Gestaltung von Arbeit: »Arbeits- und Leistungs-

vermögen sichern, Lernen fördern, persönliche Entwick-
lung ermöglichen«.

D i e  g e s a m t e n  T h e m e n  u n d  P r o j e k t e r g e b n i s s e  s o w i e 

z a h l r e i c h e  i n f o r m a t i o n e n ,  F l y e r  u n d  H a n d l u n g s h i l f e n  u n t e r 

w w w . b w . k o m p e t e n z - i n n o v a t i o n . d e
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Wer im Alltag die Augen offen hat, kann es nicht über-
sehen: »Die Zahl der klassischen dualen Auszubilden-
den geht zurück, dafür gibt es mehr Dual Studierende. 
Ebenso prägen mehr und mehr Angestellte unsere Be-
triebsstruktur. Diese ‚neue’ Personengruppe anzuspre-
chen und für uns zu gewinnen, stellt uns als IG Metall vor 
große Herausforderungen. Diese müssen wir annehmen, 
um auch in Zukunft durchsetzungsstark im Interesse un-
serer Mitglieder gute Arbeitsbedingungen gestalten zu 
können«, stellt Angel Stürmlinger fest. Als Erster Bevoll-
mächtigter der IG Metall in der Universitätsstadt Karlsru-
he kennt er das Thema aus vielen Betrieben.
Wie vielerorts wurde die IG Metall auch in Karlsruhe ak-
tiv, um den künftigen Kolleginnen und Kollegen schon 
beizeiten die Bedeutung einer durchsetzungsfähigen 
Interessensvertretung zu vermitteln – und Kontakte her-
zustellen, die durchaus in eine künftige Mitgliedschaft 
münden dürfen …

Constanze Krätsch ist als Gewerkschaftssekretärin in 
Karlsruhe für die Hochschularbeit und die Betreuung 
Dual Studierender zuständig. »Wir erreichen die aka-
demischen Beschäftigten natürlich an der Hochschule. 
Doch genauso wichtig ist die betriebliche Ansprache 
über die Betriebsräte.« Im Lauf der letzten Jahre sei das 
Bewusstsein für diese Kolleginnen und Kollegen bei den 
Gewerkschaftern sprunghaft gewachsen. »Inzwischen 
sehen das fast alle Betriebsräte und Vertrauensleute so: 
Ob jemand eine gewerbliche Ausbildung macht oder von 
der Hochschule kommt – das sind alles Kolleginnen und 
Kollegen, für die die IG Metall da ist.«
Auch Nora Leser, die bei der Verwaltungsstelle Stuttgart 
die Studierenden betreut, hat diese Erfahrung gemacht. 
»Und auf der anderen Seite finden wir durch unsere Ar-
beit immer mehr Offenheit für gewerkschaftliche Ansät-
ze«. Die Ausgangslage sei nicht gerade bequem für die 
IG Metall: »Da sind viele Leute an den Hochschulen, die 

StuDIeReNDeNARBeIt
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keinen gewerkschaftlichen Bezug haben und auch keine 
Vorstellung davon, was ein Tarifvertrag ist und warum 
er für sie so wichtig sein kann.« Ebenso wie Constanze 
Krätsch kennt sie »die alte Angst«, dass ein Gewerk-
schaftsmitglied beim beruflichen Aufstieg behindert 
würde. »Da ist das schon ein unglaublicher Aha-Effekt, 
wenn beispielsweise erfolgreiche Teamleiter berichten, 
dass sie selbstverständlich in der IG Metall sind.«
Angefangen hatte die gewerkschaftliche Studierenden-
arbeit mit Beratungen zum Thema BAföG, Nebenjob und 
Praktikum. Mittlerweile wurde das Angebot erweitert 
und an die Bedürfnisse von Studierenden im Organisa-
tionsbereich der IG Metall angepasst. Zu dem breit ge-
fächerten Angebot zählen beispielsweise gemeinsame 

Veranstaltungen und Exkursionen in Betriebe. Dadurch 
werden interessante Einblicke in die zukünftigen Ar-
beitsbereiche gewährt und Kontakte aufgebaut. 
Veranstaltungen an den Hochschulen informieren über 
Einstiegsgehälter, Praktika und den ersten Arbeitsver-
trag. Betriebsräte berichten dabei aus der Praxis. »So 
wird die Brücke zwischen Hochschule und Betrieb ge-
schlagen und die Studierenden erfahren, wie es in der 
Realität wirklich läuft. Dafür sind wir die Experten«, 
meint Constanze Krätsch. Ergänzt wird das Ganze um ein 
neues Seminarangebot für Studierende zu den Themen 
Studieneinstieg, Lernstrategien und Berufseinstieg. Das 
Ziel ist der Aufbau eines attraktiven Netzwerkes für Stu-
dierende zum gegenseitigen Austausch. 



88
Arbeitszeitpolitische Initiative  ...............................................  90 - 91

Arbeits- und Gesundheitsschutz/Tatort Betrieb  .........  92 - 95

Betriebsratswahlen  .......................................................................  96 - 97

Vertrauensleutearbeit  ..................................................................  98 - 99

Alles, was Recht ist  .....................................................................  100 - 101

Gewerkschaftliche Bildungsarbeit  ....................................  102 - 107

Mitgliederwerbung ......................................................................  108 - 111

gEWErKscHaftlicHE  
HandlungsfEldEr



89



90

gEWErKscHaftlicHE HandlungsfEldEr

»Wenn immer mehr Arbeitszeit verfällt, ist das so, als 
ob man Brot achtlos wegwirft«, kritisierte IG Metall-Be-
zirksleiter Jörg Hofmann im Mai 2011 bei der Konferenz 
»Strategie Zukunft – Arbeit sicher und fair« in Pforz-
heim. »Das zeigt keine Wertschätzung der Arbeit und 
der Leistung der Menschen. Wir können keine gute Ar-
beitszeitkultur in den Betrieben entwickeln, wenn man 
mit Arbeitszeit umgeht wie mit Müll.«

Die bitteren Worte waren die Quintessenz einer Umfrage 
unter Betriebsräten im ganzen Land vom Februar 2011. 
»Wir erleben gerade einen fulminanten Aufschwung«, 
konnte Hofmann feststellen. Doch: »Wo kommt er an? 
Wie kommt es, dass man die Produktion erheblich stei-
gert, um bis zu 20 Prozent, aber auf der Beschäftigten-
seite nur ein kleines Plus hat?«
Die herben Antworten: Viele Leiharbeiter werden in Be-
trieben eingesetzt – zu deutlich schlechteren Bedingun-

gen als regulär Beschäftigte. »Und diese Menschen, die 
in keiner Personalliste auftauchen, sondern nur unter 
‚Einkauf‘ in der Bilanz stehen, haben keine wirksame 
Interessensvertretung«, so Hofmann. Ebenso würden 
viele Arbeiten über Werkverträge zu Niedrigstpreisen 
eingekauft: »Auch diese Menschen arbeiten im selben 
Betrieb, aber ohne dieselben Rechte und denselben 
Schutz.«
Ein weiterer Trick der Unternehmen, um mehr zu produ-
zieren, ohne entsprechend Menschen einzustellen: Über 
38 Prozent der Betriebsräte berichten von einem »teil-
weise massiven Ausbau der Schichtsysteme in den Be-
trieben. Anstatt in neue Anlagen zu investieren«, so Hof-
mann, »werde versucht, auch noch die letzten Minuten 
der Woche auszunutzen – zulasten der Gesundheit der 
Betroffenen.« Erhöhten Leistungsdruck bestätigen 68 
Prozent der Betriebsräte aus allen Bereichen der Unter-
nehmen. »Besonders heftig und rücksichtslos«, so  Jörg 
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Hofman, »sei aber der Arbeitszeitverfall – Arbeit wird 
geleistet, aber nicht vergütet«. Damit dieser Missbrauch 
von Beschäftigten nicht weitergehen kann, fordert die 
IG  Metall tarifvertragliche Regelungen: Statt geleistete 
Arbeitszeit einfach zu streichen, wäre es beispielsweise 
denkbar, diese Zeit in ein sogenanntes Langzeitkonto 
zu verschieben. Noch gibt es in Baden-Württemberg al-
lerdings recht wenig Betriebe, die diese Langzeitkonten 
anbieten. Auf ein solches Konto können Beschäftigte 
pro Jahr eine bestimmte Anzahl an Stunden einbuchen 
und sie dann ausschließlich auf eigenen Wunsch in be-
stimmten Situationen abbauen. Das können Lebens-

phasen wie Hausbau oder die Pflege von Angehörigen 
sein. IG Metall-Tarifsekretär Gerhard Wick fordert: »Die 
Zeitsouveränität der Beschäftigten muss deutlich zu-
nehmen«. Gefordert sind auch die Betriebsräte: »Wenn 
es Betriebsvereinbarungen gibt, die einen Verfall von Ar-
beitszeiten vorsehen«, so Wick, »sollten sie umgehend 
gekündigt und das Gespräch mit dem Arbeitgeber ge-
sucht werden.« Und letztlich ist Arbeitsbedarf auch ein 
Maßstab für mögliche Neueinstellungen. »Laufen die 
Arbeitszeiten regelmäßig aus dem Ruder, muss mit dem 
Arbeitgeber über Personalaufbau verhandelt werden«, 
betont der IG Metall-Sekretär.
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Wichtige erfolge konnte die Aktion »tatort Betrieb« der 
IG Metall Baden-Württemberg in den letzten 20 Jahren 
erreichen – doch all diese erfolge zeigen an, dass vieles 
im Argen lag und immer noch liegt. 

»Unsere Arbeit ist extrem wichtig«, sagt 
Monika Lersmacher von der IG  Metall-
Bezirksleitung Baden-Württemberg 
über das Netzwerk von Haupt- und Eh-
renamtlichen sowie externen Experten. 
»Wir konnten konkrete Fortschritte für 
die Beschäftigten in vielen Bereichen 
für gesündere und bessere Arbeit errei-
chen. Missstände anprangern, Betroffe-
ne informieren, Verbesserungen ansto-
ßen, ist seit 1989 das Rezept«. 
In den vergangenen vier Jahren war die Aktion »Höchs-
te Zeit für Gesundheit« der jüngste Schwerpunkt. Seit 

Mai 2011 werden die Auswirkungen von Leistungsbe-
dingungen und Arbeitszeitsystemen in den Betrieben 
untersucht, um schließlich Forderungen und Vorschläge 
für gesünderes Arbeiten zu formulieren. In einer eigenen 
Veranstaltung wurden die aktuellen Mindeststandards 

für Arbeitsstätten und für Arbeitneh-
mer/innen im Arbeitsschutz diskutiert. 
Brandaktuell sind auch die Informati-
onen zum Thema Strahlenschutz nach 
der Atomkatastrophe in Fukushima – 
nicht zuletzt, weil die Metall- und Elekt-
roindustrie in Baden-Württemberg viele 
Waren von japanischen Lieferanten be-
zieht.
Eine besondere Würdigung der konti-
nuierlichen Arbeit in der Aktion »Tatort 

Betrieb« erhielt die IG Metall im Jahr 2010, als das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales den Deutschen 

ARBeItS- uND GeSuNDHeItSScHutZ/ 
tAtORt BetRIeB
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Der Journalist Günter Wallraff im Frühjahr 2011 
auf einer Konferenz der IG Metall  in Pforzheim
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Gefahrstoffschutz-Preis verlieh. Gemeinsam mit dem 
Verbraucherkreis Industrieschmierstoffe und dem Ver-
band Schmierstoff-Industrie arbeiten Gewerkschafter 
seit Jahren in der »Arbeitsgruppe Stoffliste«, um die Er-
kenntnisse aus »Tatort Betrieb«-Aktivitäten in eine ge-
meinsame Liste von erträglichen Kühl- und Schmierstof-
fen einzubringen – mit spürbaren Erfolgen.
»In der metallverarbeitenden Industrie stellen Kühl-
schmierstoffe nach wie vor hohe Anforderungen an das 
Sicherheitsmanagement«, resümierte das Arbeits- und 
Sozialministerium bei der Verleihung des Preises, den 
Michael Presser, Betriebsrat bei MTU Friedrichshafen, für 
die IG Metall entgegennahm. Die Beschäftigung mit ge-
fährlichen Kühl- und Schmierstoffen ist eine der durch-
gehenden Aufgaben von »Tatort Betrieb« seit 1989, die 
Gefährdung für Beschäftigte war dramatisch und eine 
menschengerechtere Auswahl und Verwendung der Stof-
fe nur schwer gegen die Interessen vieler Unternehmen 
durchzusetzen.

Ebenfalls über viele Jahre zieht sich die Diskussion um 
die »Ganzheitliche Gefährdungsanalyse« hin. Obwohl 
das Interesse der Unternehmen an gesunden und zu-
friedenen Beschäftigten jedermann einleuchten müss-
te, ist das zähe Ringen um eine offene Untersuchung 
der Gesundheitsbedrohungen in einem Betrieb ein fast 
endloses Verfahren. Wenige konkrete Mitwirkungsmög-
lichkeiten gibt die entsprechende EU-Richtlinie vor: »Die 
Arbeitnehmervertreter mit einer besonderen Funktion 
bei der Sicherheit und beim Gesundheitsschutz der Ar-
beitnehmer haben das Recht, den Arbeitgeber um geeig-
nete Maßnahmen zu ersuchen und ihm diesbezüglich 
Vorschläge zu unterbreiten, um so jeder Gefahr für die 

Arbeitnehmer vorzubeugen und/oder die Gefahrenquel-
le auszuschalten.« Das Recht, gehört zu werden und 
Vorschläge zu unterbreiten, wirkt sehr schwach, wenn 
Kollegen über Jahre hinweg mit hochgiftigen Stoffen 
umgehen müssen und ihre Gesundheit ruinieren, zum 
Beispiel bei der Arbeit mit Asbest bis zum Verbot dieses 
krebserregenden Brandschutzmaterials.
Da wird erst deutlich, wie bedeutend die Fortschrit-
te sind, die in kleinerem Rahmen erreicht werden: Im 
Oktober 2000 entschied die Einigungsstelle, dass der 
Betriebsrat des Mannheimer Kraftwerks- und Turbinen-
bauers Alstom Power bei der Gefährdungsbeurteilung 
Mitbestimmungsrechte hat. »Erst danach konnte eine 
Rechtslage geschaffen werden, nach der in einer ganz-
heitlichen Gefährdungsbeurteilung die aktive Beteili-
gung der Beschäftigten und ihrer Interessenvertretung 
unabdingbar ist«, wie Betriebsrat Wolfgang Alles berich-
ten kann.
Seither gelang es dem Betriebsrat, einen kontinuierli-
chen und wirksamen Prozess in Gang zu setzten, der – 
trotz vielfältiger Hindernisse und krisenhafter Rahmen-
bedingungen – zu zahlreichen Verbesserungen führte. 
Mühsam und Schritt für Schritt muss erstritten werden, 
dass Arbeitsbedingungen und -materialien nicht vom 
Unternehmen beliebig und schon gar nicht zulasten der 
körperlichen und seelischen Gesundheit der Beschäftig-
ten festgelegt werden dürfen.
Am 13. Oktober 2010 gab es in Mannheim eine Art von 
»Geburtstagsfeier« mit über 100 Vertrauensleuten von 
Alstom: Zehn Jahre Gefährdungsanalyse bei Alstom. 
Hans-Jürgen Urban, geschäftsführendes Vorstandsmit-
glied der IG Metall, war ebenso dabei wie Reinhold Götz, 
der Erste Bevollmächtigte der Mannheimer IG Metall, 
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Monika Lersmacher und ihr langjähriger Vorgänger als 
»Tatort Betrieb«-Beteuer, Viktor Paszehr. Hans-Jürgen 
Urban betonte, dass das Erreichte bei Alstom Vorbild für 
viele andere Betriebe in Deutschland sei. Wolfgang Alles 
berichtete, dass nun die vierten Runde der Ermittlungen 
der betrieblichen Gefährdungsanalyse begonnen habe. 
In den letzten drei Runden seien rund 3.400 Maßnah-
men betrieblich umgesetzt worden.

Das Forschungsvorhaben »Aufbereitung betrieblicher Er-
fahrungen zur Umsetzung der Gefährdungsbeurteilung 
bei psychischen Belastungen«, gefördert von der Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA), 
war Grundlage eines Workshop mit 60 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer im April 2009 in der Bezirksleitung der 
IG Metall in Stuttgart.
Für Joachim Schmid, Betriebsrat bei der Walter AG in Tü-
bingen, ist die Gefährdungsanalyse besonders wichtig, 
weil sie sich für Betriebe unterschiedlichster Größe als 
Werkzeug anbietet, mit dem die Beschäftigten Einfluss 
auf die Gestaltung der Arbeitsbedingungen nehmen 
können. »Da können auch Leute aus Betrieben, die sich 
bisher nicht mit dem Thema beschäftigt haben, sagen: 
Ja, das ist unser Ansatz, das können wir auch in unserem 
Betrieb machen«.

Im Jahr 2009 blickten die Aktiven und die Öffentlichkeit 
zurück auf 20 Jahre »Tatort Betrieb«. Der Arbeitswissen-
schaftler Prof. Dr. Alfred Oppolzer sagte aus diesem An-
lass: »Meine Sympathie galt der Aktion ‚Tatort Betrieb‘ 
von Anfang an, insbesondere, weil hier die Betroffenen 
in eigener Sache engagiert haben, um ihre Arbeitsbedin-
gungen zu verbessern. Dieses Betroffenen-Engagement 

trifft sich dann mit unseren wissenschaftlichen Bemü-
hungen um menschengerechte Arbeitsgestaltung, um 
die Humanisierung der Arbeit.«
Viktor Paszehr stellte rückblickend fest: »Das Wesentli-
che am ‚Tatort Betrieb‘ ist, dass man es geschafft hat, 
Themen, die nicht in der Öffentlichkeit waren, in die Öf-
fentlichkeit zu bringen und damit ein Bewusstsein bei 
den Leuten zu erzeugen, was in den Betrieben über-
haupt passiert.«

Doch neben der Bedrohung der Gesundheit von Be-
schäftigten durch körperliche Beeinträchtigungen war 
schon bei der Jubiläumsveranstaltung klar: Es steht ein 
weiteres, sehr großes Thema auf der Tagesordnung: »Wir 
wissen, dass psychische Störungen gegenwärtig außer-
ordentlich stark zugenommen haben«, hielt Alfred Op-
polzer fest. »Im nächsten Jahrzehnt werden zumindest in 
den technisch weiter entwickelten Ländern psychische 
Störungen zu den am häufigsten behandlungsbedürfti-
gen Krankheiten gehören.«
Diesem Thema hatte sich »Tatort Betrieb« bereits mit der 
Kampagne »Stress – Terror für die Seele« gestellt, hat-
te in Betrieben Problemstellen benannt, Informationen 
dazu verbreitet, die Betroffenen mobilisiert und erste 
Betriebsvereinbarungen zum Abbau von psychischem 
Stress auf den Weg gebracht.
»Arbeitsbedingte Erkrankungen lassen sich mit präven-
tivem betrieblichem Gesundheitsmanagement vermei-
den « – mit dieser These sorgte Prof. Dr. Wolfhard Kothe, 
Experte für Arbeitsrecht, bei einer »Tatort Betrieb«-Kon-
ferenz im April 2008 für Aufhorchen. Gewerkschafter 
nahmen diese Anregungen mit größtem Interesse auf 
und brachten sie in die Betriebe.
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Die Krisenbewältigung der IG Metall wurde bei den Be-
triebsratswahlen 2010 von den fast 715.000 Wahlbe-
rechtigten in 1.953 Betrieben anerkannt: Die Gewerk-
schaft konnte ihren riesigen Vorsprung vor anderen 
Listen sogar noch ein wenig ausbauen. Von 69,95 Pro-
zent steigerte sie ihr ergebnis auf 70,72 Prozent.

Am Jahresanfang 2010 waren die Folgen der Krise noch 
nicht ausgestanden. Als die Beschäftigten zur Wahl ge-
rufen wurden, profitierten viele von ihnen noch direkt 
vom verantwortungsbewussten Handeln der IG Metall, 
ihrer Vertrauensleute und Betriebsräte während der Kri-
se – oder sie erinnerten sich zumindest noch gut an die 
große Unterstützung. Die leichte Steigerung der Wahlbe-
teiligung von 69,8 auf 71,15 Prozent zeigt, dass sich die 
Betriebsräte als anerkannte Interessenvertreter auch in 
der Krise behaupten konnten. Die Betriebsratswahlen 
blieben einmal mehr die Wahlen mit der höchsten Be-

teiligung in Deutschland. In wenigen Einzelfällen gab 
es starke Verschiebungen, bei denen die IG Metall ihre 
Mehrheit eingebüßt hat. Andererseits konnte in einigen 
Betrieben erstmals eine Mehrheit für die IG Metall er-
reicht werden und andere im Betrieb vertretene Gruppie-
rungen zurückgedrängt werden.
Andere Gewerkschaften oder Verbände spielten insge-
samt auch 2010 nur eine randständige Rolle. Zu sehr 
hatten sich Aktionen solcher Gruppierungen als Schüt-
zenhilfe für beschäftigtenfeindliches Vorgehen entlarvt.
Bedauerlich ist aus Sicht der IG Metall, dass die Be-
triebsratsgremien nicht verjüngt wurden. Möglicherwei-
se eine Auswirkung der Krise, dass erfahrene Kollegin-
nen und Kollegen in dieser schwierigen Situation gefragt 
waren. Alles in allem war es angesichts der zurückliegen-
den Probleme ein solides Ergebnis für die IG Metall und 
eine hohe Anerkennung für die Leistung der IG Metall-
Betriebsrätinnen und -Betriebsräte.

BetRIeBSRAtSWAHLeN
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IG Metall
70,72 %

sonstige
29,15 %

CGB/CGM
0,49 %

AUB 0,08 %

Ergebnis der Betriebsratswahlen 2010
für Baden-Württemberg insgesamt:

Unter 18 18 – 35 36 – 45 46 – 59 60 + älter ohne Ang.

15 %

28 %

44 %

2 %
11 %

Betriebsratsmitglieder 2010 nach altersgruppen
für Baden-Württemberg insgesamt:
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In den  letzten Jahren wurde die Arbeit der Vertrauens-
leute im Bezirk deutlich aufgewertet. »Wir haben uns 
intensiv hinter einzelne themen geklemmt und auch 
einige experten und Wissenschaftler in unsere Run-
den eingeladen«, berichtet Gerhard Wick, der in der IG 
Metall-Bezirksleitung die Vertrauensleutearbeit koordi-
niert. So wurden die tarifrunden detailliert vorbereitet, 
wurden Überlegungen angestellt, um die Wertschöp-
fungsketten zu sichern und zu stabilisieren und Know-
How für die Innovationen und Reaktionsfähigkeit nach 
der Krise vermittelt.  

Arbeitnehmerorientierte Industriepolitik stand ebenso 
auf der Tagesordnung wie das Thema der Fachkräfte-
allianz oder der Leichtbau. 2010 referierte Prof. Heinz 
Bontrup über »Von der Bankenkrise zur Staatsschul-
denkrise«, im Folgejahr zeigte Dr. Heinz-Rudolf Meißner 
die Chancen, Risiken und Veränderungen des Wandels 

hin zu mehr E-Mobilität auf. »Aber wir haben den Blick 
längst nicht nur nach außen gerichtet, denn schließlich 
sind unsere Vertrauensleute unsere Multiplikatoren in 
den Betrieben. Als solche sind sie auch wichtig für die 
Meinungsbildungsprozesse innerhalb der IG Metall«, 
sagt Wick. Themen wie das Projekt IG Metall 2009, Or-
ganizing in den Verwaltungsstellen oder Konzepte zur 
Mitgliederwerbung in den Betrieben wurden ebenfalls 
behandelt.

Höhepunkte der letzten vier Jahre waren sicher die Ver-
trauensleutekonferenzen der letzten beiden Jahre: Im 
Juni 2010 mit Dietmar Dath zu dessen Buch »Maschinen-
winter« und die notwendige Zusammenarbeit von Aka-
demikern und Gewerkschaften. Und im Mai 2011 eine 
gemeinsame Konferenz zusammen mit Betriebsräten 
und Arbeitsschützern. Sie drehte sich unter dem Mot-
to »Strategie Zukunft« um die Themen: Kein Verfall von 

VeRtRAueNSLeuteARBeIt
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Arbeitszeit, Leistung und Personalbemessung in taktge-
bundenen Arbeitssystemen, Schichtarbeit und Gesund-
heitsschutz sowie Leiharbeit verhindern, begrenzen, ge-
stalten. Zu Gast war der Journalist Günter Wallraff.
In rund 500 Betrieben im Bezirk gibt es betriebliche 
Vertrauenskörper. Insgesamt zählt die IG Metall in Ba-

den-Württemberg fast 11.000 Vertrauensleute. Die Aus-
wertung der Vertrauensleutewahlen 2012 lag zum Re-
daktionsschluss des Geschäftsberichts noch nicht vor. 
»Aber es zeichnet sich ein positiver Trend ab«, berichtet 
Wick.
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Zu den Aufgaben im Bereich Arbeits-, tarif- und Sozial-
recht gehört die Beratung und unterstützung der Ver-
waltungsstellen. Schwerpunkt dabei ist die Auslegung 
der tarifverträge für die Metall- und elektroindustrie, 
das Metallhandwerk, die textil- und 
Bekleidungswirtschaft sowie die 
Holz-, Kunststoff- und Sägeindust-
rie. Hierzu sind Hinweise zu geben 
und die dazu ergangene Rechtspre-
chung auszuwerten.
Von besonderer Bedeutung ist auch 
die Auswertung der Rechtsprechung 
zu den Gesetzen, die für die tägliche 
Betriebsratsarbeit erforderlich sind.

arbeitstagung und arbeitskreis zum arbeitsrecht
Im Rahmen dieser Betreuung und Unterstützung der Ver-
waltungsstellen wurde im Berichtszeitraum 2- bis 3-mal 

jährlich eine Arbeitstagung zum Arbeits- und Sozialrecht 
durchgeführt. Eingeladen wurden zu diesen Arbeitsta-
gungen die zuständigen Gewerkschaftssekretärinnen 
und -sekretäre der Verwaltungsstellen sowie Kollegin-

nen und Kollegen der DGB-Rechts-
schutz GmbH.
Ergänzend zu diesen Arbeitstagun-
gen lädt die Bezirksleitung seit fast 
30 Jahren interessierte Kolleginnen 
und Kollegen Rechtsanwälte und 
Rechtssekretäre zu einem Arbeits-
kreis Arbeitsrecht ein. In diesem Ar-
beitskreis werden regelmäßig aktuel-
le arbeitsrechtliche Themen und ihre 

unmittelbare praktische Bedeutung für die Rechts-be-
ratung und Prozessvertretung aufgegriffen. Aus diesem 
Kreis der Kolleginnen und Kollegen Rechtsanwälte hat 
sich nicht nur für die Bezirksleitung, sondern auch für 

ALLeS, WAS RecHt ISt ...
ARBeItS-, tARIF- uND SOZIALRecHt
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viele Verwaltungsstellen eine regelmäßige Zusammen-
arbeit ergeben. Dies wirkt sich insbesondere in Vorbe-
reitung von Tarifrunden positiv aus.

gewerkschaftlicher rechtsschutz
Im Berichtszeitraum war auch die Interessenvertre-
tung unserer Mitglieder und der Betriebsräte vor den 
Arbeits- und Sozialgerichten von hoher Bedeutung. 
Dabei stellt der gewerkschaftliche Rechtsschutz nach 
wie vor eine wichtige Leistung für die Mitglieder dar. 
Bundesweit kümmern sich rund 360 Rechtssekretäre 
der DGB-Rechtsschutz GmbH um die Vertretung der Ge-
werkschaftsmitglieder in den Bereichen Arbeits- und 
Sozialrecht. 39 davon sind in den insgesamt 16 DGB-
Rechtsschutzbüros in Baden-Württemberg tätig. Die IG 
Metall selbst beschäftigt in Mannheim einen eigenen 
Rechtssekretär. In den Verwaltungsstellen der Region 
Stuttgart (Stuttgart, Ludwigsburg, Esslingen, Waiblingen 
und Göppingen-Geislingen) sind weitere Juristen tätig, 
die die Mitglieder vor Gericht vertreten oder die Fälle für 
die Rechtssekretäre des DGB vorbereiten.
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»Zwischen 2008 und 2011 wurde die Bundesrepublik 
von einer Finanz- und Wirtschaftskrise überrollt, die 
sie in dieser Dramatik seit ihrem Bestehen nicht erlebt 
hat«, bewertet Jupp Bechtel die letzten vier Jahre. 

Bechtel ist in der Bezirksleitung der 
IG Metall Baden-Württemberg für die 
gewerkschaftliche Bildungsarbeit zu-
ständig. »Uns drohte ein Szenario mit 
dramatischem Arbeitsplatzabbau. Da-
bei wären die kompletten Lasten der 
Krise auf die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer abgewälzt worden. Zum 
Glück sind wir einen anderen Weg ge-
gangen«, beschreibt er rückblickend. 
»Durch unsere gemeinsames Vorgehen 
ist es gelungen, Massenentlassungen zu verhindern. 
Geschafft haben wir das durch die erweiterten und ver-

besserten Regelungen zur Kurzarbeit und den vorhan-
denen flexiblen tarifvertraglichen Möglichkeiten. Das 
hat Arbeitsplätze gerettet und Deutschland sicherer als 
die anderen Nationen durch die Krise getragen«, so die 
Schlussfolgerung. Doch die äußeren Umstände haben 

gleichzeitig einen höheren Qualifizie-
rungsbedarf ausgelöst. Es mussten Ant-
worten auf die Fragen gegeben werden, 
wie betrieblich auf die Auswirkungen 
der Krise reagiert werden kann und wie 
die vorhandenen Regelungen effektiv 
genutzt werden können, um Beschäfti-
gung aktiv zu sichern.
Während dieser Zeit fanden auch Ver-
trauensleutewahlen (2008) und Be-
triebsratswahlen (2010) statt. Bechtel: 

»Zahlreiche Kolleginnen und Kollegen wurden erstmals 
in die Gremien gewählt. Und wer neu in dieser Verant-

GeWeRKScHAFtLIcHe BILDuNGSARBeIt
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wortung ist, muss qualifi ziert werden. Insgesamt zeigt 
sich, welchen Spagat die gewerkschaftliche Bildungs-
arbeit machen musste. Es ging um Qualifi zierung zu 
Sach- und Krisenthemen und Grundlagenqualifi zierung 
unserer  Vertrauensleute und Betriebsräte für eine akti-
ve Interessenvertretung«, meint Bildungsexperte Bech-
tel. »Wir mussten kurzfristig auf den aktuellen Bedarf 
reagieren und passende Angebote unterbreiten.«
Mit BR-Kompakt steht für die Weiterqualifi zierung der 
Betriebsräte eine Ausbildungsreihe mit 7 einwöchigen 
Seminarmodulen an den zentralen Bildungsstätten zur 
Verfügung. »Dabei geht es um Kenntnisse bei rechtli-
chen, betriebsverfassungsrechtlichen, tarifpolitischen 
und wirtschaftspolitischen Themen«, sagt Bechtel.

Für die Weiterqualifi zierung der Vertrauensleute wurde 
mit VL-Kompakt eine Ausbildungsreihe mit 4 einwöchi-
gen Seminarmodulen an den zentralen Bildungsstätten 
entwickelt. 
Dort erhalten die betrieblichen Multiplikatoren der IG 
Metall Baden-Württemberg das nötige Rüstzeug für die 
Bereiche Ökonomie, Tarifpolitik, »Belegschaften wir-
kungsvoll beteiligen« und zum Thema »Die Wirtschaft in 
der wir leben«.

Bechtel: »Jetzt muss vor Ort für diese Bildungsreihen 
geworben werden. Inhalt und Qualität stimmen, ebenso 
die Rahmenbedingungen an den Bildungsstätten für ein 
erfolgreiches, gemeinsames, solidarisches Lernen.«



104

Für die Qualifizierung der Funktionäre muss Personal 
laufend geschult werden, sonst lässt sich die qualifizier-
te Vermittlung von Bildungsinhalten nicht sicherstellen. 
Am 9. Juli 2008 startete eine Reihe für Referentinnen 
und Referenten in tarifpolitischen Seminaren. Mit dabei 
waren rund 35 Kolleginnen und Kollegen. Bis Dezember 
2010 wurde zusammen mit der Bildungsstätte Lohr in 
acht einzelnen Modulen zu unterschiedlichen tarifpoli-
tischen Themen qualifiziert. Bechtel: »Wir wollen wieder 
mehr tarifpolitische Kompetenz aufbauen. Dazu brau-
chen wir qualifizierte Referentinnen und Referenten für 
die Vermittlung von tarifpolitischen Themen. Genau die-
ses Ziel verfolgen wir mit dieser Qualifizierungsreihe.«

Im November 2011 starteten zwei Ausbildungsgänge, 
die Referentinnen und Referenten in methodischen und 
didaktischen Themen für die Durchführung von Semina-
ren qualifizieren sollen. Rund 30 Kolleginnen und Kolle-
gen haben am ersten Treffen teilgenommen. Die Qualifi-
zierung erfolgt in Kooperation mit den Bildungsstätten 
Lohr und Bad Orb und endet im November 2012. 

Auf der bezirklichen Referententagung am 4. März 2010 
tauschten sich 80 Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu 
aktuellen Themen aus. Herausforderungen der Finanz- 
und Wirtschaftskrise für die IG Metall, neue Seminaran-
gebote hierzu und betriebspolitische Themen standen 
dabei im Mittelpunkt.

Am 9. Februar 2012 ging es um die Rahmenbedingungen 
und Forderungselemente der anstehenden Metall- und 
Elektrotarifrunde. Über 90 Anwesende diskutierten mit 
Bezirksleiter Jörg Hofmann. »Allerdings war zu diesem 

Zeitpunkt eine Tagung ohne Blick auf die schwelende 
Finanz- und Schuldenkrise in Europa und die damit zu-
sammenhängenden gesellschaftspolitischen Fragestel-
lungen und Anforderungen nicht denkbar«, erinnert sich 
Bechtel. Doch Prof. Dr. Helge Peukert von der Universi-
tät Erfurt ist es in einem »spannenden und kurzweiligen 
Referat« offenbar gelungen, pointiert die komplexen 
Inhalte und Zusammenhänge aufzuzeigen. »Er sprach 
Klar text und klärte darüber auf, was hier falsch läuft und 
wo angesetzt werden müsste, um auch die Verursacher 
angemessen an den Krisenlasten zu beteiligen. Das ist 
leider bis heute nicht geschehen.«

Erfahrungsberichte >

Man macht seine Arbeit, als Betriebsrat oder Vertrau-
ensfrau zum Beispiel, und wird dann irgendwann von je-
mandem aus der örtlichen Verwaltungsstelle der IG Me-
tall angesprochen: „Wie wär‘s, wenn Du an einem Kurs
teilnimmst, der dich zum Referenten qualifiziert?«

So ging es antonio Potenza. So kam der 26-jährige In-
dustriemechaniker von der Firma Modine in Kirchen-
tellinsfurt dazu, innerhalb von zwei Jahren über 40 
Tage im Betrieb zu fehlen – unbezahlt freigestellt; den 
finanziellen Ausgleich trägt die IG Metall. Sie investiert 
in zahlreiche Kolleginnen und Kollegen, damit die Ge-
werkschaft immer genug überzeugende Veranstaltungen 
auf die Beine stellen kann. Die Teilnehmer wiederum in-
vestieren eine Menge Freizeit und Engagement. Anstatt 
eine CAD-gesteuerte Stanzmaschine zu bedienen, lässt 
Antonio Potenza sich auf neue Erfahrungen und Sicht-
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Mark us Wer theim Joachim Nisch
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weisen ein. Er lernt, wie man bei der Vorbereitung und 
Leitung einer Veranstaltung vorgeht, wie man Menschen 
mit ganz verschiedenen Ansätzen auf eine gemeinsame 
Ebene bringt und wie man Teilnehmern neue Horizonte 
eröffnet.
»Das ist eine persönliche Bereicherung«, freut er sich: 
»Das stärkt das Selbstbewusstsein und auch den Stand 
gegenüber dem Unternehmen.«

Joachim nisch (58) ist Leiter der Vertrauensleute bei 
Daimler in Sindelfingen. Der gelernte Koch, der vor 27 
Jahren »zum Daimler« kam, organisiert schon seit Jahren 
Veranstaltungen und sucht Referenten aus. Dass er sich 
nun die Mühe macht, selbst seine Kompetenzen noch zu 
vertiefen, hat einen klaren Grund: »Auch als erfahrender 
Funktionär sollte man bei den Denkweisen und Techni-
ken von Veranstaltungen stets auf dem aktuellen Stand 
sein – Moderieren, Hinhören, Nachfragen, das muss 
man immer wieder neu angehen.«
Nisch will auch selbst als Referent aktiv sein: »Die IG 
Metall ist mitten in einem Umbruch. Da brauchen wir 
junge Leute als Referenten, aber auch solche wie mich, 
die schon vieles erlebt und erfahren haben und die das 
auch weitergeben können.« Und noch ein Grund: »Mir 
macht‘s einfach Spaß.«

Markus Wertheim ist gelernter Industriekaufmann und 
arbeitet beim Maschinenbauer Wilhelm König in Wert-
heim. Seit drei Jahren ist der 51-jährige Betriebsrats-
vorsitzende freigestellt. Er freut sich über die neuen 
Erfahrungen und Kompetenzen, »auch, dass man den 
Gesprächspartner besser einschätzen; ein Gespräch 
besser führen kann«. Wie alle Teilnehmerinnen und Teil-

nehmer der Weiterbildung setzt auch Markus Wertheim 
sein frisch erworbenes Wissen gleich in eine Veranstal-
tung um. Für die Verwaltungsstelle Tauberbischofsheim 
entwickelt er eine Abendschulung zum Familienpflege-
zeitgesetz – »die politische Brisanz, die auch die Arbeit-
geber treffen wird, kann man in so einer Veranstaltung 
gut vermitteln.« 

Auch Jacqueline sachse, freigestellte Betriebsrätin bei 
Mikronas in Freiburg, freut sich über die Lernfelder in 
der Theorie und die Anwendungsmöglichkeiten in der 
Praxis. »Man bekommt zum Beispiel viel psychologi-
schen Hintergrund – wie eine Gruppe zusammenspielt, 
wie Einzelne sich angemessen einbringen können.« Der 
neue Blick auf das eigene Verhalten und das von Kolle-
gen – »das ist famos«. 
Man profitiere persönlich, sagt Jacqueline Sachse: »Da 
mache ich auch was für mich selbst; ich bleibe nicht 
stehen, man wird auch selbstbewusster bei der Sache.« 
Und man habe auch beruflich neue Möglichkeiten: »So 
eine Qualifikation bringt einem neue Möglichkeiten in 
der Arbeit für die Kolleginnen und Kollegen; und ein klu-
ger Arbeitgeber schätzt es auch, wenn man methodisch 
und inhaltlich mehr drauf hat.«
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 Seminar- und  Teilnehmerstruktur 200820082008 200920092009 201020102010 201120112011

Region Bildungs
-stätte

gesamt Region Bildungs
-stätte

gesamt Region Bildungs
-stätte

gesamt Region Bildungs-
stätte

gesamt

Anzahl Teilnahmen gesamt: 16.187 1.868 18.055 18.005 2.058 20.063 15.218 2.200 17.418 16.579 2.495 19.074

 * TN Seminare der VST 8.746 0 8.746 9.823 0 9.823 7.928 0 7.928 9.161 0 9.161
 * TN Seminare der BZL 1.303 0 1.303 1.514 0 1.514 1.137 0 1.137 1.593 0 1.593
 * TN Seminare der BRG 5.702 0 5.702 6.261 0 6.261 5.594 0 5.594 5.180 0 5.180
 * TN Seminare der VV 0 1.274 1.274 0 1.432 1.432 0 1.489 1.489 0 1.556 1.556
 * TN Seminare der BS 594 594 17 626 643 0 710 710 0 898 898
 * TN Seminarart leer 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
* TN reg. Budget 2 435 0 435 390 0 390 559 1 560 540 41 581
 * TN bei externen Bildungsträgern 1 0 1 0 0 0 0 0 0 105 0 105
 * TN nach § 37.6 BetrVG 2.975 793 3.768 3.176 676 3.852 2.317 984 3.301 4.430 1.349 5.779
 * Personen ohne Mehrfachzählung 9.404 1.514 10.918 10.335 1.646 11.981 9.354 1.770 11.124 9.253 1.921 11.174

Personen nach Funktion:

Teilnahmen Funktionäre gesamt 14.428 1.747 16.175 15.490 1.958 17.448 12.595 2.085 14.680 14.306 2.345 16.651
Personen (ohne Mehrfachzählung) 8.017 1.424 9.441 8.264 1.553 9.817 7.223 1.668 8.891 7.547 1.799 9.346
davon BR 4.050 638 4.688 3.930 595 4.525 4.538 775 5.313 4.267 944 5.211
davon freigestellte BR 518 101 619 0 0 0 0 0 0 0 0 0
davon VL (ohne BR-Funktion) 2.739 663 3.402 2.494 752 3.246 1.430 760 2.190 1.589 699 2.288
davon JAV 549 47 596 901 70 971 566 49 615 896 68 964
sonstige 679 76 755 939 136 1.075 689 84 773 795 88 883

Personen ohne Funktion 1.463 97 1.560 2.119 94 2.213 2.252 104 2.356 1.772 123 1.895

Teilnahmen nach Geschlecht:

Männlich 12.540 1.573 14.113 13.595 1.724 15.319 11.035 1.836 12.871 12.218 2.059 14.277

Weiblich 3.410 287 3.697 3.929 315 4.244 3.595 347 3.942 3.840 411 4.251

Teilnahmen nach Altersgruppe:

unter 27 Jahre 2.117 106 2.223 3.041 166 3.207 2.290 125 2.415 2.883 163 3.046
27 bis 40 Jahre 3.455 501 3.956 3.221 489 3.710 2.829 541 3.370 2.901 569 3.470
41 bis 50 Jahre 5.409 693 6.102 5.462 789 6.251 4.571 833 5.404 4.845 881 5.726

über 50 Jahre 4.828 552 5.380 5.597 601 6.198 4.589 679 5.268 5.163 842 6.005

Teilnahmen nach Betriebsgröße:

1 bis 49 608 38 646 698 26 724 789 41 830 657 31 688
50 bis 199 2.177 131 2.308 2.040 108 2.148 2.278 174 2.452 2.344 216 2.560
200-499 4.263 276 4.539 4.511 227 4.738 4.108 368 4.476 4.552 445 4.997
500 bis 999 2.483 227 2.710 2.818 225 3.043 2.290 207 2.497 2.603 330 2.933
1000 bis 4999 3.206 382 3.588 3.609 449 4.058 2.909 448 3.357 3.285 453 3.738
ab 5000 2.773 767 3.540 3.365 936 4.301 2.044 897 2.941 2.411 947 3.358
ohne 677 47 724 964 87 1.051 800 65 865 727 73 800

Teilnahmen nach Berufsgruppe:

Gewerbl. AN 11.322 1.393 12.715 12.002 1.547 13.549 9.432 1.591 11.023 10.522 1.743 12.265
Kaufm. Angestellte 2.088 178 2.266 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Technische Angestellte und Meister 2.337 269 2.606 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Auszubildende 745 15 760 1.469 39 1.508 947 23 970 1.340 37 1.377

 Weitere Kennzahlen 200820082008 200920092009 201020102010 201120112011
Region Bildungs

-stätte
gesamt Region Bildungs

-stätte
gesamt Region Bildungs

-stätte
gesamt Region Bildungs-

stätte
gesamt

Anzahl Seminare der Vst.

Tagesseminare 290 0 290 327 0 327 318 0 318 297 0 297
Mehrtagesseminare 457 0 457 397 0 397 345 0 345 453 0 453
Wochenseminare 298 0 298 255 0 255 274 0 274 456 0 456

Seminare ohne TN 172 0 172 157 0 157 140 0 140 195 0 195

Anzahl Teilnehmer-Tage der Vst. 33.592 0 33.592 34.410 0 34.410 32.403 0 32.403 38.777 0 38.777

Anzahl Referenten/-innen und Bildungsbeauftragte

Gesamt 1.156 1.123 1.123 1.141
Referenten (Fkt. 184, 284, 384) 572 540 551 550
Bildungsbeauftrage (Fkt. 434, reg. Schlüssel) 584 583 572 591

Bildungsstatistik Bezirk Baden-Württemberg
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Jugendarbeit in der Verwaltungsstelle  
Heilbronn-neckarsulm >

Sich selbst, aber auch die Jugendlichen in die Verant-
wortung nehmen – so lässt sich das Erfolgsrezept der 
Jugendarbeit in Heilbronn-Neckarsulm 
zusammenfassen. Dort hat man das 
Ziel, jedes Jahr 80 Prozent der neuen 
Azubis zu organisieren. »Im Schnitt er-
reichen wir unser Ziel«, erklärt Jugend-
sekretärin Tanja Silvana Grzesch. 
Das ist möglich, weil alle Beteiligten in 
den Gremien voll dahinter stehen und 
einem gemeinsamen Fahrplan folgen. 
Der enthält eine verbindliche Zeitschie-
ne und Zusagen der Beteiligten über 
Begrüßungsrunden und Seminare. »Sobald der Plan 
steht, sitze ich den Betriebsräten, Vertrauensleuten und 

Jugend- und Auszubildendenvertretungen im Nacken«, 
überspitzt Grzesch.
Bei der Ansprache der Azubis hat sich das gemeinsame 
Erleben als sehr wichtig herausgestellt. »Wir bieten vie-
le Wochenendseminare an, machen aber auch deutlich, 

dass die IG Metall-Jugend etwas zum 
Mitmachen ist. Sie entscheiden, was 
passieren soll und wie, aber sie sind 
auch diejenigen, die es anpacken müs-
sen. Das kommt gut an«, so Grzesch. 

Engagement fordere man auch von den 
Jugend- und Auszubildendenvertretern 
ein. »Wir wollen Macher in der JAV, da 
sind wir direkt.« Um unangenehme 
Überraschungen zu vermeiden, bezie-

he man daher die amtierenden Jugend- und Auszubil-
dendenvertreter bei der Nachwuchssuche mit ein. »Wir 

MItGLIeDeRWeRBuNG
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setzen auf den Austausch zwischen erfahrenen JAVis 
und potenziellen Kandidaten, damit bei den jüngeren 
ein realistisches Bild von der täglichen Arbeit entsteht.«

Betriebsräte bei iveco:  
Ein klares Ziel und der Weg dahin >

Wenn Iveco-Betriebsräte nicht gerade um den Erhalt 
von Standorten kämpfen müssen, sind sie unter ande-
rem eifrig dabei, ihre Durchsetzungskraft zu steigern – 
sprich: Mitglieder zu gewinnen. »Die Betriebsräte in den 
rund 30 deutschen Fiat-Standorten haben ein Projekt 
entwickelt: 500 neue Mitglieder in einer festgesetzten 
Zeit sind unser Ziel«, sagt Wilfried Schmid.
Nachdem die Betriebsräte die Mitgliederwerbeaktion 
beschlossen hatten, stimmten sie sich mit der IG Me-
tall in Ulm ab und legten gemeinsam Zielvorgaben fest. 
Michael Braun von der Verwaltungsstelle in Ulm organi-
sierte einen Plan für ein permanentes Controlling. »Wir 
überprüfen immer wieder unsere Pläne und die bisher 
erreichten Erfolge. So bleibt die selbst 
gestellte Aufgabe immer im Bewusst-
sein und bei Bedarf können wir auch 
etwas ändern.«
Die ersten Ergebnisse sind hervorra-
gend: Von September 2011 bis Mai 
2012 konnten 281 neue Mitglieder 
gezählt werden, berichtet Schmid. An 
einzelnen Standorten wurde das ge-
steckte Ziel weit übertroffen: »Da lagen 
wir schon bei 170 Prozent.« 
Da die Betriebsräte an den verschiedenen Standorten 
per E-Mail stets über den Stand der gesamten Aktion 

informiert werden, können sie auch reagieren: »Die 
Standorte haben ihre Zielzahlen freiwillig nach oben an-
gepasst.«

Zielgruppenorientierte Mitgliederwerbung  
in friedrichshafen-oberschwaben >

Dem Wandel in der Beschäftigtenstruktur begegnet 
man in Friedrichshafen seit einigen Jahren erfolgreich 
mit »Zielgruppenorientierter Öffentlichkeitsarbeit«. Das 
bedeutet, unterschiedliche Beschäftigtengruppen im 
Betrieb anhand ihrer jeweiligen Wertvorstellungen und 
Interessen spezifisch anzusprechen. 
Lilo Rademacher, Zweite Bevollmächtigte in Friedrichs-
hafen-Oberschwaben, erklärt, was dahinter steckt: »Es 
geht darum, drei simple Leitfragen zu beantworten und 
daraus eine strategische Herangehensweise abzuleiten: 
Wen wollen wir erreichen? Was sind deren Bedürfnisse? 
Und was können wir ihnen anbieten?« 
Erste Erfahrungen damit sammelte man am Bodensee 

bei einem Pilotprojekt, das von 2006 
bis 2009 an mehreren ZF-Standorten 
– unter anderem in Friedrichshafen 
– durchgeführt wurde. »Das Projekt 
brachte deutliche Mitgliederzuwächse 
in nahezu allen Beschäftigtengruppen 
sowie mehr Angestellte und technische 
Experten in die Vertrauenskörper. Da-
mit wurde bei ZF eine neue und nach-
haltige Kultur geschaffen, was sich 
unter anderem in der Beteiligung der 

Entwicklungszentren an den Warnstreiks in der Tarifrun-
de 2012 zeigte«, resümiert Rademacher. Aufgrund der 
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positiven Bilanz kommt das Erfolgsrezept der Zielgrup-
penorientierung inzwischen auch bei anderen Betrieben 
der Verwaltungsstelle zum Einsatz wie bei mtu/Tognum 
oder beim Caravan-Hersteller Hymer. Auch dort bewährt 
sich, dass sich die Aktiven der IG Metall zunächst ein 
Bild von den Menschen machen, um die sie sich bemü-
hen wollen; auch dort zeichnen sich bereits erste Erfolge 
ab.

ansprache von ingenieuren und  
technischen Experten bei 
Bosch feuerbach >

»Die Strategie, mit der Betriebs-
rat und Vertrauenskörper bei 
Bosch Feuerbach dem Struktur-
wandel begegnen, hat mehrere 
Facetten«, wie der stellvertre-
tende Betriebsratsvorsitzende 
und VK-Leiter Frank Sell berich-
tet. Ein wesentlicher Aspekt ist 
Dezentralisierung. So arbeite 
man am Standort nicht nur seit Jahren kontinuierlich am 
Ausbau der Vertrauensleute-Strukturen – insbesondere 
in der Entwicklung. Die Betriebsräte nehmen sich auch 
direkt in ihren jeweiligen Bereich der Probleme der Be-
schäftigten an. »Unser Motto lautet: Raus aus dem El-
fenbeinturm. Nur so können wir der Vielfalt von Produk-
tion, Maschinenbau, Forschung und Entwicklung sowie 
IT am Standort gerecht werden. Den direkten Kontakt 
sucht der Betriebsrat auch mit allen neu eingestellten 
Beschäftigten im indirekten Bereich. Dazu bietet er ih-
nen ein freiwilliges 30-minütiges Begrüßungsgespräch 

an, zu dem 95 Prozent der Eingeladenen erscheinen. 
»Der Betriebsrat stellt sich kurz vor und dann haben die 
Kolleginnen und Kollegen das Wort«, erklärt Sell. »Wir 
lassen sie von sich erzählen und meist ergeben sich da-
raus Ansatzpunkte dafür, was Betriebsrat und IG Metall 
konkret für sie tun können.« 

Als Türöffner hat sich dabei der 
Ingenieurstarifvertrag bei Bosch 
erwiesen. »Das ist das Pfund, 
mit dem wir wuchern können«, 
berichtet Sell, »Zeitsouverä-
nität ist für Beschäftigte aus 
Forschung und Entwicklung ein 
wichtiges Thema. Und anhand 
des Tarifvertrages können wir 
konkret zeigen, was die IG Me-
tall für Ingenieure tut und un-
sere Beratungskompetenz als 
Betriebsrat darstellen. Die Ge-
spräche verlaufen meist positiv 
und offene Fragen werden bei 

Folgeterminen beantwortet«, bilanziert Sell. »Uns ge-
ben die Gespräche die Gelegenheit, einen persönlichen 
Kontakt zu ihnen herzustellen und die Grundlage für ge-
genseitiges Vertrauen – das A und O in unserer Arbeit 
– herzustellen.«

ausgetretene Mitglieder in der Verwaltungsstelle  
gaggenau zurückgewinnen >

Auch Ex-Mitglieder sind eine interessante Zielgruppe: 
Knapp zehn Prozent der Kolleginnen und Kollegen, die 
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seit 2005 aus der IG Metall ausgetreten waren, hat die 
IG Metall-Verwaltungsstelle Gaggenau in den folgenden 
sechs Jahren zurückgewonnen. »Die Erfahrung hat ge-
zeigt, dass es sich auf jeden Fall lohnt, Rückkehrgesprä-
che zu führen«, berichtet Roman Zitzelsberger, der Erste 
Bevollmächtigte. »Die meisten Mitglieder reagieren sehr 
positiv, auch wenn sie die Kündigung nicht rückgängig 
machen. Die Mundpropaganda spielt eine nicht unwe-
sentliche Rolle, wenn man gute Gespräche geführt hat 
– so können Domino-Effekte verhindert werden. Das 
ausgetretene Mitglied motiviert dann also nicht weitere 
Mitglieder aus seinem Bekanntenkreis dazu, ebenfalls 
auszutreten.«

Zum einen ist der Umgang mit Austritten in Gaggenau 
sehr systematisch: Alle Informationen werden in elektro-
nische Listen eingetragen und stets aktualisiert; aus den 
Austrittsgründen wird dann wiederum ein statistischer 
Zusammenhang ermittelt. Zum anderen ist der Umgang 
mit den Kolleginnen und Kollegen, die austreten wollen, 
sehr persönlich: In Unternehmen mit Betriebsrat wird 
dieser einbezogen, wenn ein Beschäftigter die IG Me-
tall verlassen will – der Betriebsrat nimmt dann Kontakt 
mit dem oder der Betreffenden auf, um die Gründe zu 
erfahren. »Das soll natürlich sehr zeitnah geschehen, 
damit das Mitglied wahrnimmt, dass es für uns Bedeu-
tung hat.« Und ein Telefonat mit einer Kollegin der Ver-
waltungsstelle soll ebenfalls dem Austrittswunsch die 
Gründe für einen möglichen Verbleib in der IG Metall ge-
genüberstellen. Wer telefonisch nicht erreichbar ist, wird 
schriftlich mit einem möglichst genau angepassten Text 
angeschrieben. Für die Gaggenauer Verwaltungsstelle ist 
klar, dass die Gründe für einen Austritt nicht alle durch 

reine Überzeugungsarbeit ausgeräumt werden können. 
Doch der Erfolg in vielen Einzelfällen ist schon ein Wert 
an sich. »Und dass alle wissen, dass wir uns um unsere 
Mitglieder bemühen, ist einer der Grundsteine für künf-
tige Erfolge.«
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PrEssE- und ÖffEntlicHKEitsarBEit

Der Bereich Presse- und Öff entlich-
keitsarbeit stand während der zu-
rückliegenden vier Jahre praktisch 
unter Dauerstrom. ein ereignis jagte 
das nächste, eine Kampagne die an-
dere. und das alles unter den sich 
ändernden Rahmenbedingungen 
der Medienwelt. 

Aber eine lebhafte Öff entlichkeitsar-
beit zeigte die Bezirksleitung der IG 
Metall im Südwesten als eine Orga-
nisation mit professioneller Medien-
arbeit auf der Höhe der Zeit. 2010 
wurde die Pressestelle der IG Metall 
Baden-Württemberg nach einer re-
präsentativen Umfrage des Institutes Dr. Döblin unter 
Wirtschaftsjournalisten als beste Verbandspressestelle 

im Land bezeichnet.
Frischen Wind gab es auch durch 
eine Semesterarbeit der Uni Hohen-
heim. Studierende der Kommunika-
tionswissenschaften befassten sich 
darin intensiv mit der Öff entlich-
keitsarbeit und Mitgliederwerbung 
der IG Metall. Herausgekommen 
sind spannende Ideen, interessante 
Ansätze und bei den Studentinnen 
und Studenten die Erkenntnis: Die 
IG Metall ist vieles, aber keine lang-
weilige und angestaubte Organisati-
on. 
Ein weiteres Projekt in Kooperation 
mit der Uni Hohenheim wertete die 

Internetpräsenz und die Textqualitäten der IG Metall aus. 
Die Ergebnisse wurden auf einer Geschäftsführerklausur 

PROFeSSIONeLLe MeDIeNARBeIt 
AuF DeR HÖHe DeR ZeIt

DIENSTAG, 15 . MAI 2012

Viele Entscheidungen der
Politik haben oftmals auch
direkte Auswirkungen auf die
Arbeitsverhältnisse der
Beschäftigten.

Soziale Gerechtigkeit

IG METALL
BADEN-WÜRTTEMBERG

Eswird immer mehr und
immer länger gearbeitet. Das
belastet die Arbeitnehmer.
Die IG Metall setzt auf
Ausgleichsmaßnahmen.

Belastung

Seite 5

In der aktuellen Tarifrunde
der Metall- und Elektroindus-
trie von Baden-Württemberg
geht es heute in eine ent-
scheidende Runde.

Endspurt

Die Stammbeschäftigten der Metall-
und Elektroindustrie verlangen in
dieser Tarifrunde ihren Anteil am

wirtschaftlichen Erfolg der Unternehmen.
Das ist mit einer einmaligen Sonderzah-
lung, die ohnehin nur wenige Belegschaften
bekommen, sicher nicht getan. Was wir
brauchen, ist eine dauerhafte Erhöhung der
monatlichen Entgelte. In dieser Tarifrunde
geht es uns aber auch um faire Chancen für
die Jugend und die Tausenden von Leihar-
beitern in den Betrieben, die noch auf einen
festen Platz in der Mitte unserer Belegschaf-
ten hoffen. Mit unseren Forderungen nach
Übernahme der Azubis und mehr Mitbestim-
mung bei Leiharbeit zeigen wir uns solida-
risch mit diesen Menschen. Doch es geht
uns dabei um weit mehr als Solidarität. Es
ist für unser aller Zukunft entscheidend,
dass unsere Belegschaften nicht überaltern
und nicht gespalten werden.
Gerade die Forderung der IG Metall

nach mehr Mitbestimmung für Betriebsräte
in Fragen der Leiharbeit ist nicht nur ein
Gebot der Menschlichkeit, sondern auch ein
Gebot wirtschaftlicher Vernunft. Wir wollen
etwas gegen die Ungerechtigkeit tun, dass
Menschen die gleiche Arbeit leisten und
dafür nicht gleich bezahlt werden. Wir
streiten dafür, dass die Leiharbeiter eine
Perspektive bekommen und ihnen damit
ihre Existenzangst genommen wird. Es ist
aber auch für unsere gemeinsame Zukunft
entscheidend, dass die Unternehmen ihre
Wettbewerbsposition nicht durch die Ein-
stellung möglichst vieler, möglichst billiger
Leiharbeiter verbessern können. Stattdessen
müssen Leistungsfähigkeit, Innovationskraft
und wirtschaftliche Nachhaltigkeit eines Un-
ternehmens die entscheidenden Erfolgsfak-
toren im Wettbewerb sein. Nur so können
wir langfristig unseren Wohlstand sichern.
Deshalb darf es kein Ausweichen auf „Billig-
konkurrenz“ beim Faktor Arbeit geben. Wir
Betriebsräte können beurteilen, ob Leih-
arbeiter eingesetzt werden, um kurzfristige
Produktionsspitzen abzufangen, oder ob sie
dauerhaft Stammbeschäftigte ersetzen. Des-
halb brauchen wir mehr Mitbestimmungs-
rechte – in dieser Frage lassen wir auch die
Politik nicht aus der Pflicht.

Seite 3

Erich Klemm,
Gesamtbetriebs-
ratsvorsitzender
der Daimler AG

Gegründet im Januar 1950, hat sich der
IG-Metall-Bezirk Baden-Württemberg
rasch eine Vorreiterrolle in der Gewerk-
schaftsbewegung erkämpft. Die IG Me-
tall Baden-Württemberg vertritt die Inte-
ressen von 420 000 Mitgliedern. Sie ist
mit jeweils über 11 000 Betriebsräten
und Vertrauensleuten tief in den Betrie-
ben verwurzelt.
Aktuell arbeiten in den 27 Verwal-

tungsstellen im Land sowie in der Be-
zirksleitung der IG Metall Baden-Würt-
temberg rund 250 Menschen. Die Me-
tall- und Elektroindustrie im Südwesten
zählt über 1100 Betriebe, in denen ein
Tarifvertrag gilt.
Zusammen mit sieben weiteren Ein-

zelgewerkschaften ist die IG Metall mit
ihren bundesweit insgesamt rund 2,3
Millionen Mitgliedern Teil des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes (DGB), der
rund 6,2 Millionen Mitglieder zählt.

E I N S O N D E R T H E M A D E R S T U T T G A R T E R Z E I T U N G U N D D E R S T U T T G A R T E R N A C H R I C H T E N

Wenn im nächsten Jahr die Tarifpar-
teien auf den aktuell schwelenden
Konflikt zurückblicken, wird es

vermutlich nur einer von vielen Tarifkämp-
fen im Laufe der über 60-jährigen Ge-
schichte der IG Metall Baden-Württemberg
gewesen sein. Ob er in die Annalen der
Gewerkschaftsgeschichte eingehen wird wie
die berühmte Steinkühlerpause – die
Geschichte wird es zeigen.
In der Öffentlichkeit hat sich das Bild

der Gewerkschaften seit der Finanz- und
Wirtschaftskrise, die wie ein Tsunami über
das Land gefegt ist, gewandelt. Im öffentli-
chen Meinungsbild ist aus den Rückwärtsge-
wandten und Fortschrittsverweigerern ist
eine Interessenvertretung geworden, für de-
ren Forderungen und Ziele mittlerweile
viele Menschen Sympathien zeigen. Sogar
junge Menschen interessieren sich wieder

für die Arbeit der Gewerkschaften. Für IG-
Metall-Bezirksleiter Jörg Hofmann liegt das
auch daran, dass die Gewerkschaft in der
Krise „ihren Job gemacht und Verantwor-
tung übernommen hat“. Den Gewerkschaf-
ten ging es bei den Tarifverhandlungen nie
allein nur um das Thema Geld.
Historisch betrachtet setzte sich die IG

Metall zum Beispiel in den 50er Jahren vor
allem für kürzere Arbeitszeiten und bessere
Arbeitsbedingungen ein. In den 60er Jahren
bestimmten Arbeitszeit- und Urlaubsregeln
die Tarifverhandlungen, in den 70er Jahren
kamen vermögenswirksame Leistungen, der
arbeitsfreie Samstag und das 13. Monatsge-
halt dazu. Seit Oktober 1995 gilt übrigens
für die gesamte westdeutsche Metallindus-
trie die 35-Stunden-Woche bei vollem Lohn-
ausgleich. Während den Gewerkschaften
über viele Jahre das Image einer reinen

Arbeiterorganisation anhaftete, sieht man
sich heute auch als Interessenvertretung
von Ingenieuren und den Beschäftigten in
der IT-Branche.
Gerade in diesen Branchen würden die

Arbeitszeiten immer weiter ausufern und
die Mitarbeiter durch den globalen Wettbe-
werb unter einen immer größeren Zeitdruck
geraten, bemängelt etwa Ulrike Zenke, bei
der IG Metall Baden-Württemberg für die
Hochschularbeit, Ingenieure und die IT-
Branche zuständig.
Die Gewerkschafterin weiß aber auch,

dass gerade in diesen High-Tech-Unterneh-
men Gewerkschaften und Betriebsräte nicht
gern gesehen werden. Zenke sieht die Pro-
bleme für die in diesen Branchen und
Bereichen Beschäftigten vor allem in den
neuen Arbeitsmodellen, bei denen Teams
zum Beispiel nur für ein Projekt zusammen-

arbeiten und dann wieder ausein-
andergehen. Zenke setzt deshalb auf Auf-
klärung. Vor Ort an den Hochschulen infor-
miert die Gewerkschafterin über Einstiegs-
gehälter, Karrierechancen und Arbeitsbedin-
gungen in einzelnen Branchen.
Im wahren Sinne des Wortes rot sieht

die IG Metall derzeit beim Thema Zeitarbeit,
die für sie Leiharbeit heißt. Aus Sicht der IG
Metall ist es nicht fair, wenn sich Arbeitge-
ber durch den Einsatz von „Leih“-Arbeit der
Verantwortung entzögen und stattdessen
„Arbeiter wie Schrauben einkauften“.
Befristete Arbeitsverhältnisse seien ein

unheilvoller Trend, bei dem die Ausnahme
zur Regel wurde. Wer für Kernaufgaben wie
Entwicklung und Produktion des Unterneh-
mens Werkverträge einsetze, gerate zudem
in Gefahr, seine Kernkompetenz an Dritte
abzugeben.  olm

Mehr als 420 000 Mitglieder

Seite 8

Anteil
am Erfolg
F a i r e C h a n c e n
f ü r d i e J u g e n d

„Wir haben unseren Job gemacht“
I n d e r F i n a n z - u n d W i r t s c h a f t s k r i s e h a b e n s i c h d i e G e w e r k s c h a f t e n b e w ä h r t

IG Metal l
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im Juli 2010 präsentiert und fl ießen in 
die weitere Kommunikationsarbeit ein.

Pressearbeit im Überblick
Geprägt wurde das Bild der IG Metall 
Baden-Württemberg durch ihre Prä-
senz in den regionalen und überre-
gionalen Medien. Insgesamt wurden 
über 220 Pressemitteilungen von der 
Bezirksleitung herausgegeben, mehr 
als 60 Pressekonferenzen angeboten 
und über 20 Hintergrundgespräche mit 
Journalisten geführt. In den Tageszei-
tungen (Stuttgarter Zeitung, Stuttgarter 
Nachrichten, Handelsblatt, Frankfurter 
Allgemeine, Süddeutsche Zeitung, Frankfurter Rund-
schau usw.) wurden 57 Wortlautinterviews mit Bezirks-
leiter Jörg Hofmann veröff entlicht; ergänzt durch zahl-
reiche »Agenturgespräche« mit DPA, 
Reuters oder DAPD. 

die tarifrunden
Die Tarifrunde 2008 war durch die 
baden-württembergische Kampagne 
»Konsequent für 8 Prozent« geprägt. 
Mit Großfl ächenplakaten und einem 
Kinospot machte die IG Metall auf den 
Hunger der Geldbeutel nach Entgelt-
erhöhungen aufmerksam. Der 30-se-
kündige Kinospot wurde durch eine 
Ausstrahlung in den ARD-Tagesthemen 
ausgezeichnet. Zahlreiche Plakatmoti-
ve der Kampagne wurden in positiver 

Darstellung auch zur Illustration von 
Zeitungsberichten abgedruckt. Erstmals 
kamen auch Podcasts, kurze Videoclips 
von Aktionen oder den Verhandlungen 
zum Einsatz, die auf der Internetseite 
abgerufen werden konnten.

Die Tarifkampagne 2010 war aufgrund 
der besonderen Umstände der Tarifrun-
de bei Weitem nicht so umfangreich. 
Dafür wurde mit einer umfangreichen 
Broschüre das komplexe Tarifergebnis 
praktisch präsentiert.

Anders die Tarifrunde 2012: Kinospot, 
Großfl ächenplakate, T-Shirts und vieles Mehr verliehen 
der Tarifkampagne »Mehr + fair« in Baden-Württemberg 
ihr unverwechselbares Gesicht in der Öff entlichkeit und 

wurden ebenfalls von einigen Medien 
in deren Berichterstattung aufgegriff en. 
Im Frühjahr 2012, mitten in der heißen 
Phase der Tarifrunde 2012, war Hof-
mann zu Gast in der Sendung »SWR 1 
Leute«. Und mit einer Sonderbeilage in 
der Stuttgarter Zeitung und den Stutt-
garter Nachrichten präsentierte sich die 
IG Metall als moderne Arbeitnehmerver-
tretung mit langer und guter Tradition. 
Ergänzt wurde die Öff entlichkeitsarbeit 
durch einen SMS-Service, einen Tarif-
newsletter, Podcasts sowie verstärkten 
Aktivitäten auf den Online-Plattformen 
Facebook, Twitter und YouTube. 

Kampfbereit!!!
Es reicht!

 Die Lebenshaltungskosten  

steigen täglich und die Arbeitgeber 

schalten auf stur! Jetzt wird ernst 

gemacht! Mehr Einkommen ist 

überlebenswichtig! Unsere Stärke 

ist unsere Entschlossenheit! Macht 

alle mit:

 

Konsequent für 8 Prozent!

Bezirk
Baden-Württemberg

8konsequent 
          für

                      Prozent      %
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DIE ARBEITSPLÄTZE SIND JETZT SICHERER – TROTZ KRISE. MIT DEM „JOBPAKET 

SÜDWEST“ KÖNNEN ENTLASSUNGEN VERHINDERT WERDEN. DIE CHANCEN FÜR 

DIE JUGEND SIND VERBESSERT UND DIE ENTGELTE GESICHERT. JETZT IST DIE 

POLITIK GEFORDERT, UNSERE TARIFREGELUNGEN ZU UNTERSTÜTZEN.

Jetzt in die IG Metall eintreten! www.bw.igm.de

IGM-W-056_Plakat-BaWue_A3_100219.indd   1 22.02.10   11:01

Kampagnen
Weitere Kampagnen gab es im Rahmen der Tarifbewe-
gung für eine neue Altersteilzeit, gegen prekäre Beschäf-
tigung und gegen das Sparpaket der Bundesregierung. 
Insbesondere die Aktionen gegen das Sparpaket richte-
ten sich im Herbst 2010 ebenfalls an eine breite Öff ent-
lichkeit. Plakate sorgten für Aufmerksamkeit, die regio-
nalen Medien wurden mit Sparpaketaktionen in großer 
Breite einbezogen und mit einem Lkw im Kampagnen-

outfi t wurden die Pakete vom Schlossplatz in Stuttgart 
eff ektvoll und sichtbar nach Berlin vor das Bundeskanz-
leramt gebracht. Festgehalten wurden die Aktionen auch 
für diese Kampagne in Video-Podcasts, die im Internet 
als Download zur Verfügung stehen. 

Metallnachrichten
Seit der letzten großen Bezirkskonferenz hat die IG Me-
tall Baden-Württemberg 48 reguläre Ausgaben der Me-
tallnachrichten getextet, gestaltet und herausgegeben. 
Dazu kamen noch rund zwei Dutzend Extra-Ausgaben für 
Betriebe.

Weitere Publikationen
Rund zwei Dutzend Broschüren sowie fünf Bücher wur-
den seit 2008 von der IG Metall Baden-Württemberg he-
rausgegeben.

h t t p : / / w w w . b w . i g m . d e / w i r / p r e s s e /
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metallnachrichten
» Eine Information für die Beschäftigten in Baden-Württemberg   www.igm.de Nr. 4 / 26. März 2012

Arbeitgeber spielen weiter auf Zeit
Über 5.000 Metallerinnen und 
Metaller aus der Region Stutt-
gart und weiteren Landesteilen  
haben in Ludwigsburg ihre For-
derungen eindrucksvoll unter-
mauert. Auf einer Kundgebung 
vor dem Verhandlungslokal 
zeigten sie, worum es in dieser 
Tarifrunde geht: 6,5 Prozent 
mehr Geld und faire Arbeit.

Die Arbeitgeber waren nicht in 
der Lage konstruktive Vorschlä-
ge zu formulieren. Sie legten 
weder ein Angebot vor, noch 

war eine Bereitschaft zu erken-
nen, nach Lösungen zu suchen. 

Damit ist wiederholt wertvolle 
Zeit verstrichen, um sich zielge-
richtet in Verhandlungen einem 
Ergebnis zu nähern. 

Die IG Metall legte den Arbeitge-
bern nochmals ihren Lösungs-
vorschlag zur unbefristeten 
Übernahme der Ausgebildeten 
vor und forderte sie auf, endlich 
in konstruktive Verhandlungen 
einzusteigen.

Tarifrunde Metall- und Elektroindustrie: Verhandlungen auf 19. April vertagt

ZEITplan

19. April: Dritte Verhandlung

28. April: Ende der Friedenspfl icht

1. Mai: Tag der Arbeit

Ertragslage
Faktencheck: Die Unternehmen 
verdienen prächtig
Seite 1 

Info-Runde
Die Beschäftigten informieren 
sich über die Forderungen
Seite 2

IG Metall-Bezirksleiter Jörg 
Hofmann hat nach den zwei- 
stündigen Gesprächen auf die 
möglichen Konsequenzen die-
ser Verzögerungstaktik hinge-
wiesen. 
Hofmann: »Die Tarifbühne dient 
nicht dazu den strammen Max 
zu spielen, sondern dazu Lö-
sungen zu suchen. Es war genug 
Zeit, um sich vorzubereiten. Die 
Tarifrunde kommt nicht überra-
schend und die wirtschaftlichen 
Daten sind bekannt. Dass den-
noch heute kein Angebot vor-

gelegt wurde, lässt die Uhr für 
eine erste Warnstreikwelle An-
fang Mai schneller ticken.«

Infoveranstaltung 
bei Daimler in Sin-
delfi ngen: 10.000 
Kolleginnen und 
Kollegen vor Tor 7

Die IG Metall fordert »ARBEIT - SICHER UND FAIR!«

Prekär ist nicht fair!
Prekäre Beschäftigung ist weiter ungebremst auf dem Vor-
marsch. Die Zahl der Leiharbeiter hat sich seit 2003 mehr als 
verdreifacht, auf rund eine Million Menschen. Neben Leiharbeit 
setzen immer mehr Unternehmen auf den Einsatz von Werkver-
trägen. 73 Prozent der Betriebe im Land nutzen diese Möglich-
keit, sich oft billige Arbeitskräfte ins Haus zu holen, ohne selbst 
Personalverantwortung übernehmen zu müssen. Und wenn ein 
Unternehmen direkt einstellt, dann nur befristet. Auch für Azubis 
wird die Übernahme nach der Ausbildung immer mehr zur Aus-
nahme. So werden Belegschaften gespalten und Lohndumping 
gefördert.

metallnachrichtenrichtenrichtenrichten
» Eine Information für die Beschäftigten in Baden-Württemberg    Eine Information für die Beschäftigten in Baden-Württemberg  Eine Information für die Beschäftigten in Baden-Württemberg www.bw.igm.de Nr. 1 / 16. Februar 2011Nr. 1 / 16. Februar 2011Nr. 1 / 16. Februar 2011

Gibt es im Betrieb wachsende Probleme mit 
Leistungsvorgaben und Personalbesetzung?

(Anzahl der Betriebe)

68%
Ja

32% 
Nein

Umfrageergebnis 
Die IG Metall hat über 900  
Betriebe im Land befragt
Seite 2  und 3

Tarifpolitik
IG Metall will Beschäftigungs
Tarifpolitik
IG Metall will Beschäftigungs
Tarifpolitik

-
sicherung verlängern
Seite 3

In der Krise wurden in 
der baden-württember-
gischen Metall- und Elek-
troindustrie rund 70.000 
Arbeitsplätze abgebaut. 
Obwohl die Aufträge 
das Niveau vor der Kri-
se erreicht haben, sind 
seither gerade 12.000 
Arbeitsplätze neu ent-
standen - mindestens die 
Hälfte davon befristet. 
IG Metall-Bezirksleiter 
Jörg Hofmann: »Wir haben 
die groteske Situation, 

dass der Aufschwung ein Mehr 
an Unsicherheit in der Lebens-
planung von tausenden von 
Beschäftigten bedeutet, die in 
prekäre Beschäftigung abge-
drängt werden. Das ist völlig 
untragbar.«

Es droht eine  
»Generation prekär«
Dabei spiele auch die ÜberDabei spiele auch die Über-
nahme von Auszubildenden nahme von Auszubildenden 
nach der Ausbildung eine entnach der Ausbildung eine ent-
scheidende Rolle. Hofmann: scheidende Rolle. Hofmann: 
»Die als Ausnahme gedachte »Die als Ausnahme gedachte 
befristete Übernahme nach befristete Übernahme nach 
der Ausbildung ist zur Regel der Ausbildung ist zur Regel 
geworden. Damit rauben wir geworden. Damit rauben wir 
jungen Menschen die Zukunft. jungen Menschen die Zukunft. 
Das muss sich ändern.« Das muss sich ändern.« 

Arbeitgeber stehlen sich 
aus der Verantwortung
Hofmann: »Wir akzeptieren Hofmann: »Wir akzeptieren 
nicht, dass die Arbeitgeber nicht, dass die Arbeitgeber 
sich aus ihrer Verantwortung sich aus ihrer Verantwortung 

stehlen. Der bestehende Per-
sonalbedarf muss mit Festan-
stellungen bewältigt werden. 
Hierfür haben die Tarifvertrags-
parteien der Metall- und Elek-
troindustrie den notwendigen 
Flexibilitätsrahmen geschaf-
fen.«
Deshalb am 24. Februar Flagge 
zeigen, beim Aktionstag der IG 
Metall gegen prekäre Beschäf-
tigung!

Atomkraft ist als Brückentechnologie ungeeignet und hat keine Zukunft!

Atomausstieg: Jetzt!
Erst vor wenigen Wochen wurde in Japan innerhalb weniger Minuten die Existenz tausender Menschen weggespült. Und noch bevor das ganze Aus-
maß dieser Umweltkatastrophe sichtbar wurde, geriet der Atomreaktor im japanischen Fukushima außer Kontrolle. Es kam zur Kernschmelze und 
dem  Austritt radioaktiver Strahlung und radioaktiv verseuchtem Wasser. Die Folgen und Ausmaße der Katastrophe sind bis heute nicht absehbar. 

metallnachrichten
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Atomkraft: Schluss! 
Demonstrationen am 28. Mai in 
Freiburg, Mannheim und Ulm
Seite 1 

Grün-Rot
Die Themen der neuen Landes-
regierung aus Sicht der IG Metall
Seite 2

Der Weg in die Zukunft mit Atom-
energie führt in eine Sackgasse, 
auch wenn die Atom-Lobbyisten 
der Stromkonzerne unbeirrt das 
Gegenteil behaupten. Was wir 
brauchen ist eine schnelle Ener-
giewende. Dieser Weg ist mög-
lich, wenn er nicht von den Pro-
fi tinteressen der Stromgiganten, 
sondern durch eine abgestimm-
te Energiepolitik von Bund, Län-
dern und Kommunen bestimmt 
wird. 

Die Wirkung des Moratoriums der 
Bundesregierung verdampft so 
rasch wie das Kühlwasser auf den 
Brennstäben in Fukushima. Der 
jetzt durchgeführte Stresstest für 
Kernkraftwerke basiert lediglich 
auf Modellrechnungen auf Basis 
bekannter Theorien. Allerdings 
werden diese Theorien oft schnel-
ler von der Realität überholt, als 
uns lieb ist. Auch der Reaktor von 
Fukushima galt schließlich als si-
cher - bis zu seiner Havarie.

Für die Gewerkschaften ist die 
Nutzung der Atomkraft schon lan-
ge ein Thema. Die IG Metall setzt 
sich seit der Reaktorkatastrophe 
von Tschernobyl Mitte der 80er 
Jahre für einen schnellen Ausstieg 
aus der Atomenergie ein. Wir ha-

ben den von Rot-Grün beschlos-
senen Atomausstieg begrüßt. 
Dieser Einstieg in den Ausstieg 
aus der Atomenergie war der erste 
richtige Schritt und wurde damals 
selbst von den Energieversorgern 
mitgetragen.

Es war die schwarz-gelbe Bundes-
regierung, die diesen Konsens 
vergangenen Herbst ohne Not 
aufgegeben hat und durch eine Li-
zenz zum Gelddrucken für die En-
ergieriesen Vattenfall, RWE, Eon 
und EnBW, ohne Not ersetzt hat. 
Ein Beweis dafür, wie sehr Merkel 
und Westerwelle am Gängelband 
fi nanzkräftiger Lobbyisten und 
Energiekonzerne hängen, aber 
auch ein Beleg dafür, dass die Pri-
vatisierung von elementaren Ver-
sorgungsleistungen wie Strom, 
Wasser oder Verkehr der falsche 
Weg für ein ökologisch und sozial 
nachhaltiges Wachstum ist.

Wir fordern:
• Die von Schwarz-Gelb be-

schlossene Laufzeitverlän-
gerung für Atommeiler muss 
zurückgenommen und durch 
Festlegungen für einen mög-
lichst schnellen Ausstieg aus 
der Atomenergie ersetzt wer-
den.

• Die sieben vorübergehend 
abgeschalteten Atommeiler 
(darunter Neckarwestheim 1 
und Biblis A) dürfen allesamt 
nicht wieder ans Netz gehen.

• Deutschland muss eine Vor-
reiterrolle beim Einsatz al-
ternativer Energiegewinnung 
übernehmen und künftig auf 
einen Energiemix ohne Atom-
kraft setzen. Hierzu gehört 
auch eine Steigerung der En-
ergieeffi  zienz in Haushalten, 
Verkehr und Industrie.

• Saubere Energie muss bezahl-

bar bleiben – das ist aber nur 
möglich, wenn nicht die Profi -
tinteressen der Konzerne die 
Strompreise mitbestimmen.

• Der Umbau der Energieer-
zeugung muss die Sicherheit 
der Arbeitsplätze immer mit 
im Auge haben. Dort wo es 
zu strukturellen Verände-
rungen kommt, braucht es 
gleichwertige Alternativen. 
Hier bietet der Aufbau rege-
nerativer Energien  auch in 
der Metall- und Elektroindu-
strie Chancen für zukunftsfä-
hige Arbeitsplätze. 

Demonstration in Ulm 
Auftakt 1: 14 Uhr, Neu-Ulm Bahnhof
Auftakt 2: 14 Uhr, Ulm Hauptbahnhof
Abschlusskundgebung: 15.30 Uhr Ulm, Münsterplatz

Demonstration in Freiburg
13 Uhr Stühlinger Kirchplatz (Direkt hinter dem Hauptbahnhof)

Demonstration Mannheim
Auftakt: 12 Uhr Hauptbahnhof Mannheim und in Ludwigshafen 
am Berliner Platz
Abschlusskundgebung: 13 Uhr, Ehrenhof des Mannheimer 
Schlosses

Weitere Infos unter: www.anti-atom-demo.de

#_mn_03-11_Anti-Atom.indd   1 18.05.11   15:08

Der Tarifvertrag der IG Metall macht`s möglich:

Ein guter Start ins neue Jahr:
Mehr Geld in der Tasche
 160 Euro extra im Dezember

metallnachrichten
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Bosch war Vorreiter, andere 
wie Voith, Trumpf,  Porsche und 
Daimler haben nachgezogen. 
Immer mehr Beschäftigte der 
baden-württembergischen Me-
tall- und Elektroindustrie bekom-
men schon ab Februar 2011 2,7 
Prozent mehr Geld. 

Aufschwung...
Der aktuelle Aufschwung hat in-
zwischen weite Teile der gesam-
ten Metallindustrie erfasst. Noch 
sind nicht alle Branchen wieder 
auf Vorkrisennievau, aber Auto-
mobilhersteller und Zulieferer 
haken die Krisenmonate ab.

Der Tarifabschluss vom Februar zahlt sich aus: Im Dezember steht die zweite Einmalzahlung an. Alle 
Beschäftigten erhalten 160 Euro, die Auszubildenden 60 Euro. Die erste Einmalzahlung in Höhe von 
160 Euro hat es bereits im Mai gegeben. Zudem kann die Tariferhöhung 2011 - 2,7 Prozent mehr Geld 
- um zwei Monate vorgezogen werden, vom 1. April auf den 1. Februar 2011. Alle Firmen, denen es 
wirtschaftlich besser geht, stehen in der Pfl icht: Sie sollen früher zahlen.

Die tiefste Krise nach dem Krieg 
ohne Massenentlassungen und 
Massenarbeitslosigkeit zu über-
stehen ist ein Erfolg gewerk-
schaftlichen Handelns. Nur durch 
die Flexibilität und die Bereit-
schaft der Belegschaften, auch 
befristete Einkommensverluste 
in Kauf zu nehmen, wurde die 
Existenz tausender Unternehmen 
und hunderttausender Arbeits-
plätze gesichert.

...und Teilhabe
Fairness verlangt deshalb:
• Überall die krisenbedingten 

Verzichte  ohne Verzögerung 

zurückzunehmen, wo es 
wirtschaftlich möglich ist. 

• Die Belegschaften an den 
teilweise explosionsartigen 
Gewinnen zu beteiligen. 

• Dort, wo der Laden wieder 
brummt, die nächste Tarif-
erhöhung um 2,7 Prozent  
von April auf Februar vorzu-
ziehen.

Die Krise wurde gemeinsam er-
folgreich bewältigt. Die Beschäf-
tigten haben den Aufschwung 
erwirtschaftet und möglich ge-
macht. Jetzt sollen sie auch da-
von profi tieren. 

Krise gemeistert, 
2,7 Prozent 
vorgezogen

Viele Betriebe zahlen ihren Be-
schäftigten schon ab 1. Februar 
2011 mehr Geld, z.B.:

 Audi AG
 Robert Bosch GmbH
 Daimler AG
 Epcos
 Elring Klinger
 Porsche AG
 Siemens AG
 Trumpf AG
  Voith AG
  und viele weitere Betriebe, so 
dass mehrere hunderttausend Be-
schäftigte früher als erwartet vom 
Tarifvertrag der IG Metall profi tieren.
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PrEssE- und ÖffEntlicHKEitsarBEit

Journalisten auszeichnen, die mit ihrer Arbeit die Ar-
beitswelt in Baden-Württemberg für Leser, Hörer und 
Betrachter erlebbar machen, dieses Ziel verfolgt der 
Willi-Bleicher-Preis 2012. Aus-
geschrieben hat den Preis die 
IG Metall-Bezirksleitung Ba-
den-Württemberg. 

IG Metall-Bezirksleiter Jörg Hof-
mann: »Die Arbeitswelt befi n-
det sich in einem gewaltigen 
Umbruch. Der technologische 
Wandel verändert nicht nur 
Produkte und Techniken, er 
verändert auch die Anforderun-
gen an die Menschen und de-
ren Qualifi kationen. Die früher 
meist klare Grenze zwischen 

Arbeit und Leben verläuft längst fl ießend. Ständige Er-
reichbarkeit, entgrenzte Arbeitszeiten und wachsende 
Flexibilität zählen längst zum Alltag der Menschen – und 

haben ihren Preis. Die soge-
nannte Work-Life-Balance ver-
ändert sich.«

Wie sich die Arbeitswelt wan-
delt und wie die Menschen mit 
diesem Wandel umgehen, vor 
welche Probleme sie dadurch 
gestellt werden oder welchen 
Nutzen sie daraus ziehen, dar-
über berichten jeden Tag viele 
Journalisten. 
Mit dem Willi-Bleicher-Preis 
will die IG Metall einige dieser 
Beiträge würdigen, sie in Erin-

WILLI-BLeIcHeR-PReIS
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nerung rufen und gleichzeitig eine Plattform für eine hof-
fentlich nachhaltige Wirkung dieser Beiträge schaff en. 
Hofmann: »Der Mensch defi niert sich zu einem großen 
Teil durch seine Arbeit. Verändert sich die Arbeit, verän-
dert sich der Mensch. Und es sind die Journalisten, die 
diese Veränderung begleiten. Das wollen wir zeigen.«

der Willi-Bleicher-Preis 2012
Wandel der Arbeitswelt: Arbeit und Leben – Leben und 
Arbeit. 
Die Preisverleihung erfolgt in festlichem Rahmen am 
Abend des 13. Juli 2012 auf der Großen Bezirkskonfe-
renz der IG Metall Baden-Württemberg in Ludwigsburg.

Die Auswahl der Preisträger erfolgt durch eine unabhän-
gige Jury, die aus Professor Dr. Frank Brettschneider, 
Universität Hohenheim, Institut für Kommunikations-
wissenschaft, Wolfgang Storz, Publizist und ehemaliger 
Chefredakteur der Frankfurter Rundschau und Peter Heil-
brunner, Abteilungsleiter Wirtschaft und Umwelt, SWR 
Hörfunk, besteht.

h t t p : / / w w w . w i l l i - b l e i c h e r - p r e i s . d e

W I L L I

P R E I S

BLEICHER
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PrEssE- und ÖffEntlicHKEitsarBEit

Geschichten der Arbeit und der Arbeitswelt sammeln sich 
in über 60 Jahren zahlreiche an. Erst recht in Regionen 
und Unternehmen, die Industriegeschichte geschrieben 
haben. Damit diese Geschichten nicht verloren gehen, 
sondern immer präsent bleiben, hat die Bezirksleitung 
der IG Metall Baden-Württemberg begonnen, einige da-
von aufzubereiten oder die Aufbereitung zu unterstüt-
zen. Entstanden sind fünf Bücher, die sechs Jahrzehnte 
Arbeit und Leben beschreiben:

•	 Strategie Zukunft 
60 Jahre IG Metall Baden-Württemberg

•	 125 Jahre Arbeit und Leben in den Werken von 
Daimler und Benz 
Die Geschichte der Beschäftigten und ihrer Interes-
senvertretung

•	 »und wenn die Welt voll teufel wär ...« 
Willi Bleicher – Ein konsequentes Leben für Men-
schenwürde und Gerechtigkeit

•	 Die Arbeiter der Daimler-Motoren-Gesellschaft 
Stuttgart-untertürkheim  
(Ein Reprint der Originalausgabe von Dr. Fritz Schu-
mann aus dem Jahre 1911)

•	 »... auch beim Bosch gibt’s nichts umsonst«  
100 Jahre Arbeit und Leben in Feuerbach aus Sicht 
der Beschäftigten.

Mit einem ganz anderen Thema beschäftigt sich ein Buch, 
das im Herbst 2011 erschienen ist und maßgeblich von 
einer Metallerin und einem Metaller aus dem Bezirk auf 
den Weg gebracht worden war: Das Handbuch Medien 
machen liefert praktisch, handlich und verständlich das 
kleine 1 x 1 der Öffentlichkeitsarbeit zwischen zwei Buch-
deckeln und richtet sich an engagierte Leute in Gewerk-
schaften, Betriebsräten und Non-Profit-Organisationen. 
Geschrieben haben es unter anderem Jordana Vogiatzi, 
Pressesprecherin der IG Metall Stuttgart, sowie Kai Bliese-
ner, Pressesprecher der IG Metall in Baden-Württemberg.

BÜcHeR DeR IG MetALL  
BADeN-WÜRtteMBeRG
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Hans Böckler 
Stiftung 

Gefördert durch die

Ein konsequentes Leben 
für Menschenwürde 

und Gerechtigkeit

«Und wenn die Welt voll Teufel wär…» 
so ruft Willi Bleicher auf seiner letzten 
großen Kundgebung als IG Metall-Be-
zirksleiter von Baden-Württemberg vor 
45.000 Menschen in Stuttgart. In der von 
Streik und Massenaussperrung gekenn-
zeichneten Tarifrunde 1971 beendet er 
den Satz: «…wir werden’s doch erzwin-
gen!» So wandelt er, der sich stets als 
«Kind der Arbeiterklasse» bezeichnet, 
eine Liedzeile von Martin Luther ab.  

Dieser hatte im Choral Ein feste Burg ist 
unser Gott geschrieben: «Und wenn die 
Welt voll Teufel wär und wollt uns gar ver-
schlingen, so fürchten wir uns nicht zu 
sehr, es soll uns doch gelingen» – wäh-
rend bei Luther Gottes Wort die Rettung 
bringen soll, setzt Bleicher auf irdische 
Mächte: Auf die Solidarität und Kampf-
kraft der Beschäftigten.

Willi Bleicher
27. Oktober 1907 – 23. Juni 1981

Ein Portrait
von Rainer Fattmann
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Die Arbeiter  
der Daimler-Motoren-Gesellschaft  
Stuttgart-Untertürkheim
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Bezirk
Baden-Württemberg»Über die Beschäftigten in der  

deutschen Automobilindustrie im frühen 
20. Jahrhundert erfahren wir viel durch 
die 1911 veröffentlichte, heute immer 
noch lesenswerte, ja spannend 
geschrie bene Untersuchung Fritz 
Schumanns über „Die Arbeiter der 
Daimler-Motoren-Gesellschaft Stuttgart-
Untertürkheim“. Über sie wissen wir 
durch dieses Buch viel mehr als über die 
Beschäftigten anderer Industrieunter-
nehmen. Seine Beobachtungen 
um fassten die Organisation der Fabrik, 
ihre Maschinen und Gebäude, die 
Wohlfahrtseinrichtungen im Unterneh-
men und die Organisation der Arbeits-
vermittlung, aber auch die Einteilung der 
Arbeiterschaft, ihre Arbeitsbedingungen 
und die Lohnverhältnisse. 

Schumann wertete eine Fülle statisti-
sches Material aus, das ihm teils von der 
Unternehmensleitung, teils aber auch 
von der Stuttgarter Geschäftsstelle des 
DMV zur Verfügung gestellt worden war. 
Zusätzlich versuchte er, durch einen für 
diesen Zweck erstellten Fragebogen 
unter den Arbeitern in Untertürkheim 
möglichst viele relevante Aspekte des 
Lebens der Beschäftigten innerhalb und 
außerhalb der Fabrikmauern zu 
erfassen. So fragte er beispielsweise 
auch nach den Familienverhältnissen, in 
denen sie lebten, aber auch nach 
Erholungen und Vergnügungen der 
Arbeiter, ihren Lieblingsbeschäftigungen 
und anderem mehr.«

Dr. Rainer Fattmann in »125 Jahre 
Arbeit und Leben in den Werken von 
Daimler und Benz«

Erstausgabe: Leipzig, Verlag von Duncker & 
Humblot. 1911. - Faksimile-Nachdruck 2011

Leipzig, Verlag von Duncker & Humblot. 1911. 
Faksimile-Nachdruck

ISBN 978-3-89472-731-4

Stuttgart-Untertürkheim
Dr. Fritz Schumann

ISBN 978-3-931112-23-3
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»operation Übernahme« geglückt >

Für die junge IG Metall zieht sich ein Thema wie ein roter 
– oder besser schwarz-gelber – Faden durch die vergan-
gen Jahre: Unser Kampf für eine Zukunft mit Perspektiven 
für die Jugend. Das bedeutet in erster Linie die unbefris-
tete Übernahme nach der Ausbildung. Mit zahlreichen 
Aktionen haben wir das Thema in der Öffentlichkeit, den 
Betrieben und auch in der IG Metall nach vorne gebracht 
und zu einer der zentralen Forderungen in der Metall- 
und Elektro-Tarifrunde 2012 gemacht. Eine treibende 
Kraft dabei war stets die Jugend in Baden-Württemberg. 
Doch vom Start der »Operation Übernahme« bis zur 
Durchsetzung der unbefristeten Übernahme der Ausge-
bildeten in der Metall- und Elektroindustrie in der Tarif-
runde 2012 war es ein weiter Weg. Das Leitungsteam 
des Bezirksjugendausschusses wirft einen Blick auf die 
Meilensteine.

10. Juni 2010 - show Balls >

Beim landesweiten Aktionstag »Show Balls« sind rund 
6.000 junge Menschen für die Zukunft der Jugend auf 
den Beinen. Auf tausenden in den Betrieben selbst be-
schrifteten Bällen präsentierten sie in Stuttgart, Rastatt, 
Friedrichshafen, Offenburg und Aalen ihre Forderungen 
den Politikern und Arbeitgebern.

Pascal Eß, Mitglied im Ortsjugendausschuss in Fried-
richshafen, war am Bodensee mit dabei.
»Über 700 Jugendliche aus Friedrichshafen, Singen, 

Ulm und Albstadt sind bei Show Balls durch Friedrichs-
hafen gezogen und haben lautstark für eine gerechte 
Arbeitswelt demonstriert. Die Demo endete mit einer 
großen Übernahme-Party an der Uferpromenade mit 
Redebeiträgen von Azubis, Livemusik und Mitmach-
aktionen. Die von den Azubis mit ihren Forderungen 

JuGeND

unsErE organisation
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beschrifteten Übernahmebälle konnten Passanten 
noch Stunden später am Seeufer bewundern. Ein High-
light war sicherlich die große Wasserschlacht, die 
am Ende für triefend nasse Teilnehmer gesorgt hat. 
Show Balls hat sich bei vielen Azubis als Synonym für 
unsere Forderung nach einer guten Ausbildung und der 
unbefristeten Übernahme eingeprägt. Die Aktion hat 
aber auch gezeigt, dass es ungeheuren Spaß machen 
kann, für seine Rechte einzutreten.«

12. und 13. november 2010 –  
annahme des spar pakets verweigert >

Etwa 45.000 Menschen demonstrieren am 13. Novem-
ber 2010 im Rahmen des bundesweiten Aktionstages 

des DGB auf dem Stuttgarter Schlossplatz gegen die 
einseitige Sparpolitik der Bundesregierung. Die IG Me-
tall-Jugend war bereits am Vorabend in der Innenstadt 
unterwegs, um gegen den unsozialen Sparkurs zu pro-
testieren.
Michael Hoffmann, Mitglied des Ortsjugendausschuss 
in Freiburg, wollte das Sparpaket loswerden.
»Wir wollten als Jugend ein Zeichen gegen die Sparmen-

talität der Regierung setzen. Deshalb haben wir am 
Abend vor der Kundgebung spontan eine Demo zur Lan-
deszentrale der CDU gestartet. Dort haben wir versucht, 
ein überdimensionales Sparpaket mit der Aufschrift 
‚Zurück an Absender. Annahme verweigert!’ loszuwer-
den. Natürlich hat es nicht in den Briefkasten gepasst. 
Deshalb haben wir es am nächsten Tag zusammen mit 
hunderten anderen Paketen voller Unterschriften ge-
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gen den schwarz-gelben Sparkurs mit einem Sattel-
schlepper nach Berlin geschickt. Die Jugend hat kein 
solches Sparpaket bestellt. Und wenn ich etwas nicht 
bestellt habe, dann geht es zurück. So einfach ist das. 
Statt eines Sparkurses zulasten der jungen Generation 
fordern wir von der Politik einen Kurswechsel.«

23. bis 26. März 2011 –  
Bundesjugendkonferenz in sprockhövel >

Auf ihrer 21. Bundesjugendkonferenz in Sprockhövel hat 
die IG Metall-Jugend ihre Mission für die nächsten Jahre 
festgelegt. Die über 230 Delegierten 
beschlossen, die »Operation Über-
nahme« fortzusetzen und forderten, 
die unbefristete Übernahme nach 
der Ausbildung tarifvertraglich zu 
regeln.

Armin Kaltenbach, Vorsitzender der 
Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung bei Bosch in Feuerbach, war 
einer von 48 Delegierten aus Baden-
Württemberg.
»Es war eine spannende Konferenz, 

denn wir hatten uns viel vorge-
nommen. Es galt, aus den Diskussionen in den Bezir-
ken eine einheitliche Position der IG Metall-Jugend zu 
formen und sie dann gemeinsam durchzusetzen. Die 
Diskussionen verliefen sehr konstruktiv. Absolutes 
Highlight war natürlich der Beschluss, die »Operati-
on Übernahme« weiterzuführen. Die Entscheidung fiel 

einstimmig und hatte Folgen: Nicht mal ein Jahr später 
wurde die unbefristete Übernahme der Ausgebildeten 
und Dual Studierenden eine der zentralen Forderungen 
in der Tarifrunde der Metall- und Elektroindustrie. Trotz 
der konzentrierten Arbeit war die Jugendkonferenz ein 
Mordsspaß. Dafür haben schon die Konzerte, Theater-
aufführungen und Partys am Rande gesorgt.«

8. Juli 2011 - tarifpolitische Konferenz in Markelfingen >

Mit ihren Beschlüssen auf der Bundesjugendkonferenz 
hat die IG Metall-Jugend die Weichen gestellt. Nun galt 

es, aus der »Operation Übernahme« 
konkrete tarifpolitische Forderun-
gen abzuleiten. Dazu trafen sich 
junge Aktive aus dem ganzen Bezirk 
in Markelfingen, um ihr Manifest für 
eine Tarifoffensive zu beschließen.

Für Martina Teubner, Betriebsrätin 
bei Pretema in Pforzheim, war dies 
ein Treffen mit überwältigenden Mo-
menten.
»Die Konferenz war für mich die gro-
ße Einstimmung auf die Tarifrunde 
2012. Mit der Abstimmung über un-

ser Manifest zur Tarifoffensive hat die junge IG Metall in 
Baden-Württemberg klar und deutlich gezeigt, dass wir 
einen Tarifvertrag zur unbefristeten Übernahme wollen. 
Vorher haben wir in den Arbeitsgruppen überlegt, wie 
eine Regelung genau aussehen könnte. Die Stimmung 
war der Hammer. Wir alle waren uns einig, was wir 
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wollen und wie wir es erreichen können. Als wir dann 
einstimmig die Übernahmeforderung beschlossen 
haben, war das absolut überwältigend. Ich bekomme 
heute noch Gänsehaut, wenn ich mir die Bilder aus 
Markelfingen anschaue.«

1. oktober 2011 - Jugend-aktionstag in Köln >

Anfang Oktober 2011 kommen über 20.000 junge Me-
tallerinnen und Metaller in Köln zusammen, um laut und 
stark ein Zeichen an Politik und Arbeitgeber zu senden: 
Sie forderten eine Zukunft mit Perspektiven für die Ju-
gend. Der Aktionstag läutete die heiße Phase im Kampf 
um die unbefristete Übernahme ein.

Hannes Hofmann, Jugend- und Auszubildendenvertre-
ter Hirschmann Automation & Control, war einer von 
etwa 6.000 Teilnehmern aus Baden-Württemberg.
»Ich bin schon am Vorabend angereist und habe zusam-

men mit anderen mit statisch haftenden Stickern der 
»Operation Übernahme« unseren Treffpunkt am Heu-
markt verschönert. Das brachte uns Aufmerksamkeit. 
Viele Passanten sprachen sich für unsere Forderung 
aus. Am nächsten Tag brachten Feuerspucker und Hea-
vy-Metal-Musik die Stimmung am Heumarkt zum Ko-
chen. Man hat gemerkt, dass die Jugend von ganzem 
Herzen dabei ist und für ihre Überzeugungen einsteht. 
Auf der Demo von der zentralen Kundgebung auf dem 
Neumarkt bis zum Abschluss-Konzert in der Lanxess 
Arena haben wir ganz Köln lahmgelegt. Da ging nichts 
mehr. An diesem Tag hat die Jugend gezeigt: An uns 
und unseren Forderungen kommt niemand vorbei.«
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tarifrunde: 2012 – Übernahme – unbefristet - jetzt! >

Am frühen Morgen des 19. Mai ist es soweit: Nach insge-
samt 37-stündigen Verhandlungen liegt ein Ergebnis in 
den Tarifverhandlungen für die 800.000 Beschäftigten 
der baden-württembergischen Metall- und Elektroin-
dustrie vor. Und die Jugend kann feiern: Die »Operation 
Übernahme« ist geglückt. Die unbefristete Übernahme 
wird zur Regel.

Christian Schwaab, Jugend- und Auszubildendenver-
treter bei Mercedes Benz in Gaggenau, hat sich in der 
Verhandlungskommission die Nacht um die Ohren ge-
schlagen.
»Die Jugend war heiß auf die Tarifrunde. Wir haben von 

Anfang an Druck gemacht. Ob bei den zentralen Akti-
onen wie der Präsentation der Jugendvoten in Böblin-
gen und unserem Jugendwarnstreiktag in Sindelfi ngen 
oder auch auf den zahlreichen Kundgebungen und 
Warnstreiks im Land: Wir waren laut und stark für alle 
drei Forderungen am Start. Und es hat sich gelohnt: 
Das erzielte Ergebnis kann sich in allen drei Punkten 
sehen lassen. Aus unserer Sicht ist es aber richtig gut. 
Die unbefristete Übernahme gibt den Azubis endlich 
bessere Perspektiven für ihre Zukunft. Leider sind die 
Dual Studierenden davon ausgeschlossen. Hier sind 
die Arbeitgeber stur geblieben. Wir werden daran wei-
terarbeiten, das doch noch hinzukriegen.«

D i e  I G  M e t a l l - J u g e n d  B a d e n - W ü r t t e m b e r g  i m  N e t z : 

w w w . j u g e n d . i g m . d e 

o d e r  w w w . f a c e b o o k . c o m / i g m e t a l l j u g e n d b a w u e 
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Insbesondere in den kaufmännischen 
Bereichen verändern sich die Arbeitsbe-
dingungen dramatisch. Im Rahmen der 
Initiative »Gleichstellung von Frauen in 
der Wirtschaft« des Bundesarbeitsmi-
nisteriums haben die IG Metall-Frauen 
deshalb 2010 das Projekt »Frech« an-
gestoßen. »erfahrung nutzen, Ressour-
cen erweitern« – unter diesem Motto 
soll die betriebliche Weiterbildung für 
diese Frauen verbessert werden.

»Die Unternehmen planen neue Technik und neue Be-
triebsabläufe, aber die Qualifizierung der Beschäftigten 
wird oft vergessen«, sagt Sylvia Stieler vom Stuttgarter 
IMU-Institut, eine der Projektmitarbeiterinnen. »Mahle 
und Trumpf sind die beiden Modellbetriebe, in denen 
das Projekt entwickelt und erprobt wird«, sagt Sylvia 

Stieler – und zwar gemeinsam mit Be-
schäftigten, Betriebsräten und Perso-
nalern. 

Bei Mahle etwa zeigte sich: Das bisheri-
ge Berufsbild der Sekretärin entwickelt 
sich mehr und mehr hin zur Assistenz. 
Neue Kenntnisse werden verlangt – in 
Projektsteuerung, Organisationsma-
nagement oder bei den neuen digita-

len Informationsmedien. Außerdem wollten die Frauen 
über das Unternehmen selbst und dessen Produkte 
mehr wissen. Aus den Erfahrungen der Modellprojekte 
entsteht im Lauf des Jahres 2012 ein Baukasten, der 
bis Mitte 2013 erprobt wird. »Wir versprechen uns eine 
hohe Übertragbarkeit auf andere Betriebe und ein gutes 
Werkzeug für Betriebsräte und Vertrauensleute«, sagt 
Monika Lersmacher, Bezirksfrauensekretärin und Pro-

FRAueN
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jektleiterin. Ergänzt wird das Angebot der Bezirksleitung 
mit Seminaren in Kommunikations-, Konflikt-, Zeit- und 
Führungsmanagement.

internationaler frauentag >

Die gewerkschaftliche Frauenarbeit vor Ort ist bunt und 
vielfältig. Besonders am Internationalen Frauentag 8. 
März merken wir das: In Frauen-Cafés, Frauenversamm-
lungen, Kulturveranstaltungen, an Infoständen oder in 
eigenen Theateraufführungen machen Frauen auf die 
Forderungen der gewerkschaftlichen Frauenpolitik auf-
merksam. 2011 blickten die IG Metall-Frauen auf 100 

Jahre Frauentag zurück. Monika Lersmacher beklagte 
in diesem Zusammenhang die noch immer fehlende 
Gleichberechtigung bei den Entgelten. »Es gab noch nie 
eine besser qualifizierte Generation an Frauen als die 
des Jahres 2011. Aber beim Entgelt liegen sie noch im-
mer deutlich hinter den Männern und werden auch beim 
beruflichen Aufstieg benachteiligt. 
Die Jubiläumsveranstaltung fand im Technoseum in  
Mannheim statt. 
Aktuell befasst sich der Frauenausschuss mit der Ge-
staltung von Arbeitsbedingungen: von Arbeitszeit und 
Schichtsystemen über Vereinbarkeitsmöglichkeiten bis 
hin zu Entgeltgerechtigkeit.
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Der 2008 neu gewählte Vorstand des bezirklichen Mi-
grationsausschusses hatte sich einiges vorgenommen: 
»Da geht mehr als bisher, sagten wir uns«, berichtet Bü-
lent Bengi, der Vorsitzende. Die Leitfrage, die sich der 
stellvertretende VK-Leiter und Betriebsrat bei Bosch in 
Reutlingen stellte, lautet: »Was können wir für unsere 
Kolleginnen und Kollegen direkt im Betrieb erreichen?« 

Dafür stehen drei Aspekte:
· der gegenseitige »Respekt«,
· Chancengleichheit und Gleichberech-
tigung im Betrieb und
· (betriebliche) Angebote für Migranten.
Bewegt hat sich einiges: Die Initiative 
»Respekt«, der die IG Metall 2011 bei-
trat, ist im Südwesten inzwischen breit 
verankert. Für Bülent Bengi aber ist das Anbringen des 
»Respekt«-Schilds am Werkstor nur der erste Schritt: 

»Das muss im Betrieb gelebt werden, jeden Tag.« Dieser 
Meinung ist auch Porsche-Betriebsratschef Uwe Hück. 
»Respekt gegenüber allen Menschen muss eine Selbst-
verständlichkeit sein«, sagt er und deshalb hängt an je-
dem Werkstor des Sportwagenherstellers ein »Respekt«-
Schild, ebenso wie bei Daimler und zahlreichen anderen 
Betrieben im Bezirk.

Das große Thema Chancengleichheit 
und Teilhabe erfordere weiterhin eine 
konsequente Gleichstellungspolitik im 
Rahmen des Nationalen Integrations-
planes, so Bengi. Um zu ermitteln, wo 
und wie in den Betrieben Beschäftigte 
ohne deutschen Pass arbeiten, entwi-
ckelte der Ausschuss einen Fragebo-

gen. Der wurde zum Beispiel im Bereich der IG Metall 
Mannheim für eine Umfrage genutzt.

MIGRANteN



133

Als direkte betriebliche Maßnahmen für Chancengleich-
heit sieht Bengi etwa die Einsetzung von Integrations-
beauftragten, die Möglichkeit anonymer Bewerbungen 
ohne persönliche Angaben, die Weiterbildung von Füh-
rungskräften in interkultureller Kompetenz oder die in-
terkulturelle Gestaltung der Ausbildung. 

Die IG Metall forderte in der Tarifrunde 2012 neben der 
Azubi-Übernahme auch eine besondere Förderung be-
nachteiligter Jugendlicher. Migranten fi nden sich zu ho-

hen Anteilen in dieser Gruppe – »und deshalb stehen 
wir da voll dahinter«, sagt Bengi.
Weil bestehende Weiterbildungsangebote an den Be-
dürfnissen arbeitsloser Migranten oft vorbeigehen, 
gründete die IG Metall Reutlingen-Tübingen zusammen 
mit der Beschäftigungsgesellschaft Mypegasus eine Mi-
grantenakademie. 
Bülent Bengi: »Auch das ist ein Schritt für Integration.« 
Seit dem Regierungswechsel in Baden-Württemberg gibt 
es weiteren Rückenwind für Bengi und seine Mitstreiter: 
Erstmals nahm mit Bilkay Öney eine Integrationsminis-
terin an der Tagung des Bezirksausschusses teil. Künftig 
arbeiten Ministerin und Metaller in vielen Fragen zusam-
men.

h t t p : / / w w w . r e s p e k t . t v /

Porsche-Beriebsratschef Uwe Hück und 
IG Metall-Vorstandsmitglied Ber tin Eichler 

präsentieren den »Respekt-Ball«



134

unsErE organisation

»Wir sind kein Reisebüro«, sagt Felix Schlindwein, Vor-
sitzender des Seniorenarbeitskreises in der Verwal-
tungsstelle Bruchsal. Auch wenn Ausflüge für die IG Me-
tall-Senioren dann und wann dazugehören, so stehen 
die politischen themen im Vordergrund. 

In Bruchsal sei das Interesse für die 
sozialpolitischen Themen sehr groß, 
sodass es fünfmal jährlich Veranstal-
tungen gibt, so Schlindwein: sei es zur 
Rente, Gesundheit und Pflege, zum de-
mografischen Wandel, zur Tarifpolitik 
der IG Metall oder den Auswirkungen 
der weltweiten Finanzkrise. 

Im bezirklichen Seniorenkreis lassen 
sich die Arbeits kreisvorsitzenden aus dem ganzen Land 
selbst über diese Themen informieren und tauschen sich 

aus – zum Beispiel darüber, wie andere Kollegen ihre 
Arbeitskreise gestalten. »Dieser Austausch ist uns wich-
tig«, sagt Hubert Hotz aus Freiburg, »damit wir nicht im 
eigenen Saft schmoren.« So konnten Hotz und Schlind-
wein schon manche Anregung, etwa für eine bessere 

Darstellung nach außen mitnehmen. 
»Der demografische Wandel ist da«, 
sagt Hubert Hotz, »deshalb müssen wir 
die Seniorenkreise weiter ausbauen 
und für uns werben.«

Ganz im Sinne der Mitmachgewerk-
schaft, als die sich die IG Metall beim 
Gewerkschaftstag 2011 definierte, en-
gagieren sich die Senioren vor Ort für 
ihre Verwaltungsstellen. Die Bruchsaler 

unterstützen Betriebsräte bei ihrer Arbeit und helfen in 
der Tarifrunde; die Freiburger machen bei Rückholaktio-

SeNIOReN
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nen für ausgetretene Mitglieder mit. »Die Mannheimer 
Senioren«, so sagt es deren Vorsitzender Konrad Hirsch, 
»sehen sich als ‚Backup der Gewerkschaft‘.« Sie arbei-
ten den hauptamtlichen Sekretären zu und wollen dort 
ergänzen, wo Ressourcen fehlen. So unterstützen sie da-
bei, Betriebe ohne Betriebsräte zu finden und festzustel-
len, ob sich dort Mitglieder gewinnen und Betriebsräte 
gründen lassen. Konrad Hirsch geht in die Schulen, um 
mithilfe eines Planspiels (eine DGB-Aktion) Schüler aus 
Abschlussklassen für das Thema Arbeitswelt und Ge-
werkschaften zu interessieren. »Themen haben wir ge-
nug«, sagt Hirsch, »nur nicht immer genügend Mitstrei-
ter.« Deshalb befassen sich die Senioren auch mit der 
eigenen Nachwuchswerbung. Die Jüngeren unter den 
Älteren sollen für die Arbeitskreise gewonnen werden. 
»Wir wollen die erreichen, die aktuell oder demnächst 
aus dem Arbeitsleben ausscheiden«, so Hirsch. Hier se-
hen sie die örtliche wie die bezirkliche IG Metall mehr in 
der Pflicht als bisher.

Insgesamt neunmal kam der bezirkliche Seniorenaus-
schuss unter dem Vorsitz von Ulrich Petri von der IG Me-
tall-Bezirksleitung seit 2008 zusammen. 

Die Themenvielfalt der Treffen war breit: Von den Risiken 
moderner Kommunikationsmittel über alternde Gesell-
schaften, Kommunalwahlen und Patientenverfügungen 
bis zum Sparpaket der Bundesregung 2010 und den 
aktuellen Überlegungen für die Tarifrunde 2012. »Dar-
in spiegelt sich nicht nur das Interesse wider, sondern 
auch die Vielfalt der Themen«, resümiert Petri.
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Die Zahl der Schwerbehindertenvertretungen im Be-
reich der IG Metall Baden-Württemberg ist bei den Wah-
len 2010 erneut gesunken – auf 625 gegenüber 661 aus 
dem Wahljahr 2006. 

Dabei nehmen die gesundheitli-
chen Probleme in den Betrieben seit 
Jahren zu, wie die Delegierten der 
Schwerbehindertenkonferenz 2010 
in Pforzheim feststellten: Seit Jahren 
steigt die Zahl chronischer Erkran-
kungen und nehmen psychische Be-
lastungen am Arbeitsplatz zu. Eine 
Hauptursache ist die kontinuierliche 
Arbeitsverdichtung. Zusätzlich führt der demografi sche 
Wandel zu älteren Belegschaften, die zudem durch die 
Rente mit 67 noch länger arbeiten sollen. Gerhard Herr 
spürt diese Entwicklungen im eigenen Betrieb, bei Daim-

ler in Gaggenau. Er wurde 2012 als neuer Vorsitzender 
des bezirklichen Arbeitskreises der Schwerbehinderten-
vertretungen gewählt. Seit der Anhebung des Rentenal-
ters bleiben mehr ältere Schwerbehinderte im Betrieb 
und für Gerhard Herr stellt sich die Frage: »Wie bringen 

wir die alle unter?« Es bräuchte »min-
destens 100 bis 150 alterns- und be-
hindertengerechte Arbeitsplätze«, 
sagt Herr. Eingerichtet wurde davon 
bisher »ein Tropfen auf den heißen 
Stein«, aber Gerhard Herr will dran-
bleiben – auch auf Bezirksebene, 
denn »in anderen Betrieben gibt es 
die gleichen Probleme«.

»Viele, viele einzelne, individuelle Baustellen« sind es, 
vor die sich der Schwerbehindertenvertreter im betrieb-
lichen Alltag gestellt sieht. »Manchmal genügen kleine 
Abhilfen und der Betroff ene ist zufrieden«, sagt Gerhard 

ScHWeRBeHINDeRte MeNScHeN

Ressort

Wahlen zur 
Schwerbehindertenvertretung 2010

Die Wahl für berufliche Teilhabe 
und gute Arbeit!

Freitag, 25. Mai 12
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Herr. Eine größere Maßnahme ist es schon, wenn Gehör-
lose einen Gebärdendolmetscher bekommen, weil sie 
in den Gruppengesprächen vorher zu wenig verstanden 
hatten.
Welche Themen sich das frisch gewählte Leitungsteam 
der Schwerbehindertenvertreter für die nächsten Jahre 
vor die Brust nimmt, das wird im Sommer 2012 in einer 
Klausur gemeinsam vereinbart. »Wir wollen im Team zu-
sammenarbeiten«, sagt Gerhard Herr. Mit ihm gehören 
Rosi Bietz, Peter Bührle, Manfred Rüdebusch, Renate 
Speidel, Wolfgang Stadelmann und Sabine Zach zum be-
zirklichen Leitungskreis. In den letzten Jahren gehörten 
Prävention, Inklusionspolitik und die Ausbildung ohne 
Barrieren zu den Hauptthemen.
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»Fragen der nationalen, aber auch internationalen So-
lidarität sind und waren für uns Metallerinnen und Me-
taller nie große Worte, sondern taten, und sollen auch 
künftig keine großen Worte in Reden und Diskussions-
beiträgen sein«, beschreibt ulrich Petri, bei der IG Me-
tall-Bezirksleitung Baden-Württemberg zuständig für 
die Beziehungen zu den Gewerkschaften in Österreich 
und der Schweiz.

Die Einführung der gemeinsamen europäischen Wäh-
rung erforderte eine effektive Verbesserung und Koor-
dination der gemeinsamen Ziele und eine Verbesserung 
der Instrumente zur Durchsetzung einer aktiven Tarif-
politik auf europäischer Ebene. Zu diesem Zwecke hat 
die Bezirksleitung schon vor zehn Jahren eine Verein-
barung mit dem damaligen Schweizer Maschinen- und 
Uhrenverband (SMUV; heute UNIA) zusammen mit den 
Kolleginnen und Kollegen der Gewerkschaft Metall/Tex-

til Österreich/Vorarlberg unterzeichnet. Sinn und Zweck 
dieser Vereinbarung ist es, den Meinungsaustausch der 
drei Gewerkschaften in der Bodenseeregion zu intensi-
vieren. Die Gewerkschaften haben hierbei einen Beob-
achteraustausch bei nationalen Tarifrunden und eine 
verstärkte tarifpolitische Koordination über die Grenzen 
hinweg vereinbart.
Petri: »In grenzüberschreitenden Tagungen organisieren 
wir den Meinungsaustausch der Betriebsräte und Fach-
leute in tarif- und sozialpolitischen Fragen«. Während 
der Tarifrunden haben uns die Kolleginnen und Kollegen 
des SMUV (heute UNIA) und die Metallerinnen und Me-
taller der GMT bei der Organisation der Warnstreiks in 
den Verwaltungsstellen Lörrach, Singen, Friedrichshafen 
und Ulm begleitet. Auch in anderen betriebspolitischen 
Fragen erfolgt ein bilateraler Meinungsaustausch.
Auch mit den italienischen Gewerkschaften FIOM-CGIL 
und FIM-CISL steht die IG Metall Baden-Württemberg im 

INteRNAtIONALe ZuSAMMeNARBeIt
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regelmäßigen Austausch. »Auf gemeinsamen Tagungen 
standen in den letzen Jahren die Themen Wirtschaftskri-
se und die Aktivitäten der Gewerkschaften in der Krise im 
Mittelpunkt«, berichtet Martin Sambeth, der die Kontak-
te nach Italien pflegt. Arbeitszeitmodelle – Flexibilisie-
rung von Arbeitszeit, die Kurswechseldebatte der IG Me-
tall, die jeweilige wirtschaftliche Situation und aktuelle 
tarifpolitische Themen standen auf der Tagesordnung. 
Gemeinsam mit den FIM-CISL ist ein Film entstanden, 
der sich mit den italienischen Migranten in Deutschland 
beschäftigt. 
Auch die IG Metall-Jugend Baden-Württemberg steht im 
regelmäßigen Austausch mit der Jugend der FIM-CISL in 
Italien. Daneben nehmen regelmäßig Teilnehmer der 
unterschiedlichen Gewerkschaften als Gäste oder auch 
Referenten an Konferenzen der anderen teil.



63. Ordentliche Bezirkskonferenz
 13./14. Juli 2012, Forum am Schlosspark Ludwigsburg
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